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VORWORT 

 

Dieser Band ist aus einer Tagung entstanden, die im Sommer 2007 am Institut für Politikwissen-

schaft der Westfälischen Wilhelms-Universtität, Münster durchgeführt wurde. Die Organisatoren 

dieser Veranstaltung (und Herausgeber dieser Veröffentlichung) sind Doktoranden der Migrati-

onsforschungsgruppe an der Graduate School of Politics sowie Kollegiaten des Graduiertenkol-

legs Zivilgesellschaftliche Verständigungsprozesse in Münster.  

Die Tagung ÍÉÔ ÄÅÍ 4ÉÔÅÌ ȵ-ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÓÔÅÕÅÒÎ ÏÄÅÒ ÖÅÒ×ÁÌÔÅÎȩ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÉÍ ÉÎÔÅÒÎÁÔÉÏÎÁÌÅÎ 

6ÅÒÇÌÅÉÃÈȰ war als interdisziplinäre Studierendentagung der WWU konzipiert. Ziel dieser Veran-

staltung war es, Studierenden aller Fachbereiche zu ermöglich, ihre wissenschaftlichen Arbeiten 

und Fähigkeiten im Rahmen einer Fachkonferenz vorzustellen und Ausarbeitungen auf hohem 

Niveau in diesem Tagungsband zu veröffentlichen. Damit wurde ihnen ein Einblick in den Ablauf 

und die Arbeitsweise im Rahmen von Konferenzen gewährt, die sie sonst nicht besitzen. Denn 

obwohl Studierende während ihres Studiums erlernen, wissenschaftlich zu arbeiten, werden 

ihre Ergebnisse in dieser Zeit selten einer größeren (Fach-)Öffentlichkeit zugängig gemacht.   

Thema dieses Tagungsbandes (und auch der Studierendentagung) ist der politische Umgang mit 

Migrationsprozessen in Europa. Es wird  analysiert, wie Zuwanderung staatlich verwaltet oder 

gesteuert werden kann - und wird. Dabei werden sowohl historische Grundlagen der Migration 

aufgearbeitet,  internationalen Bestimmungen zur Hochqualifiziertenmigration und Asylpolitik 

verglichen sowie Unterschiedliche Wege zur Integration in Europa analysiert.  

Kathrin Kissau 
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EINLEITUNG: VERGLEICHEN UND ERKENNTNISGEWINN IN DER 

DEUTSCHEN MIGRATIONSFORSCHUNG 

 

Dietrich Thränhardt1 

Sorgfältiges und genaues Vergleichen hilft, die eigene Situation genauer einzuschätzen. Das gilt 

auch und vor allem für die Migrationsforschung ɀ einen Wissenschaftsbereich, der immer wie-

der ideologische Konstruktionen hervorgebracht hat ɀ von Max Webers Polenallergie über Hun-

ÔÉÎÇÔÏÎÓ Ȱ+ÁÍÐÆ ÄÅÒ +ÕÌÔÕÒÅÎȰ ÂÉÓ ÚÕ (ÅÉÔÍÅÙÅÒÓ %ÒÆÉÎÄÕÎÇ ÄÅÒ ȵ0ÁÒÁÌÌÅÌÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰȢ !ÕÃÈ 

wenn diese Konstruktionen sich bei näherer Betrachtung in Nichts auflösen, sind sie im Diskurs 

wirkungsvoll gewesen. Im Zeitalter der Migration und der europäischen Integration definieren 

sich Nationen nicht mehr so sehr gegen ihre Nachbarn, sondern gegen Migrantengruppen, und 

da ist es hilfreich, aufklärend und ernüchternd, die Konstruktionen der Nachbarn zu vergleichen. 

England und Frankreich haben ihre alten gegensätzlichen Traditionen der Integration. In Eng-

land versucht man, Eigenheiten der Kleidung von Minderheiten wie die Turbane der Sikhs, die 

Kopftücher der moslemischen Frauen und sogar die Haartracht der Rastafaris in das offizielle 

Erscheinungsbild zu integrieren. Das gilt auch für Hoheits- und Uniformträger wie Polizisten, 

Busfahrer oder Feuerwehrleute. Kopftücher gelten nicht als Problem, sondern als kulturelles 

Recht. Ganze Stadtteile sind sichtbar von bestimmten Einwanderergruppen geprägt, es gibt is-

lamische ebenso wie katholische, anglikanische oder jüdische Privatschulen. In der BBC spre-

chen jüdische ebenso wie moslemische, katholische ebenso wie protestantische und hinduisti-

sche Religionsvertreter über ihren Glauben. Unterschiede gelten als legitim und Großbritannien 

ÄÅÆÉÎÉÅÒÔ ÓÉÃÈ ÏÆÆÉÚÉÅÌÌ ÁÌÓ ȵÍÕÌÔÉËÕÌÔÕÒÅÌÌÅ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰȢ 

'ÁÎÚ ÁÎÄÅÒÓ &ÒÁÎËÒÅÉÃÈȡ )ÄÅÁÌ ÉÓÔ ÄÏÒÔ ÄÉÅ ȵÒÅÐÕÂÌÉËÁÎÉÓÃÈÅ 'ÌÅÉÃÈÈÅÉÔȰ ÁÌÌÅÒȟ ÖÅÒÂÕÎÄÅÎ ÍÉÔ ÄÅÒ 

)ÄÅÅ ÄÅÓ ȵ5ÎÉÖÅÒÓÁÌÉÓÍÕÓȰȟ ÁÌÓÏ ÄÅÒ gleichen Rechte und Position für alle. ȵ7ÉÒ ÔÒÅÔÅÎ ÆİÒ ÅÉÎÅ 

materiell und moralisch integrierte Nation ein, mit einer stabilen Zentralgewalt, festgelegten 

Grenzen, einer relativen moralischen, geistigen und kulturellen Einheit der Einwohner, die ge-

wissenhaÆÔ ÄÅÍ 3ÔÁÁÔ ÕÎÄ ÓÅÉÎÅÎ 'ÅÓÅÔÚÅÎ ÁÎÈßÎÇÅÎȰȟ schreibt Dominique Schnapper, Mitglied 

des Verfassungsrates. Dementsprechend sind Zeichen der Besonderheit unerwünscht. Das Ver-

                                                             

Dietrich Thränhardt, Professor für Politikwissenschaft an der Universität Münster, 2002/03 Fellow am Netherlands 
Institute for Advanced Study, 1990/91 Professor an der International Christian University in Tokyo. Neuere Bücher: 
Migration im Spannungsfeld von Globalisierung und Nationalstaat, Wiesbaden 2003 (Hg.); Selbsthilfe. Wie Migranten 
Netzwerke knüpfen und soziales Kapital schaffen, Freiburg 2005 (Hg., mit Karin Weiss); Entwicklung und Migration 
(Hg.), Münster 2008. 
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bot des Kopftuchs und anderer religiöser Zeichen in den französischen Schulen nicht nur für 

Lehrerinnen, sondern auch für Schülerinnenɀ eine Maßnahme, in der die republikanische Linke 

und die gaullistische Rechte übereinstimmten ɀ stellt den vorläufigen Höhepunkt der Ablehnung 

sichtbarer Unterschieden im öffentlichen Raum dar. Während viele Moslems zunächst protes-

tierten, schlossen sie sich hinter der Republik zusammen, als irakische Extremisten mit einer 

Entführung das Kopftuchverbot kippen wollten. In der Abstimmungskampagne um die europäi-

sche Verfassung 2005 waren die Moslems gar europäischer als ihre Landsleute einheimischer 

(ÅÒËÕÎÆÔȟ ÄÉÅ ȵ&ÒÁÎëÁÉÓ ÄÅ ÓÏÕÃÈÅȰȡ $ÉÅ ÍÏÓÌÅÍÉÓÃÈÅÎ /ÒÇÁÎÉÓÁÔÉÏÎÅÎ ÓÐÒÁÃÈÅÎ ÓÉÃÈ ÍÅÈÒÈÅÉt-

lich für die Verfassung aus (Les organisations musulmanes de France pour le oui, in: Le Monde, 

10.5.2005). 

Ganz in diesem Sinn spricht sich auch SOS Racisme, die Einwanderer-Organisation gegen Dis-

ËÒÉÍÉÎÉÅÒÕÎÇȟ ÇÅÇÅÎ 1ÕÏÔÅÎ ÕÎÄ ȵ+ÏÍÍÕÎÉÔÁÒÉÓÍÕÓȰ ÁÕÓȢ ȵ3/3 2ÁÃÉÓÍÅ ÉÓÔ ÁÕÓ ÍÅÈÒÅÒÅÎ 'Òİn-

den entschieden gegen Quoten. Zu allererst deswegen, weil wir dafür sind, dass jeder gleich be-

handelt wird, was auch seine Hautfarbe oder der Klang seines Namens sei. Außerdem, macht die 

,ÏÇÉË ÄÅÒ 1ÕÏÔÉÅÒÕÎÇ ËÌÁÒȟ ÄÁÓÓ ÊÅÄÅÒ ÉÎ ÅÉÎÅ ȵËÏÍÍÕÎÉÔßÒÅȰ 'ÒÕÐÐÅ ÇÅÄÒßÎÇÔ ×ÉÒÄȟ ÚÕÓÁÍÍÅÎ 

mit anderen mit dem gleichen Hintergrund. Dagegen ist es ja gerade einer der ganz großen Vor-

züge Frankreichs, dass die Menschen sich nicht auf Grund ihres ethnischen, religiösen oder kul-

ÔÕÒÅÌÌÅÎ (ÅÒËÕÎÆÔ ÄÅÆÉÎÉÅÒÅÎȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÁÕÆ 'ÒÕÎÄ ÉÈÒÅÓ ÐÏÌÉÔÉÓÃÈÅÎ "İÒÇÅÒÒÅÃÈÔÓȢȰ ɉwww.sos-

racisme.org/, 5. Juni 2005). 

In Frankreich sind Herkunftsunterschiede in der Wissenschaft ebenso wie in der öffentlichen 

Diskussion tabu, während sie in den angelsächsischen Ländern die Essenz der Forschung aus-

machen. So wurde die französische Soziologin Michèle Tribalat angegriffen und des Rassismus 

bezichtigt, weil sie differenzierende Statistiken zur Integration an Hand der Herkunft verschie-

dener Einwanderungsgruppen erstellt hatte. Andererseits wird in Großbritannien der Begriff 

ȵÒÁÃÅ ÒÅÌÁÔÉÏÎÓȰ ÉÍÍÅÒ ÎÏÃÈ ÏÆÆÉÚÉÅÌÌ ÖÅÒ×ÅÎÄÅÔ ÕÎÄ ÅÓ ÇÉÂÔ ÁÕÆ ÁÌÌÅÎ %ÂÅÎÅÎ )ÎÓtitutionen, die 

sich damit beschäftigen ɀ dies obwohl die wissenschaftliche Diskussion inzwischen über den 

Rasse-Begriff hinaus ist, denn dieser Begriff setzt die Existenz von Rassen voraus und damit evo-

ziert Rassismus. In der offiziellen britischen Volkszählung (und ähnlich in der amerikanischen 

und südafrikanischen) werden alle Menschen nach einer wenig konsistenten Mischung von eth-

nischen, rassistischen und herkunftsbezogenen Kriterien wie Asian, Black, Chinese oder Afro-

Caribbean kategorisiert, die ihre 4ÒÅÎÎÓÃÈßÒÆÅ ÁÕÓ ÄÅÍ 'ÅÇÅÎÓÁÔÚ ÚÕ ÄÅÍ "ÅÇÒÉÆÆ ȵ×ÈÉÔÅȰ Çe-

winnen, der Europäer und Amerikaner beschreibt. In der französischen (und deutschen) Statis-

tik dagegen ist jedes ethnische oder rassistische Kriterium tabu und es kann nur nach der 

Staatsangehörigkeit oder dem Geburtsort und ɀland gefragt werden. 

Ganz entsprechend wird in England die Integration von einer bunten Vielfalt unterschiedlicher 

Organisationen und Aktivitäten getragen, einschließlich von sehr viel ehrenamtlichem Engage-

ment und der Förderung der Selbsthilfe der Einwanderer. In der Öffentlichkeit und in den Me-
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dien sind die unterschiedlichen Einwanderergruppen stark präsent. Sie vertreten ihre Interes-

sen selbst und setzen sich durchaus auch mit staatlichen Autoritäten auseinander. Diskriminie-

rungsbekämpfung und Diskriminierungsvorwürfe sind ständig kontroverser Gegenstand öffent-

licher Debatten. Menschen mit Migrationshintergrund sind im Unterhaus ebenso wie im Ober-

haus vertreten und die vier moslemischen Unterhaus-Abgeordneten haben sich nach den An-

schlägen in London öffentlich deutlich zu Wort gemeldet. Da die Einwanderer überwiegend La-

bour wählen und auch durch Labour-Abgeordnete vertreten werden, sind sie seit Jahrzehnten 

Objekt und inzwischen auch Subjekt der politischen Auseinandersetzung.  

Obwohl es in Frankreich fünf Millionen Menschen gibt, die aus Nordafrika und anderen Teilen 

Afrikas eingewandert sind oder deren Vorfahren von daher stammen, sind sie weder in der Na-

tionalversammlung noch im Senat vertreten. In der Öffentlichkeit spielen Einwanderergruppen 

nur eine geringe Rolle. Die große Ausnahme war die Protestbewegung der Beurs, der Einwande-

rer der zweiten Generation, nach der Erschießung eines von ihnen durch die Polizei in den acht-

ziger Jahren unter dem Motto Touche pas à mon pote. Die Bewegung wurde von Präsident Mit-

terrand diskret gefördert und führte seiner Sozialistischen Partei Wähler und Aktivisten zu. In-

nenminister Sarkozy hat im Jahr 2004 demonstrativ einen Moslem zum Präfekten eines De-

partments ernannt. Seine Begründung, Bürger mit Einwanderungshintergrund müssten geför-

dert werden, löste umgehend eine Kontroverse aus. Präsident Chirac verwies auf die republika-

nische Gleichheit und die Bestenauswahl ɀ Kriterien, die den Migranten aber bisher wenig gehol-

fen haben. Deshalb gibt es seit 1981 faktisch auch in Frankreich besondere Förderungsanstren-

gungen im Städtebau und im Schulwesen. Elf Prozent der Schüler werden in :ÏÎÅÓ Äȭ%ÄÕÃÁÔÉÏÎ 

Prioritaire (ZEP) unterrichtet, in denen mehr Mittel und mehr Lehrer eingesetzt werden. Dabei 

wird aber streng darauf geachtet, dass es bei einer geografischen Definition benachteiligter Ge-

biete bleibt und es keine besondere Erwähnung von Herkunftsgruppen gibt. Faktisch geht es 

aber um die Sozialwohnungsgebiete in der Peripherie von Paris, Lyon, Marseille, Lille und ande-

ren großen Städten, in denen konzentriert Einwanderer aus den früheren Kolonien leben.  

Das britische und das französische Modell der Integration sind jeweils in sich stimmig. Beide 

verkörpern Ideen von der Nation, die eine lange Geschichte haben, der Struktur der beiden Nati-

onen selbst entsprechen und auch in der Kolonialzeit angewendet worden sind: direct rule in 

den französischen Kolonien und indirect rule in der britischen. In der Praxis verhindert aller-

dings weder das multikulturell-pluralistische noch das republikanisch-egalitäre Modell Benach-

teiligung und Diskriminierung: ein großer Teil der Franzosen arabischer und afrikanischer Her-

kunft leben in Trabantenstädten und sind arbeitslos. In Großbritannien sind trotz annähernder 

Vollbeschäftigung ein Viertel der 150.000 Akademiker muslimischer Religion arbeitslos, wie 

eine neue Untersuchung der britischen Regierung ergab (Guardian Unlimited, 19.7.2005). Die 
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beiden Modelle erlauben es allerdings, sich gegenüber derartigen Problemen zu immunisieren. 

In den luftigen Welten des Republikanismus und des Multikulturalismus kann man sich intellek-

tuell wohl fühlen, auch wenn die Realitäten für die Betroffenen weniger angenehm sind. In der 

Praxis gibt es aber eine Übereinstimmung: In beiden Ländern führen die Zuweisungspraxis der 

Wohnungsbürokratien und die Marktmechanismen dazu, dass bestimmte Einwanderergruppen 

konzentriert zusammenleben und ausgegrenzt werden: in Frankreich an der Peripherie der 

großen Städte, in Großbritannien eher in den Stadtzentren oder zentrumsnahen Bereichen wie 

im Londoner East End. 

Deutschland hat kein derart verankertes und in sich stimmiges Modell. Das führt dazu, dass 

deutsche Intellektuelle sich vielfach am Republikanismus oder am Multikulturalismus orientie-

ren. Da das angelsächsische Modell weltweit dominierend ist, ist seine Anhängerschaft auch in 

Deutschland deutlich größer und republikanische Appelle sind deshalb eher auf frankophile 

Intellektuelle beschränkt. Zudem korrespondiert die Idee des Multikulturalismus mit einer deut-

schen romantischen Tradition, die seit Herder davon ausgeht, dass man bei der Identität bleiben 

sollte, in die man geboren wird. Assimilierung ist nach dieser Tradition ɀ wie Ministerpräsident 

Erdogan im Februar 2008 in Köln sagte ɀ ein Verbrechen. gegen die Menschlichkeit. 

Überblickt man die Grundkonzeptionen, die die deutsche Politik gegenüber Einwanderern posi-

tiv bestimmt haben, so fallen wirtschaftliche Dynamik, Sozialstaat und europäische Integration 

besonders auf. Einwanderung galt in den Anfangsjahren zu Recht als Bestätigung und gleichzei-

ÔÉÇ ÁÌÓ $ÙÎÁÍÉÓÉÅÒÕÎÇ ÄÅÓ ȵ7ÉÒÔÓÃÈÁÆÔÓ×ÕÎÄÅÒÓȰȟ ÏÂ×ÏÈÌ ÓÉÃÈ ÄÉÅ $ÅÕÔÓÃÈÅÎ ÇÅÒÁÄÅ ÉÎ ÄÅÎ *Áh-

ren der starken Einwanderung 1968-73 von ihren ökonomischen Tugenden verabschiedeten: 

sie arbeiteten weniger, machten länger Urlaub, ließen die Studenten immer länger studieren und 

perfektionierten ihren Sozialstaat. In diesen wurden allerdings auch die Einwanderer ganz weit-

gehend einbezogen: sie erwarben und erhielten Rechte in der Rentenversicherung, der Arbeits-

losenversicherung und der Krankenversicherung, was sie nicht nur zu Wirtschaftsbürgern, son-

dern auch zu Sozialbürgern machte. Während die Einbürgerungsraten bis 1999 sehr niedrig 

blieben, wurde allen ausländischen Arbeitnehmern 1972 das aktive und passive Wahlrecht zu 

den Betriebsräten zuerkannt ɀ einer Institution, die in den deutschen Betrieben sehr relevant ist 

und effektiv funktioniert. Nach einigen Jahren des gegenseitigen Lernens führte dies dazu, dass 

es zu einer weitgehenden Gleichbehandlung innerhalb der Betriebe kam. Als offizielle Linie der 

deutschen Politik wurde in den siebziger Jahren die soziale und wirtschaftliche Gleichstellung 

der Ausländer proklamiert, was mit der europäischen Integration harmonierte, die diese Prinzi-

pien durchsetzte. Insgesamt hat das dazu geführt, dass die Zuwanderer aus den Anwerbeländern 

in Deutschland sozial und wirtschaftlich gut integriert wurden. Sie gehörten zur Kernbelegschaft 
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der großen Industriebetriebe. Es gab und gibt auch weniger Segregation als in den meisten 

Nachbarländern. 

Mit der lang andauernden Arbeitslosigkeit ist die deutsche Integration ebenso in den Nachbar-

staaten in eine Krise geraten. In der Weise, in der die Bundesrepublik ihre Krisen immer bewäl-

tigt hat, versucht sie mit einem groß angelegten und finanzierten Programm sozialstaatlicher 

Integration die Probleme zu beseitigen. Wie zur Bekämpfung oder Verwaltung der Arbeitslosig-

keit die Bundesagentur für Arbeit dient, so wurde in den letzten Jahren das zentralistisch orga-

nisierte Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) aufgebaut ɀ der BA in Nürnberg be-

nachbart. Die neue Politik trat mit dem Anspruch auf, alles besser zu machen als in der Vergan-

genheit. Das Ergebnis ist zunächst aber das weitgehende Ende der Einwanderung.  

Wie in Frankreich und England wirken sich die staatlichen und gesellschaftlichen Strukturen in 

Deutschland bei den Migranten deutlich aus. Die dezentrale Struktur der Bundesrepublik führt 

zu einer breiten Verteilung über alle westlichen Bundesländer, mit Scherpunkten in den aktiven 

Räumen München, Stuttgart, Rhein-Main-Neckar und der Rheinschiene Köln-Düsseldorf. Das 

hochselektive Bildungssystem mit seiner defizitären Halbtagsschule weist den meisten Migran-

ten untere Plätze zu, sondert einen beträchtlichen Teil von ihnen aus und weist vielen Müttern 

einen Platz am Rande der Arbeitsgesellschaft zu. Das soziale Sicherungssystem fängt Migranten 

auf und demobilisiert oft ihre Aktivität, vor allem wenn intentional oder funktional Sperren ge-

gen die Arbeitsaufnahme errichtet werden. Das Gesundheitssystem versorgt die Migranten 

weitgehend ist einer der Faktoren, sie im Lande zu halten, während die Einbürgerungsraten 

gleichzeitig niedrig bleiben. Der öffentliche Diskurs schließlich abstrahiert von all diesen struk-

turellen Faktoren und konzentriert sich auf die mangelnde Integration und die Sprachdefizite. 

"ÅÓÃÈßÆÔÉÇÔ ÍÁÎ ÓÉÃÈ ÍÉÔ ȵ-ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÓÔÅÕÅÒÎ ÏÄÅÒ ɉÂÚ×Ȣ ÓÔÁÔÔɊ ÖÅÒ×ÁÌÔÅÎȟ ÓÏ ÌÏÈÎÔ ÅÓ ÓÉÃÈȟ ÄÉÅÓÅ 

strukturellen Faktoren im Blick zu behalten.  
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Migration gestern, heute und morgen 

HANDAN AKSÜNGER &  ELISABETH MUSCH 

 

Migration ist als ein historisch und universal vorfindbares Phänomen zu begreifen. Migrationen 

und Wanderungsverhalten sind demnach im Kontext komplexer ökonomischer, politisch-

rechtlicher, sozialer und kultureller Bedingungen zu sehen (vgl. Bade 2002, Oltmer). Definito-

risch ist zwischen internationalen, also die Außengrenzen der Staaten überschreitenden Migra-

tionen und Binnenmigrationen, Wanderungen innerhalb eines Landes, zu unterscheiden (vgl. 

Korff et al. 2000: 691ff, Han 2005: 7ff). Anlässe und Gründe für Migrationen lassen sich sowohl 

über Push- als auch Pull-Faktoren erklären. Während es sich bei Push-Faktoren um Faktoren des 

Herkunftslandes der Migration handelt, die Menschen zur Emigration zwingen, umfassen Pull-

Faktoren alle diejenigen Faktoren des Aufnahmelandes, die Migranten zur Immigration anreizen 

oder motivieren (Han 2005: 14ff). Faktoren, die Migrationen auslösen, können politischer, so-

ziokultureller, wirtschaftlicher, ökologischer, religiöser, ethnischer oder kriegerischer Natur 

sein (Han 2005: 25).  

Im Gegensatz zu den klassischen Einwanderungsländern, wie z.B. den USA, Kanada und Austra-

lien waren viele europäische Länder bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts von Auswanderungen 

geprägt und bildeten sich erst seit den 1950er Jahren und 1960er Jahren schrittweise zu Ein-

wanderungsländern heraus. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben Migrationsprozesse in bzw. 

nach Europa deutlich zugenommen, was im späteren Abschnitt des Beitrags im Bezug auf 

Deutschland näher erläutert wird. Die Ursachen, strukturellen Entstehungsbedingungen und 

Erscheinungsformen dieser Migrationen haben sich verändert (vgl. Han 2005: 30).  

Migrationsbewegungen der Nachkriegszeit stellen für die Politik und Gesellschaft eines Aufnah-

melandes eine große Herausforderung dar. Ebenso bewirken sie auf vielfältige Art und Weise 

gesellschaftliche und kulturelle Veränderungen in Aufnahmeländern.  

So haben Migrationen demographische Strukturen verändert, sie haben zu einer Veränderung 

der Sozialstruktur und der Bildung neuer sozialer Gruppen geführt. Während Neuzuwanderer 

ÈßÕÆÉÇ 4ÅÉÌ ÄÅÒ ÓÏÇȢ ȵÎÅÕÅÎ 5ÎÔÅÒÓÃÈÉÃÈÔȰ ÂÉÌÄÅÎȟ ×ÕÒÄÅÎ ÄÁÒİÂÅÒ !ÌÔÅÉÎÇÅÓÅÓÓÅÎÅÎ !ÕÆÓÔÉÅÇs-

chancen in der Gesellschaft ermöglicht. Einwanderungsprozesse gingen und gehen schließlich 

mit einer Pluralisierung von Lebensstilen und Wertvorstellungen einher (vgl. Schönwälder 

2001: 11ff).  



Migration gestern, heute und morgen 

11 

 

Viele westeuropäische Länder verstanden sich lange Zeit nicht als Einwanderungsländer, so dass 

sich die Aufnahme von Migranten und eine daraus folgende Integrationspolitik von der Situation 

in klassischen Einwanderungsländern wie den Vereinigten Staaten stark unterscheiden (vgl. 

Lucassen 2005: 9). In europäischen Ländern sind es zudem die Strukturen des Wohlfahrtsstaa-

tes, die für die Regelung von Zuwanderungen zuständig sind (vgl. Bade/Bommes 1996). Europä-

ische Wohlfahrtsstaaten sehen sich heute einem zunehmenden Druck und Problemen in der 

,ÅÉÓÔÕÎÇÓÅÒÂÒÉÎÇÕÎÇ ÁÕÓÇÅÓÅÔÚÔȢ )Î &ÏÌÇÅ ÌßÓÓÔ ÄÉÅÓ -ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÁÌÓ ȵwohlfahrtsstaatliches Minusge-

schäft und potentielle Überlastung des Wohlfahrtsstaates ɉ"ÏÍÍÅÓ ςππφȡρσɊȰ ÅÒÓÃÈÅÉÎÅÎȢ  

Europäische Staaten und auch klassische Einwanderungsländer wie z.B. die USA haben auf die 

zunehmenden Migrationsbewegungen mit einer restriktiveren und verstärkt selektiven Migrati-

onspolitik reagiert. Gleichzeitig zeigt sich in der Politikentwicklung europäischer Staaten eine 

Tendenz der intensivierten Integration von Einwanderern in die Aufnahmegesellschaften.  

Jochen Redinger und Wolf-Dieter Lassotta beschreiben in ihren Beiträgen aus historischer Per-

spektive ganz unterschiedliche Migrationsbewegungen zu unterschiedlichen Zeitepochen und 

zeigen anhand dieser Beispiele auf, wie Staaten auf Migrationsprozesse und damit einhergehen-

den Konsequenzen reagierten. Lassotta untersucht am Beispiel ÄÅÒ 3ÔÁÄÔ ,ĕÄľ ÉÎ -ÉÔÔÅÌÐÏÌÅÎ ÄÅÓ 

19. Jahrhunderts, wie es zu den Migrationsbewegungen von v.a. deutschen Arbeitskräften nach 

Polen kam. Dabei zeigt er auf, dass es sich um gezielt gesteuerte Anwerbemaßnahmen und eine 

gewollte Migration seitens des russiscÈÅÎ 3ÔÁÁÔÅÓ ÈÁÎÄÅÌÔÅȟ ÄÅÍ ÄÉÅ 3ÔÁÄÔ ,ĕÄľ ÎÁÃÈ ÄÅÍ 7Ée-

ner Kongress (1815) bis zur Wiedergründung eines souveränen polnischen Staates im Jahr 1918 

angehörte (vgl. z.B. Brockhaus 2002). Redinger beleuchtet im historischen Abriss von der Antike 

über das Mittelalter bis zur gegenwärtigen Situation Migrationsprozesse von und nach Sizilien. 

Dabei werden u.a. politische, ökonomische und auch militärische Faktoren aufgezeigt, die als 

Erklärungsvariablen der verschiedenen Migrantion gelten können.  

Zu den Migrationsbewegungen in die Bundesrepublik Deutschland zählen vor allem die Zuwan-

ÄÅÒÕÎÇ ÖÏÎ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒÎȰ ÁÕÓ ÄÅÎ ÓİÄÌÉÃÈÅÎ 2ÅÇÉÏÎÅÎ %ÕÒÏÐÁÓȟ ÖÏÎ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅÎ ÕÎÄ !ÓÙÌÓu-

chenden und die Einwanderung von Aussiedlern bzw. Spätaussiedlern.  

Bereits zu Beginn der 1950er Jahre zeichnete sich in der Bundesrepublik Deutschland nach dem 

:×ÅÉÔÅÎ 7ÅÌÔËÒÉÅÇ ÅÉÎ "ÅÄÁÒÆ ÁÕÓÌßÎÄÉÓÃÈÅÒ !ÒÂÅÉÔÓËÒßÆÔÅ ÆİÒ ÄÅÎ ȵ7ÉÅÄÅÒÁÕfÂÁÕȰ ÄÅÓ ,ÁÎÄÅÓ 

ab. Trotz einer Zahl von ca. 1 Million Erwerbslosen im Jahr 1955, wurde im gleichen Jahr der 

Anwerbevertrag mit Italien geschlossen. Weitere Anwerbeabkommen folgten unter anderem 

1960 mit Spanien, 1961 mit der Türkei, Portugal 1964 und Jugoslawien 1968. Durch die zeitlich 

ÂÅÆÒÉÓÔÅÔÅÎ !ÒÂÅÉÔÓÖÅÒÔÒßÇÅ ÓÔÅÌÌÔÅÎ ÄÉÅ ÓÏÇȢ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÅÉÎ ÆÌÕËÔÕÉÅÒÅÎÄÅÓ !ÒÂeitskräftepo-

ÔÅÎÔÉÁÌ ÁÕÆ ÄÅÍ ÄÅÕÔÓÃÈÅÎ !ÒÂÅÉÔÓÍÁÒËÔ ÄÁÒȢ $ÅÒ ÉÍ *ÁÈÒÅ ρωχσ ÅÉÎÓÅÔÚÅÎÄÅ ȵ!Î×ÅÒÂÅÓÔÏÐÐȰ ÉÎ 
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Deutschland, was im Rahmen der weltweiten Ölkrise erfolgte, führte zu vermehrtem Dauerauf-

enthalt und Familiennachzug der Arbeitnehmer. Somit zeichneten sich bereits Ende der 1970er 

und Anfang der 1980er Jahre echte Einwanderungsprozesse ab, wodurch gesellschaftliche und 

kulturelle Veränderungen in Deutschland unabdingbar wurden (Bade/Oltmer 2004: 70-78).  

Eine der Reaktion auf diese Veränderungen schlug sich unter anderem in der restriktiver wer-

ÄÅÎÄÅÎ !ÕÓÌßÎÄÅÒÐÏÌÉÔÉË ÓÅÉÔ "ÅÇÉÎÎ ÄÅÒ ρωψπÅÒ *ÁÈÒÅ ÎÉÅÄÅÒȢ (ÉÎÚÕ ËÁÍ ÄÁÓ 'ÅÓÅÔÚ ÄÅÒ ȵ&ĘÒÄe-

ÒÕÎÇ ÄÅÒ 2İÃËËÅÈÒÂÅÒÅÉÔÓÃÈÁÆÔȰ ɉρωψσɊȟ ×ÁÓ ÍÉÔ 0ÒßÍÉÅÎ ÆİÒ ÄÉÅ 2İÃËËÅÈÒÅÒ ÉÎÓ !ÕÓÌÁÎÄ ÂÅÌÅÇÔ 

wurde (Bade/Oltmer 2004: 84-85) 2.   

Eine weitere große Einwanderung nach Deutschland erfolgte in den 1980/90er Jahren durch 

Flüchtlinge und Asylsuchende vor dem Hintergrund politischer Krisen und ethnischer Konflikte 

weltweit (Fassmann/ Münz 1996: 13). Auf der Basis des Grundgesetzes (Art. 16a) steht Men-

schen, die in ihrem Heimatland verfolgt werden ein Recht auf politisches Asyl zu. Auf dieser 

rechtlichen Grundlage erreichte die Zahl der Asylbewerber zu Beginn der 1990er Jahre ihren 

bisherigen Höhepunkt in Deutschland, so dass laut ThÒßÎÈÁÒÄÔ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ȵüber JahrzehnÔÅȣ 

das wichtigste Asylaufnahmeland in der WeltȰ ×ÁÒ ɉ4ÈÒßÎÈÁÒÄÔ ςππςȡ σςɊȢ  

Im Rahmen der Immigration von Aussiedlern bzw. Spätaussiedlern, die hier die letzte Einwan-

derungsgruppe darstellen, wird auch die Einwanderung von Flüchtlingen und Vertriebenen aus 

den Ost- und Mitteleuropäischen Staaten und vor allem den ehemaligen deutschen Ostgebieten 

angeführt. Als Folge des Zweiten Weltkrieges lebten viele Menschen deutscher Abstammung seit 

1941 durch Zwangsumsiedlung und DepÏÒÔÁÔÉÏÎ ÖÅÒÓÔÒÅÕÔ ÉÎ ÆÒÅÍÄÅÒ 5ÍÇÅÂÕÎÇ ÁÌÓ ȵ&ÌİÃÈÔÌÉn-

ÇÅ ÕÎÄ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅȰ ÉÎ /ÓÔ-, Ostmittel- und Südosteuropa und Teilen der ehemaligen Sowjetuni-

on. In der Nachkriegszeit konnten bis Ende 1950 im westlichen Deutschland ca. 8 Mio. Vertrie-

bene und Flüchtlinge gezählt werden. Hinzu kam von 1951-1988 eine Zahl von ca. 1,6 Mio. Aus-

siedlern aus Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa, so dass Deutschland vor der großen Aufgabe 

stand bzw. steht, jene Menschen in ihrer "Heimat" aufzunehmen (Bade/Oltmer 2004:52ff, 88ff).  

-ÉÔ ÅÉÎÅÒ ÄÉÅÓÅÒ (ÅÒÁÕÓÆÏÒÄÅÒÕÎÇ ÂÅÓÃÈßÆÔÉÇÔ ÓÉÃÈ $ÁÎÉÅÌ (ÕÈÎ ÉÎ ÓÅÉÎÅÍ "ÅÉÔÒÁÇ ȵ&ÌÕÃÈÔ ÕÎÄ 

6ÅÒÔÒÅÉÂÕÎÇȡ ȵ$ÉÅ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎ ÄÅÒ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎ ÁÕÓ ÄÅÎ ÅÈÅÍÁÌÉÇÅÎ ȵ/ÓÔÇÅÂÉÅÔÅÎȰ ÁÌÓ (ÅÒÁÕÓÆÏÒÄe-

rung für die Politik für die NachkriegsjahreȰȢ $ÁÂÅÉ ÇÅÈÔ ÅÒ ÄÅÒ &ÒÁge nach, welche Maßnahmen 

zur Integration der Vertriebenen in den Westzonen bzw. in der Bundesrepublik Deutschland 

                                                             

2 Bei der PräÍÉÅ ÆİÒ ȵ2İÃËËÅÈÒÅÒȰ ÈÁÎÄÅÌÔ ÅÓ ÓÉÃÈ ÕÍ ÅÉÎÅ -ÏÔÉÖÁÔÉÏÎȟ ÄÉÅ ÚÕÍÅÉÓÔ ÁÎ- ÕÎÄ ÕÎÇÅÌÅÒÎÔÅ  ȵ!ÒÂÅÉÔÓËÒßÆÔÅȰ 
ausländischer Herkunft zur Rückkehr in ihre Heimat bewegen sollte. Im Falle der gegenwärtigen Anwerbung von IT-
Spezialisten, vor allem aus außereuropäiÓÃÈÅÎ 3ÔÁÁÔÅÎȟ ÓÏÌÌÔÅ ÄÉÅ ȵ'ÒÅÅÎÃÁÒÄ- )ÎÉÔÉÁÔÉÖÅȰ ɉςπππɊ ÄÉÅ %ÉÎÒÅÉÓÅÍÏÔÉÖÁÔi-
on hoch qualifizierter Fachkräfte fördern (Bade/Oltmer 2004:130).  
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durchgeführt worden sind und welche Rolle dabei die Politik, sowie auch die Vertriebenen selbst 

gespielt haben.   

Die Beiträge von Redinger, Lassotta und Huhn zu unterschiedlichen Migrationsbewegungen zei-

ÇÅÎ ÁÕÆȟ ÄÁÓÓ ×ÅÎÎ ÍÁÎ ÓÉÃÈ ȵÁÕÆ ÄÅÎ 3ÐÕÒÅÎ ÄÅÒ -ÉÇÒÁÔÉÏÎȰ ÂÅ×ÅÇÔȟ ĘËÏÎÏÍÉÓÃÈÅȟ ÐÏÌitisch-

rechtliche, soziale und kulturelle Bedingungen im Migrationskontext eine bedeutende Rolle spie-

len und auch für zukünftige Migrationen von Relevanz sein werden.  
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Migration in Sizilien im historischen Abriss 

JOCHEN REDINGER 

1. SIZILIEN ɀ EINE BESONDERE INSEL 

Ein karger Landstrich, beherrscht von der Mafia. Vermutlich die erste Assoziation zu Sizilien, die 

uns heute begegnet, wenn die Insel und die dortige Lage zur Sprache kommt. Und tatsächlich 

scheinen sich immer wieder Belege für diese Anschauung zu ergeben, wenn man etwa an die 

Ermordung von Polizisten und Richtern, die Probleme der Behörden mit der Kriminalität, die 

Armut der Bevölkerung und viele weitere abschreckende Beispiele denkt, die unser Bild von 

Sizilien prägen. Es ist schwer vorstellbar, dass Sizilien im Laufe seiner Geschichte, die fast 3000 

Jahre zurückreicht, niemals unserer heutigen Vorstellung entsprach. Die Insel, selten frei von der 

Oberhoheit anderer, fremder Mächte, erweckte im Gegenteil, von der Antike bis zum zweiten 

Weltkrieg, immer wieder das Interesse von Menschen, seien es Könige, Siedler oder Militärs, und 

das aufgrund bestimmter Faktoren, die die besondere Stellung Siziliens bedingten. So verwun-

ÄÅÒÔ ÅÓ ÚÕÎßÃÈÓÔȟ ÄÁÓÓ ÍÁÎ ÉÎ 3ÐßÔÁÎÔÉËÅ ÕÎÄ -ÉÔÔÅÌÁÌÔÅÒ ÖÏÎ ÄÅÒ ȴ+ÏÒÎËÁÍÍÅÒ 3ÉÚÉÌÉÅÎȭ ÓÐÒÁÃÈȟ 

wohingegen die Region heute für ihre Armut bekannt ist oder immer wieder Konflikte um die 

Insel entbrannten, die von Mächten ausgetragen wurden, deren einzige Verbindung zu Sizilien 

die Lage am Mittelmeer war, ein Faktor, der, auch im Hinblick auf den Aspekt der Migration un-

ter dem die Geschichte Siziliens im Rahmen der Studierendentagung und dieser Arbeit betrach-

tet werden soll, von entscheidender Bedeutung ist. Problematisches Detail bei der Beschäftigung 

mit diesem Thema ist die geringe Menge an Literatur, die sich mit dem Thema Sizilien speziell 

befasst. Aus diesem Grund sollen drei deutschsprachige oder ins deutsche übersetzte Werke, die 

jeweils andere Schwerpunkte in der Bearbeitung des historischen Geschehens setzen, als Grund-

lage zur Aufarbeitung der Geschichte der Insel dienen, deren bewegte Geschichte sich deutlich 

vom Sizilien der Gegenwart unterscheidet. Wirft man beispielsweise nur einen kurzen Blick in 

das Sizilien der Antike, dessen Geschichte in ausgewählten Schwerpunkten später noch einge-

hender beschrieben werden wird, so findet man mit Städten mit punischem, griechischem und 

römischem Hintergrund nicht weniger als drei bedeutende Fraktionen der damaligen histori-

schen Konstellation aus drei verschiedenen Teilen der Welt, nämlich Karthago in Nordafrika, 

Rom auf der italienischen Halbinsel und die Stadtstaaten der Peloponnes in Griechenland. Solche 

Beispiele lassen sich immer wieder aufzeigen, selbst mit Handlungspartnern, die uns heute ver-

ÍÕÔÌÉÃÈ ÁÂ×ÅÇÉÇ ÅÒÓÃÈÅÉÎÅÎ ×İÒÄÅÎȢ !ÕÃÈ ÄÅÒ ÏÂÅÎ ÇÅÎÁÎÎÔÅ 3ÔÁÔÕÓ ÄÅÒ ȴ+ÏÒÎËÁÍÍÅÒȭ ÆİÒ %u-

ropa ist zu beachten, wenn man nach möglichen Hintergründen für Migration sucht, da die wirt-
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schaftliche Situation einer Region immer einen gewichtigen, wenn nicht, von ideellen Werten 

abgesehen, sogar den wichtigsten Aspekt für die Attraktivität gegenüber anderen Gebieten dar-

stellt. Im Verlauf der Arbeit sollen deshalb wichtige historischen Schlüsselereignisse der Ereig-

nisgeschichte, die, chronologisch von der Antike über das Mittelalter bis zur momentanen Situa-

tion reichend, schlaglichtartig dargestellt werden und den Schwerpunkt bilden, immer auch Bei-

spiele aus dem wirtschaftlichen und kulturellen Bereich, soweit sich die Möglichkeit bietet mit 

ihrer Hilfe mögliche Hintergründe und Anlässe der verschiedenen Prozesse von Migration, zum 

Beispiel politischer und ökonomischer, aber auch militärischer Natur, von und nach Sizilien an-

schaulich zu beleuchten. 

2. MIGRATION IN SIZILIEN IM HISTORISCHEN ABRISS 

2.1 ANTIKE UND FRÜHMITTELALTER 

Mit Hinblick auf das Ziel des historischen Abrisses der sizilianischen Geschichte erscheint es 

sinnvoll mit den Ereignissen der antiken, bzw. spätantiken und der frühmittelalterlichen Ge-

schichte zu beginnen. Hier sollen exemplarisch für diese weite Zeitspanne nur die Beispiele der 

griechischen Besiedlung und Einflussnahme in Sizilien von der Archaik bis zur Klassik und die 

Versuche der Errichtung einer byzantinischen Herrschaft am Ende der Spätantike und am Be-

ginn des Frühmittelalters stehen, wobei vor allem die griechische Periode auch heute noch ar-

chäologisch gut fassbar ist und viele Eigenheiten der griechisch-sizilianischen Tradition in dieser 

Zeit ihren Ursprung nahmen, die oftmals noch lange nach dem Ende der Antike wirkten. 

2.1.1 GRIECHISCHE KOLONISATION 

Während der griechischen Kolonisation, die allgemein etwa um das Jahr 800 v. Chr. datiert wird, 

gelangten Gruppen, die aus Bewohnern der griechischen Stadtstaaten bestanden und unter de-

ren Oberhoheit aufbrachen, nach Sizilien (vgl.Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 17). Die Motiva-

tion für die Reise aus dem griechischen Kerngebiet in die weiter entfernten Regionen des Mit-

telmeerraumes glichen den heutigen Gründen für Migration stark: Die Mitglieder der Expeditio-

nen wandten sich von den übervölkerten Stadtstaaten Griechenlands ab, deren Probleme wirt-

schaftlicher Natur waren, wie die Armut der unteren Bevölkerungsschichten, oder einen politi-

schen Hintergrund hatten, wie Differenzen mit den herrschenden Tyrannen der Poleis. Sizilien 

erschien vor allem durch die Berichte der griechischen Händler als ein attraktives Ziel, auch 

wenn die Insel bereits von einer Urbevölkerung bewohnt war. Drei 6́ÏÌËÓÇÒÕÐÐÅÎȬ ɉÖÇÌȢ Von 

Matt 1961: 1-10) waren zu dieser Zeit in verschiedenen Bereichen der Insel zu finden: Die Ely-

mer im Westen, die vermutlich bereits vor der indogermanischen Einwanderung auf der Insel 
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beheimatet waren, die Sikuler im Osten, deren Wurzeln wahrscheinlich indogermanisch und mit 

den Latinern der italienischen Halbinsel verbunden waren, und die Sikaner, die den inneren Teil 

der Insel bewohnten, aus Abspaltungsbewegungen der Sikuler bestanden und durch uneinheitli-

che Kontakte mit der elymischen Bevölkerung, wie Vertreibung und Landnahme, Aufnahme oder 

einfaches Tolerieren der elymischen Gruppen, ein wesentlich variantenreicheres Bild bot als der 

sikulische Osten Siziliens. Während die Elymer vor allem durch punische Einflüsse geprägt wur-

den, aber dabei stärker als die beiden anderen Gruppen ihre Eigenheiten beibehielten, wurden 

die Sikuler und Sikaner zumeist von den griechischen Einwanderern, wie etwa in den fruchtba-

ren Gebieten um Syrakus, vertrieben oder unterworfen, was allerdings einer Vermischung mit 

der einheimischen Bevölkerung nicht im Wege stand.  

Diese Griechen Siziliens, die sich von den griechischen Mutterstädten der Kolonien in den ver-

schiedensten Bereichen des gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens durch 

eigene Ansätze und Ausprägungen unterschieden, wie etwa in der Mathematik (Archimedes von 

Syrakus), der Philosophie oder den bildenden Künsten, von deren Schaffen noch heute archäolo-

gische Befunde überall auf der Insel Zeugnisse ablegen, wurden unter der Bezeichnung Sikelio-

ten zusammengefasst, wobei nicht von einer tatsächlichen Einheit ausgegangen werden darf, da 

jeder Stadtstaat versuchte, seine eigenen Interessen gegen andere Regionen durchzusetzen. Die-

se Städte waren zumeist Neugründungen, deren Name oftmals an die Herkunft der Kolonisten 

erinnerte, wie im Falle Megara Hybleas, wobei auch die eroberten und besetzten Siedlungen der 

einheimischen Bevölkerung zum Beispiel zur Sicherung strategischer Positionen genutzt wur-

den. Kam es zwischen den verschiedenen Poleis, wie dem im Folgenden kurz behandelten Syra-

kus (vgl.Von Matt 1961: 21-25), zu Konflikten, wurden auch die komplizierten Verbindungen der 

Städte untereinander und zum griechischen Mutterland erkennbar. 

 Die Stadt Syrakus, im Südosten der Insel gelegen, hatte sich aus verschiedenen Gründen, sowohl 

für  die ursprünglichen Einwohner des Gebietes als auch für die eingewanderten Griechen, als 

idealer Platz für die Gründung einer Stadt erwiesen: Die vorgelagerte Insel Ortygia bot einen 

natürlichen Hafenbereich und Schutz für die Bevölkerung, während das umgebende Land 

fruchtbaren Ackerboden bot. Nach Konflikten zwischen den Cylliri genannten Einwohnern des 

Umlandes und deren Vertreibung blühte Syrakus auf und stellte bald eine treibende Kraft, so-

wohl für kulturell -wirtschaftliche, wie die Münzprägung oder die Architektur, als auch für politi-

sche Züge, wie eine Einung der Sikelioten unter syrakusanischer Herrschaft, aber auch einen 

Anlaufpunkt für den Seehandel und weiteren Zuzug aus anderen griechischen Mittelmeerregio-

nen dar. So ist es nicht verwunderlich, dass Syrakus, das sich meist im Konflikt mit Nachbarstäd-

ten wie Gela befand, und dessen Tyrannen oftmals weite Teile Siziliens beherrschten und sich 

auch gegen andere Kräfte, wie die Athener, die zur Zeit des Perikles aufgrund von Hilfsgesuchen 
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anderer Poleis versuchten die Stadt einzunehmen, oder die Karthager, deren Ausdehnung unter 

den Tyrannen weitgehend eingeschränkt wurde, durchsetzten, immer ein begehrtes Ziel für Er-

oberung und Migration darstellte; ein Status, der sich über die griechische und römische Herr-

schaft hinaus bis zum Ausbau Palermos im 9. Jh. erstreckte, das Syrakus als sizilianische Haupt-

stadt ablöste und seinen Einfluss minderte. 

2.1.2 BYZANTINISCHE EINFLÜSSE 

In diese Blütezeit vor dem späteren Einflussverlust gegenüber Palermo fällt auch die byzantini-

sche Herrschaft (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 84-88) über Sizilien seit der Eroberung 

durch Belisar im Jahre 535 (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 84). Weitgehend unbeachtet 

von der Politik des Reiches im Osten und unter der Verwaltung des Papstes, der sich als Herr 

über den westlichen Teil des Römischen Reiches sah, wurde die Insel in dieser Zeit von den Er-

eignissen der umliegenden Gebiete (Afrika, Italien) nicht oder nur äußerst gering berührt. Diese 

Situation änderte sich mit der Verlegung der Hauptstadt von Konstantinopel nach Syrakus durch 

Kaiser Constans, der vorher dem Papst in einem Prozess die Kontrolle entzogen hatte und hoffte 

auf diese Weise wieder einen zentralen Bezugspunkt für das römische Reich schaffen zu können. 

NÁÃÈ ÄÅÒ %ÒÍÏÒÄÕÎÇ #ÏÎÓÔÁÎÓȭ ÉÍ *ÁÈÒÅ φφψ ɉÖÇÌȢ &ÉÎÌÅÙȟ -ÁÃË 3ÍÉÔÈȟ $ÕÇÇÁÎ ςππφȡ ψυɊȟ ÅÒÈÏÂ 

das Volk einen eigenen Kaiser, der allerdings vor dem Sohn des Ermordeten unter militärischen 

:×ÁÎÇ ×ÅÉÃÈÅÎ ÍÕÓÓÔÅȢ 5ÎÔÅÒ ÄÅÓÓÅÎ (ÅÒÒÓÃÈÁÆÔ ÆÁÓÓÔÅÎ ÄÉÅ ȴ!ÒÁÂÅÒȬɉÖÇÌȢ Finley, Mack Smith, 

Duggan 2006: 88-94), die erfolgreiche Expansionspolitik im gesamten Mittelmeerraum betrie-

ben hatten, neben Spanien und Nordafrika auch Sizilien ins Auge und plünderten mehrmals die 

Insel. Doch nicht nur militärisch kam man auf Sizilien mit dem Islam in Kontakt. Obwohl christ-

lich dominiert - Sizilien stellte sogar eines der Patriarchate der Kirche - gab es, meist im wirt-

schaftlichen Bereich, Annäherungen an die islamischen Araber, bzw. deren Kaufleute, die sich 

auf der Insel niederließen. Diese relativ friedliche Periode endete im 9. Jh. mit dem Angriff des 

arabischen Heeres auf einen Hilferuf eines abtrünnigen Militärs hin. Obwohl Teile der byzantini-

schen Insel erst im 10. Jh. fielen, begann nun die arabische Herrschaft über Sizilien in deren Ver-

lauf unter anderem Palermo als Hauptstadt ausgebaut und schon bald, inmitten des arabischen 

Herrschaftsgebietes gelegen und geographisch für den Handel prädestiniert, eine Metropole mit 

einer Bevölkerung war, die sich aus den verschiedensten Gruppen, wie Juden, Afrikaner, Grie-

chen und Persern, zusammensetzte. Attraktiv für diese Gruppierungen wurde Palermo, bzw. 

Sizilien durch die effiziente Wirtschaftspolitik und die tolerante Haltung der arabischen Herr-

scher; eine Tatsache, die später, vor allem unter den Normannen, immer wieder eine gewichtige 

Rolle spielen sollte. Die Anreize für Migrationen nach Sizilien waren also gegeben und Menschen 

aus dem gesamten Mittelmeerraum und aus den unterschiedlichsten religiösen, ethnischen oder 

kulturellen Hinter gründen nutzten die Gelegenheit sich anzusiedeln. Verschiedene Faktoren, wie 
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wiederholte Plünderungen durch Söldner, die Verlegung der arabischen Zentren nach Osten 

(Kairo) und die letzten byzantinischen Versuche der Rückeroberung, bedingten letztendlich je-

doch den Niedergang dieser Periode nach zwei Jahrhunderten unter arabischer Herrschaft, die 

der Insel nicht nur Besatzung, sondern, wie in griechischer Zeit, auch Anteil am Herrschaftsge-

biet einer Kultur gebracht hatten, deren Einfluss in Kunst, Wissenschaft, Architektur, usw. heute 

leider, aufgrund der Zerstörungen durch christliche Herrscher und zeitbedingten Verfall, nur 

noch schwer zu fassen ist. 

 2.2 HOCH- UND SPÄTMITTELALTER 

Die Entwicklungen der stetig wechselnden Herrschaft über Sizilien, die oben bereits kurz ange-

deutet wurden, setzte sich ab dem Hochmittelalter und bis ins Spätmittelalter und die frühe 

Neuzeit mit einer Dynamik fort, die im gesamten europäischen Raum einzigartig war und oft-

mals Auswirkungen auf die Politik und das Handeln der Mächtigen hatte, die weit über den Wir-

kungsbereich der Insel hinausgingen. Leider kann in dieser Arbeit nicht auf alle diese Entwick-

lungen eingegangen werden, da dies zu umfassend wäre. Beispielhaft für den Status Siziliens in 

dieser Zeit waren unter anderem die Normannen mit ihren umfassenden Verwaltungsreformen 

oder die Staufer, allen voran Friedrich II. Daher werden im Folgenden die Eroberungen und die 

Herrschaft dieser beiden Gruppen von und über Sizilien näher beleuchtet. 

2.2.1 NORMANNISCHE HERRSCHAFT 

Im Gefolge des oben genannten byzantinischen Usurpators, aber auch in anderen zu dieser Zeit 

agierenden Söldnertruppen im Mittelmeerraum befinden sich immer wieder auch normannische 

Söldner (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 95-111; Gallas 1978: 184-222), deren bekann-

teste Charaktere zweifellos Robert und Roger Guiscard aus der Normandie waren. Von Papst  

Nikolaus II. im Jahre 1059 mit der Erlaubnis auf Herrschaft in Süditalien versehen (vgl. Finley, 

Mack Smith, Duggan 2006: 95), wenn sie der katholischen Kirche Folge leisten würden, was sich 

in direkten Ungehorsam gegenüber der orthodoxen Kirche und dem Kaisertum in Byzanz aus-

drückte, das seinerseits Ansprüche auf die Region erhob, eroberten sie große Teile Süditaliens 

und richteten danach ihr Augenmerk auf Sizilien, das zu diesem Zeitpunkt noch unter arabischer 

Herrschaft stand. Die Brüder, von denen jedoch nur Roger die Eroberung der Insel befehligte, 

waren von Moslems auf Sizilien selbst um Unterstützung gebeten worden und begannen 1063 

mit der Eroberung, die nach dem Aufbau einer Seestreitmacht fortgesetzt wurde, unter anderem 

mit dem Resultat der Eroberung des arabischen Palermo 1071 (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 

2006: 96). Um die Wirtschaft der Insel nicht zu stark zu schädigen und um Erhebungen der Be-

völkerung, wie sie etwa unter Constans erfolgt waren, zu vermeiden, beließen die normanni-
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schen Eroberer viele der eingesessenen Araber in ihren Ämtern, bzw. sicherten ihnen weiterhin 

ihre Besitzungen. Auch die religiöse Toleranz, die im normannischen Heer vorherrschte bescher-

te Zulauf muslimisch Gläubiger in die zahlenmäßig recht beschränkte Streitmacht Rogers. Als die 

Einnahme Siziliens im Jahre 1091 beendet war (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 97), zeig-

te sich, dass es den Normannen durch geschickte Einbindung der arabischen und byzantinischen 

Einflüsse sowie der Freiheiten, die auch den beherrschten Gruppen auf der Insel, wie Juden und 

Moslems zugestanden wurden, gelungen war die Gefolgschaft Siziliens zu sichern und das in 

einem Maße, das es Roger ermöglichte zu einem der größten Herrscher seiner Zeit aufzusteigen. 

Der Unterschied zur Eroberung durch die Araber bestand allerdings darin, dass den Normannen 

weniger Siedler als Amtsträger folgten, denn, obwohl die Araber zu Beginn der Eroberung in 

ihren Ämtern verblieben waren, wurden wichtige Posten und Lehnsämter nun fast ausschließ-

lich mit Personen besetzt, deren Herkunft außerhalb Siziliens, also zum Beispiel in Frankreich 

oder Italien lag. Neben dieser Veränderung des politischen Lebens blieben die alten Gefüge je-

doch weitgehend erhalten und sogar das Abkommen mit dem Papst, demzufolge die Oberhoheit 

bei der katholischen Kirche liegen sollte, wurde zugunsten der Bevölkerung, die noch weitge-

hend dem griechischem Muster der Kirche, also der Orthodoxie des Ostens, folgte. Die norman-

nische Einstellung zu ihren süditalienschen Reichen, vor allem gegenüber Sizilien, mit dem Fo-

kus auf eine effiziente Wirtschaft, Wissenschaft und kulturelle Leistungen; eine Einstellung, die 

hauptsächlich während der Herrschaft Rogers II. sichtbar wurde, verschaffte Sizilien den Ruf als 

Kornkammer und einem der reichsten Königreiche Europas. Die Blüte der Insel rief auch viele 

Einwanderer auf den Plan, die dort, aufgrund der toleranten und effizienten Herrschaft, ein bes-

seres Auskommen erwarten konnten. In diese Zeit fallen auch viele der heute noch sichtbaren 

3ÐÕÒÅÎ ÄÅÒ .ÏÒÍÁÎÎÅÎ ÉÎ 3ÉÚÉÌÉÅÎȟ ×ÉÅ ÅÔ×Á ÄÅÒ $ÏÍ ÚÕ -ÏÎÒÅÁÌÅ ÏÄÅÒ ÄÅÒ ÓÏÇÅÎÁÎÎÔÅ ȴ.Ïr-

ÍÁÎÎÅÎÐÁÌÁÓÔȬ ÉÎ 0ÁÌÅÒÍÏ ɉÖÇÌȢ 'ÁÌÌÁÓ ρωχψȡ ςρπ-222, 289-292), die sich durch die Verbindung 

christlich-normannischer, arabischer und byzantinischer Elemente auszeichneten. Im 12. Jh. 

allerdings begann, zur Zeit Wilhelms I., der Verfall des normannischen Siziliens (vgl. Finley, 

Mack Smith, Duggan 2006: 106), das sich Bedrohungen aus Afrika, von Seiten des Papstes und 

ÄÕÒÃÈ ÄÅÎ !ÎÓÐÒİÃÈÅÎ "ÙÚÁÎÚȭ ÇÅÇÅÎİÂÅÒÓÁÈȢ $ÅÒ !ÄÅÌ ÕÎÄ ÄÅÒ +ÌÅÒÕÓ ÇÅ×ÁÎÎÅÎ ÍÉÔ 5ÎÔÅr-

stützung von Papst und anderen Mächten an Einfluss und die Verwaltung verkam langsam. Er-

hebungen gegen den König und dessen arabischen Rückhalt in der Bevölkerung, die letztendlich 

in der Ermordung der Berater Wilhelms endeten, schwächten das Königtum und als Wilhelm II. 

nach dem Tode seines Vaters und der Regentschaft seiner Mutter 1172 den Thron bestieg (vgl. 

Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 108), lag die Macht in Süditalien vor allem in den Händen von 

Adel und Bischöfen. Der letzte normannische Herrscher schließlich, Tankred, vermochte nichts 

mehr gegen die Abwanderung der zunehmend angefeindeten Moslems, die Verödung des Han-
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dels und die Einflussnahme fremder Mächte, wie die des deutschen Heinrich VI., zu unterneh-

men und mit seinem Tod fiel das normannische Sizilien an das deutsche Reich, dessen Macht 

über Sizilien aber bis auf die Herrschaft Friedrichs II. sich zumeist auf die finanzielle Ausbeutung 

der Insel, die nur mehr als Anhängsel an das Reich gesehen wurde, konzentrierte. 

2.2.2 FRIEDRICH II. 

Friedrich II. (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 112-118; Gallas 1978: 184-222), 1194 in Jesi 

geboren und unter dem Schutz des Papstes stehend bis er bereit war die Königswürde zu über-

nehmen, sah sich auf Sizilien vielen Problemen gegenüber, wie etwa der muslimischen Bevölke-

rung, die als Folge der mangelnden Ordnung nach dem Tode Heinrichs den Aufstand probte oder 

den sizilianischen Baronen, die stets versuchten ihre eigene Macht zu ungunsten des Herrschers 

auszubauen. Die Maßnahmen Friedrichs sollten in den Bereichen Rechtsprechung, Verwaltung, 

Religion, Wirtschaft und Politik greifen und waren darauf ausgelegt die Insel unter der absoluten 

Herrschaft des Königs, bzw. späteren Kaisers zu einen. Während sich Juristen um die Schaffung 

eines einheitlichen Codex kümmerten und strenge Regelungen für das öffentliche Leben, wie 

zum Beispiel die Kennzeichnung von Prostituierten oder eine Sperrstunde, in Kraft traten, wur-

den die Barone gezwungen ihre privaten Militäranlagen zu zerstören und dem König die Treue 

zu schwören, der ganz im Stil römischer Kaiser herrschte. Diese Unternehmungen Friedrichs 

zeigten zwar eine gewisse Wirkung, trugen aber auch dazu bei die Insel zunehmend unattrakti-

ver für Zuwanderer erscheinen zu lassen, vor allem da Friedrich den Städten Siziliens, allen vor-

an Messina, das als weit bekannte und wohlhabende Handelsstadt Menschen aus ganz Europa 

und Nordafrika anzog, jegliches Bestreben nach Autonomie verwehrte und sich stattdessen auf 

die Ausübung der Feudalherrschaft mithilfe der Barone verlegte. Die von Friedrich ausgeübte 

Form der Regentschaft erregte vielerorts das Missfallen der Bevölkerung und wie bei den ande-

ren fremden Eroberern der Insel zuvor verkehrte sich bald die Begeisterung über die Ankunft 

der deutschen Könige und Kaiser in manchen Teilen der Bevölkerung in das Gegenteil. Das Prob-

lem, welchem sich Sizilien und das gesamte Reich nach dem Tode des berühmten Herrschers, 

ÄÅÒ ÄÅÎ 4ÉÔÅÌ ȴ3ÔÕÐÏÒ -ÕÎÄÉȭȟ ÄÁÓ 3ÔÁÕÎÅÎ ÄÅÒ 7ÅÌÔ ÇÅÔÒÁÇÅÎ ÈÁÔÔÅȟ ÇÅÇÅÎİÂÅÒ ÓÁÈȟ ×ÁÒȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ 

totale Ausübung der Macht durch den König allein in Zeiten ohne einen legitimen Herrscher 

oder in Streitigkeiten um die Königswürde das gesamte Konstrukt der Herrschaft destabilisierte. 

Trotz der strikten Politik, die Friedrich auf Sizilien und in seinem gesamten Herrschaftsbereich 

verfolgt hatte, sollten sich die Sizilianer, aber auch der Rest Europas, in den folgenden Jahren 

und Jahrhunderten immer wieder erinnern, da viele der Errungenschaften, wie etwa die Einrich-

tung der Universität in Salerno, die Zeit überdauerten und besonders auf Sizilien viele der späte-

ren Herrscher als noch drückender und strenger als Friedrich erschienen; eine Entwicklung die 

1282 in einer gewaltsamen Erhebung gegen die, nach dem Tod der letzten Staufer vom Papst 
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belehnten, französischen Herren der Insel, der Sizilianischen Vesper (vgl. Finley, Mack Smith, 

Duggan 2006: 118-125), mündete, die einen erneuten Wechsel in der langen Abfolge der frem-

den Oberhoheit über Sizilien, nämlich unter die Kontrolle der spanischen Krone, brachte. Insge-

samt lässt sich erkennen, wo die Probleme der Insel lagen, die, unter immer wieder wechselnden 

Dynastien und den entsprechenden Maßnahmen ihrer Politik, immer mehr verarmte und ihre 

Stellung in Europa, die seit der normannischen Herrschaft an Bedeutung verloren hatte, fast 

gänzlich einbüßte. 

2.3 NEUZEIT UND MODERNE 

Nach einem weiten Schritt in der Geschichte Europas und Siziliens im besonderen, während des-

sen sich auf der Insel weitgreifende Umwälzungen ergaben, die teilweise die Entwicklungen aus 

dem Mittelalter fortsetzten, etwa das Phänomen des beständigen Machtwechsels, soll nun kurz 

eine Beschreibung der Situation der Insel in der Gegenwart, bzw. der nahen Vergangenheit fol-

gen. Der Fokus wir hierbei auf dem Aspekt der Autonomie Siziliens im italienischen Staat liegen, 

der, nach langen Umwegen über Spanien, Österreich und Frankreich heute die Institution ist, die 

Sizilien als Teil fasst. 

2.3.1 AUTONOMIE 

Der Status der autonomen Region (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 351-370) innerhalb 

des italienischen Staates wurde Sizilien kurz nach dem Zweiten Weltkrieg und der Einrichtung 

der italienischen Republik gewährt. Dieser Schritt, der oftmals zu Kritik auf der italienischen 

Halbinsel führte, sollte dem Bestreben der Sizilianer nach Separatismus vom Staat entgegenwir-

ken und helfen die Insel wieder aufzubauen. Die beiden Bereiche in denen ein Wiederaufbau und 

eine Reformierung der Verhältnisse bewirkt werden sollte, waren die Landwirtschaft, die seit 

beinahe 2000 Jahren keine tief greifenden Veränderungen erlebt hatte, und die Industrie, die vor 

allem auf den Reichtum an Bodenschätzen, wie Schwefel, basierte. Beide Vorhaben scheiterten 

jedoch, entweder am zu langsamen oder zögerlichen Eingreifen des Staates durch Reformen und 

Gesetze oder am Beharren der regionalen Oberschichten, überwiegend die Großgrundbesitzer 

der Insel, an der alten Ordnung. So wurden zum Beispiel Gesetze gegen die Macht der großen 

Landbesitzer, Latifondisti genannt, erlassen (vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 353-354), 

die eine Ansammlung von zu großen Flächen in einer Hand verhindern sollten und eine Weige-

rung der Abgabe von Land mit Enteignung straften. Diese Maßnahmen, durch deren Einsetzen 

vielen kleineren Bauern Land gewährt und auch die politische Macht der Latifondisti gebrochen 

wurde, sahen auch eine Versorgung der Bevölkerung mit Wasser oder Strom aus staatlichen 

Mitteln vor, die vorher durch dir wohlhabenden Großgrundbesitzer erfolgt war. Bald nach dem 
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Inkrafttreten des Gesetzes jedoch zeigten sich die Schwächen des Konzepts: Die Latifondisti um-

gingen die Beschränkungen durch Vergabe von Land an Verwandte und die neuen Kleinbauern 

konnten aufgrund mangelnder Ausrüstung und Wissen dem Druck des Marktes nicht lange 

standhalten. Die Unzufriedenheit über diesen missglückten Ausgang der Reform bewirkte, wie 

viele weitere Faktoren der Politik in dieser Zeit, eine starke Bereitschaft zur Emigration in Regi-

onen Italiens und Europas, in denen sich bessere Chancen für den Lebensunterhalt boten. Zu 

dieser Entwicklung trugen auch die Konkurrenz der europäischen Bauern zur sizilianischen 

Landwirtschaft durch den Beitritt Italiens zur Wirtschaftsgemeinschaft im Jahre 1958 (vgl. Fin-

ley, Mack Smith, Duggan 2006: 354) und die fehlende Ausstattung der Betriebe mit modernen 

Gerätschaften bei, die zumeist nur in einzelnen Bereichen der Insel erfolgte und den Rest nicht 

tangierte. Das zweite Feld der Reformbemühungen seitens der italienischen Regierung war die 

Unterstützung der Industrie, die sich seit jeher auf dem Ressourcenreichtum Siziliens begründet 

hatte und nun durch gezielte Kreditpolitik und die Errichtung moderner Werke gestärkt, bzw. 

zum Hauptpfeiler der sizilianischen Wirtschaft ausgebaut werden sollte. Problem hierbei bilde-

ten die oft überhasteten Bauprojekte der Regierung, deren Ruinen auch heute noch mancherorts 

das Bild Siziliens prägen, und die weit reichende Korruption der für die Kreditvergabe an sizilia-

nische Firmen zuständigen Institute, deren Ziel, nämlich die Förderung der Unternehmen auf 

der Insel, sich bald in eine Verbindung mit großen ausländischen Firmen verkehrte und so keine 

Besserung der Umstände bringen konnte. Durch das Fehlschlagen dieser Bemühungen um die 

Industrie Siziliens, meist infolge schlechter Planung, konnte auch das langfristige Ziel der Steige-

rung der sinkenden Abbauergebnisse nicht erreicht werden, sondern die niedrigen Abbauzahlen 

der Bergbaubetriebe fielen noch weiter. Ein Teilerfolg war allerdings bei der Erdölverarbeiten-

den Industrie zu verzeichnen, die durch die Entdeckung von Vorkommen in der Nähe Ragusas 

(vgl. Finley, Mack Smith, Duggan 2006: 355) und den Bau von Raffinerien und Pipelines Auf-

schwung erhielt und eine wirtschaftliche Belebung der Südküste der Insel zur Folge hatte. Ähn-

lich wie in der Landwirtschaft konnten also auch in der Industrie allenfalls Teilerfolge erzielt 

werden, die zum Teil in der spezifischen Machtkonstellation der Insel, aber auch in der zögerli-

chen und oftmals schlecht geplanten Politik der Autonomie begründet liegen. Diese Entwicklung 

der sizilianischen Wirtschaft und die daraus resultierenden gesellschaftlichen Phänomene hal-

ten auch heute noch an und äußern sich meist in der Landflucht und der Auswanderung der Be-

völkerung, aber auch in verstärkter Kriminalität, die durch die Verstrickung vieler Institutionen 

in die Geschäfte der Mafia eine positive Entwicklung noch weiter erschwert. 
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3. AKTUELLE SITUATION UND AUSBLICK 

Bei Betrachtung aller ausgewählten Episoden aus der langen Geschichte Siziliens von der Antike 

bis zur Gegenwart entsteht fast zwangsläufig der Eindruck eines steten Abstiegs der Insel von 

der griechischen Kolonie mit ihren eigenen hohen Kulturleistungen über die umkämpfte und 

ÂÌİÈÅÎÄÅ ȴ+ÏÒÎËÁÍÍÅÒȭ %ÕÒÏÐÁÓ  ÚÕ Éhrem heutigen Bild, das mit den Problemen der Armut, der 

Stagnation, der Kriminalität und den großen Umweltproblemen kaum noch an den früheren 

Glanz erinnert. Oft werden die historischen Tendenzen übersehen, die zweifellos für eine hohe 

Attraktivität Sizil iens sprachen. Es ist nicht anders zu erklären, dass sich, angefangen bei den 

griechischen Kolonisten der archaischen Zeit, die die Insel als Ort für einen Neuanfang abseits 

des griechischen Mutterlands wählten und dort eigene bedeutende Poleis, wie etwa Syrakus, 

gründeten, immer wieder Menschen entschieden ihr Leben dorthin zu verlagern. Doch auch mi-

litärische Bedeutung und Eroberungen Siziliens drückten der Insel ihren Stempel auf, da die 

Herrschaftsträger häufig wechselten und sich mit den veränderten politischen Verhältnissen 

auch die Voraussetzungen für Migration änderten. Durch diese Veränderungen in Wirtschaft und 

Politik, aber auch in Bereichen wie der Religion entstand im Laufe der Geschichte eine heteroge-

ne Gesellschaft, deren Zusammensetzung aus nordafrikanischen Muslimen, orthodoxen grie-

chisch Stämmigen, Juden der Diaspora und katholischen Christen aus Italien, Frankreich und 

dem deutschen Raum bestand. Die vielfältigen Überreste und Traditionen dieses Zusammentref-

fens verschiedener Kulturen auf dem kleinen geographischen Raum Siziliens sind auch heute 

noch sichtbar. Allerdings wurzeln auch viele der heute noch ungelösten Probleme in diesen his-

torischen Grundlagen, wie etwa die Landverteilung oder die Abholzung der Wälder für den 

Schiffsbau. Doch es gibt auch Bestrebungen diese Probleme anzugehen, wie zum Beispiel die 

großflächige Anpflanzung schnell wachsender Vegetationsformen zur Wiederaufforstung der 

Insel und zum Schutz vor den Folgen der intensiven Rodung, deren Schäden heute in Bodenero-

sion und Wasserproblemen sichtbar werden. Auch die Kriminalität wurde und wird immer wie-

der von engagierten Polizisten, Juristen oder Politikern entschieden bekämpft, auch wenn Ein-

schüchterung und Morde diesen Bemühungen gegen Korruption und Gewalt oftmals ein Ende 

bereiten. Die wirtschaftliche Stärkung Siziliens sollte unter anderem durch Großprojekte ange-

regt werden, deren Umsetzung, zum Beispiel im Falle der Verbindungsbrücke über die Straße 

von Messina, jedoch meist schleppend vorangeht oder, wie das Brückenprojekt, ausgesetzt wird. 

Insgesamt lässt sich also sagen, dass Sizilien heute immer noch von vielen Problemen in den 

Bereichen Gesellschaft, Wirtschaft und Politik geplagt ist, die nicht nur auf das Unvermögen heu-

tiger Regierungen oder die Belastungen der modernen Welt zurückzuführen sind, sondern zu 

gleichen Teilen auch in der Vergangenheit der Insel begründet liegen, von wo aus durch die Aus-

beutung Siziliens durch europäische Mächte heute noch NarbeN verlaufen. 
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 GESTEUERTE ARBEITSMIGRATION: DAS BEISPIEL DER STADT 

ls$» )M 19. JAHRHUNDERT 

WOLF-DIETER LASSOTTA 

1. EINLEITUNG                   

Suche nach Arbeit und der damit verbundenen Existenzsicherung, aber auch das Streben nach 

persönlichen Aufstiegschancen und allgemeiner Verbesserung der Lebensverhältnisse waren 

schon immer Ursachen für Migrationsbewegungen. Derartige Migration wurde häufig von Regie-

rungen und Herrschern gefördert, die ihrerseits Vorteile für das Staatswesen aus ihr zu ziehen 

hofften (vgl. Ostsiedlung im Mittelalter). Ein Beispiel für eine derartig gezielt gesteuerte und 

ÇÅ×ÏÌÌÔÅ -ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÂÉÅÔÅÔ ÄÉÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÄÅÒ 3ÔÁÄÔ lĕÄľ ÉÎ -ÉÔÔÅÌÐÏÌÅÎ ÉÍ ρωȢ *ÁÈÒÈÕÎÄÅÒÔȢ !Í 

Ende des 18. Jahrhunderts knapp 200 Einwohner zählend, entwickelte sich diese Stadt durch 

gezielte Anwerbemaßnahmen, in erster Linie für Textilarbeiter, zu einer gewaltigen Industrie-, 

speziell Textilmetropole, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts bereits 500 000 Einwohner zählte 

und damit die zweitgrößte Stadt Polens war.  

Diese Arbeit versucht aufzuzeigen, wie es zu dieser Migrationsbewegung in ÄÉÅ 3ÔÁÄÔ lĕÄľ  ËÁÍȢ 

Dazu soll zunächst ein kurzer Abriss ihrer Geschichte gegeben werden. Dann werden die Vor-

aussetzungen sowohl geographischer als auch politisch-wirtschaftlicher Natur dargestellt wer-

den. 

In einem dritten Schritt soll sich das Augenmerk auf die Zuziehenden selber richten: Wer waren 

sie, wo kamen sie her, warum wanderten sie aus? Und wie entwickelte sich das Stadtbild unter 

ihrem Einfluss? Anschließend wird sich ein Ausblick mit dem Zusammenleben der deutschen 

Zuwanderer mit den anderen Volksgruppen der Stadt, den Polen und Juden, beschäftigen. 

2. GESCHICHTE DER ST!$4 ls$» 

$ÉÅ ÅÒÓÔÅ %Ò×ßÈÎÕÎÇ ÄÅÒ 3ÔÁÄÔ lĕÄľ ÆÉÎÄÅÔ ÓÉÃÈ ÉÎ ÅÉÎÅÒ 5ÒËÕÎÄÅ ÁÕÓ ÄÅÍ *ÁÈÒÅ ρσσς ɉÖÇÌȢ (ÅÉËÅ 

1971: 19). Sie wird hier unter dem Namen Lodzia als eine von 15 Besitzungen des Leslauer Bi-

schofs erwähnt. Zudem wird dem Bischof in dieser Urkunde das Privileg gegeben, das Dorf zu 

deutÓÃÈÅÍ 2ÅÃÈÔ ÁÎÚÕÓÅÔÚÅÎȢ ρσψχ ÅÒÈßÌÔ lĕÄľ ÔÁÔÓßÃÈÌÉÃÈ ÄÅÕÔÓÃÈÅÓ 2ÅÃÈÔȟ ÕÎÄ Ú×ÁÒ ÄÁÓ  ÓÏÇȢ 

Neumarkter Recht. Mit der Verleihung deutschen Rechts gingen häufig erhebliche Verbesserun-

gen der Infrastruktur eÉÎÈÅÒȟ ÓÏ ÁÕÃÈ ÉÎ lĕÄľȟ ÄÁÓ ÎÁÃÈ ÅÉÎÅÍ ÅÉÎÈÅÉÔÌÉÃÈÅÎ &ÌßÃÈÅÎÍÁħȟ ÄÅÒ 

flämischen Hufe (ca. 30 Morgen), vermessen und in Landparzellen aufgeteilt wurde. Mit der Ver-
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leihung deutschen Rechts war oft die Ansiedlung deutscher Siedler verbunden. Das ist im Fall 

vÏÎ lĕÄľ ÚÕ ÄÉÅÓÅÍ :ÅÉÔÐÕÎËÔ ÁÌÌÅÒÄÉÎÇÓ ÎÏÃÈ ÎÉÃÈÔ ÚÕ ÅÒËÅÎÎÅÎ ɉÖÇÌȢ (ÅÉËÅ ρωχρȡ ρωɊȢ 

)Í *ÁÈÒ ρτςσ ×ÉÒÄ lĕÄľ ÄÕÒÃÈ ÄÉÅ 6ÅÒÌÅÉÈÕÎÇ ÄÅÓ -ÁÇÄÅÂÕÒÇÅÒ 2ÅÃÈÔÓ ÚÕÒ 3ÔÁÄÔ ÅÒÈÏÂÅÎ ɉÖÇÌȢ 

Heike 1971: 20). 

Trotz dieser weiteren Verbesserung der rechtlichen Lage und verschiedenen Vergünstigun-gen 

für Siedler lässt sich aber keine bedeutende Zuwanderung verzeichnen.3 Im 18. Jahrhundert geht 

ÄÉÅ "ÅÖĘÌËÅÒÕÎÇ ÓÏÇÁÒ ÓÏ×ÅÉÔ ÚÕÒİÃËȟ ÄÁÓÓ ÂÅÉ ÄÅÒ ÖÏÒİÂÅÒÇÅÈÅÎÄÅÎ %ÉÎÇÌÉÅÄÅÒÕÎÇ ÄÅÓ lĕÄľÅÒ 

Gebietes in den preußischen Staat 1793 die %ÉÎ×ÏÈÎÅÒÚÁÈÌ ÇÅÒÁÄÅ ρωρ ÂÅÔÒßÇÔ ÕÎÄ ÉÎ lĕÄľ 

selbst 60 Familien beheimatet sind.  

In dieser Zeit beginnt der Zuzug deutscher Tuchmacher in die polnischen Gebiete, insbesondere 

ÉÎ ÄÉÅ 0ÒÏÖÉÎÚ 3İÄÐÒÅÕħÅÎȟ ÚÕ ÄÅÒ ÁÕÃÈ lĕÄľ ÚßÈÌÔȢ 5ÎÔÅÒ ÐÒÅÕħÉÓÃÈÅÒ 6ÅÒ×ÁÌÔÕÎÇ, die bis 1807 

andauert, erfährt die Stadt eine rasche Aufwärtsentwicklung, vor allem durch eine Verbesserung 

ÄÅÒ )ÎÆÒÁÓÔÒÕËÔÕÒȢ 3Ï ÅÒÈßÌÔ lĕÄľ  ÚȢ "Ȣ ρψπφ ÓÅÉÎÅ ÅÒÓÔÅ 3ÃÈÕÌÅȢ "ÉÓ ρχωω ÖÅrdoppelt sich die Zahl 

der Einwohner (369) und bis 1806 vervierfacht sich die Bevölkerung auf 767 Bewohner (vgl. 

Heike 1971: 21). 

1807 wird Südpreußen im Zuge der napoleonischen Kriege von Preußen abgetrennt und dem 

'ÒÏħÈÅÒÚÏÇÔÕÍ 7ÁÒÓÃÈÁÕ ÚÕÇÅÔÅÉÌÔȟ ÄÁÓ ÖÏÎ .ÁÐÏÌÅÏÎ ÇÅÆĘÒÄÅÒÔ ×ÉÒÄȢ 3ÏÍÉÔ ÓÔÅÈÔ lĕÄľ ×Éeder 

unter polnischer Verwaltung. Nach den Befreiungskriegen und dem Wiener Kongress wird das 

+ĘÎÉÇÒÅÉÃÈ 0ÏÌÅÎ ɉ+ÏÎÇÒÅÓÓÐÏÌÅÎɊ ÕÎÄ ÄÁÍÉÔ ÁÕÃÈ lĕÄľ ÉÎ 0ÅÒÓÏÎÁÌÕÎÉÏÎ ÄÅÍ ÒÕÓÓÉÓÃÈÅÎ :a-

renreich angeschlossen. 

Nach dieser Zäsur legte die neue polnische Verwaltung ihr Hauptaugenmerk darauf, die gewerb-

liche Entwicklung des Landes voranzutreiben. Dazu gehörte die Ausweisung von 15 Orten zu 

ÂÅÓÏÎÄÅÒÅÎ &ÁÂÒÉËÓÔßÄÔÅÎȟ ÄÁÒÕÎÔÅÒ ÁÕÃÈ lĕÄľȢ 'ÅÍßħ ÅÉÎÅÍ !ÂËÏÍÍÅÎ Ú×ÉÓÃÈÅÎ 2ÕÓÓÌÁÎÄ 

und Preußen, bzw. Russland und Österreich, wurde den Bewohnern der an die drei Mächte ge-

fallenen Gebiete Polens erlaubt, im Laufe von sechs Jahren ihren Wohnsitz innerhalb der Gren-

zen dieser drei Gebiete nach Belieben zu wechseln (vgl. Heike 1971: 55). Ein Handelsvertrag mit 

Preußen bestimmte einen niedrigen Zoll auf Rohstoffe und gemäßigten Zoll auf Halbfabrikate. 

Maschinen durften frei eingeführt werden (vgl. Heike 1971: 57). Ein hoher Zoll auf Baumwoll-

waren sollte die aufkommende polnische Industrie schützen.  

                                                             

3 Für die folgenden Jahrhunderte lässt sich folgende Bevölkerungsentwicklung für die Stadt Lodz feststellen: 1470 ɀ 
149ω ×ÅÒÄÅÎ ττ &ÁÍÉÌÉÅÎ ÉÎ lĕÄľ ÇÅÚßÈÌÔȢ $ÉÅ :ÁÈÌ ÄÅÒ &ÁÍÉÌÉÅÎ ÓÔÅÉÇÔ ÉÎ ÄÅÒ &ÏÌÇÅÚÅÉÔ ÁÕÆ ÓÏÇÁÒ ρσφ &ÁÍÉÌÉÅÎ ÉÍ *ÁÈÒÅ 
1679, sinkt dann allerdings binnen eines Jahrhunderts wieder auf 60 Familien im Jahre 1793; vgl. Heike 1971: 21. 
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Allerdings fehlten für eine gewerbliche Entwicklung die nötigen Fachkräfte im Land. Um diesen 

Mangel zu beheben, wurde ein Plan zur Ansiedlung fremder Facharbeiter entwickelt. 

Der Blick der Warschauer Regierung richtete sich dabei vor allem auf die deutschsprachigen 

Gebiete, in denen textilgewerblich qualifizierte Fachkräfte ansässig waren: Böhmen, Sachsen 

und bestimmte Gebiete Preußens. Den Tuchmachern wurden im Falle einer Ansiedlung erhebli-

che Vergünstigungen eingeräumt. 

Daneben wurde die Ansiedlung bzw. der freiwillige Zuzug von Kaufleuten und Kapitaleignern 

begünstigt, ohne die eine Entwicklung zur Industrie- und Fabrikstadt nicht möglich gewesen 

wäre, da nur sie in der Lage waren, Fabriken zu bauen und mit großen Mengen produzierter 

Waren zu handeln. 

3. VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE MIGRATION 

Um zu untersuchen, warÕÍ ÅÉÎÅ ÄÅÒÁÒÔÉÇÅ -ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÉÎ ÄÅÎ lĕÄľÅÒ 2ÁÕÍ ÅÉÎÓÅÔÚÔÅ ÕÎÄ ÖÏÒ Ál-

lem, warum und wie die Ansiedlung der Familien gelang, ist es zunächst notwendig, sowohl die 

historisch-geografischen Gegebenheiten als auch die von der russischen Regierung geschaffenen 

Vergünstigungen für Ansiedler herauszuarbeiten. 

3.1 GEOGRAFISCHE VORAUSSETZUNGEN 

Für das Entstehen von größeren Siedlungen oder gar Industriestädten sind diverse Faktoren 

notwendig. So muss in der Aufbauphase genügend Holz (Wald) zum Bauen und als Brennstoff 

zur Verfügung stehen. Diese Voraussetzung war im Fall von lĕÄľȟ ÄÁÓ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ÁÕÓÇedehnten 

Waldgebieten lag, gegeben, und der umliegende Wald wurde den Zuwanderern zum Bauen und 

Heizen zur Verfügung gestellt. 

:ÕÄÅÍ ÌÁÇ lĕÄľ ÁÎ ÄÅÒ ÄÁÍÁÌÓ ÂÅÄÅÕÔÅÎÄÅÎ (ÁÎÄÅÌÓÓÔÒÅÃËÅ Ú×ÉÓÃÈÅÎ 4ÈÏÒÎ ÕÎÄ +ÒÁËÁÕ ÕÎÄ 

hatte ebenfalls eine gute Westanbindung nach Posen. 

Ein wichtiger Faktor für die Ansiedlung von Industrie, speziell der Textilindustrie, ist das Vor-

handensein von Wasser. Es wird unter anderem zum Antrieb, z.B. von Walken, oder zur Textil-

ausrüstung wie Bleichen oder Färben benötigt. 

$ÉÅÓÅ 6ÏÒÁÕÓÓÅÔÚÕÎÇ ÓÃÈÅÉÎÔ ÁÕÆ ÄÅÎ ÅÒÓÔÅÎ "ÌÉÃË ÎÉÃÈÔ ÇÅÇÅÂÅÎ ÚÕ ÓÅÉÎȡ ȵlĕÄľ ÌÉÅÇÔ ÁÕÆ Åinem 

sandigen, wasserarmen Hochplateau an dem kleinen Flüßchen Lodka, das die Altstadt jetzt nur 

noch als eine schmutzige, übelriechende, in allen Farben schillernde Abflußrinne der Fabrikge-

×ßÓÓÅÒ ÄÕÒÃÈÚÉÅÈÔ ɍȣɎȰ ɉ"ÉÅÌÓÃÈÏ×ÓËÙ ρωωπȡ ρτɊȢ !Îhand dieses Zitats vom Anfang des 20. Jahr-

ÈÕÎÄÅÒÔÓ ÌßÓÓÔ ÓÉÃÈ ÅÒËÅÎÎÅÎȟ ×ÉÅ ×ÉÃÈÔÉÇ ÅÉÎ &ÌÕÓÓ ÁÌÌÅÉÎ ÓÃÈÏÎ ÚÕÒ ȵ!Â×ÁÓÓÅÒÂÅ×ßÌÔÉÇÕÎÇȰ ×ÁÒȢ  
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Anfang des 19.  Jahrhunderts war die Wasserversorgung der Stadt deutlich besser.  

In der ersten Phase der Entwicklung wirkten sich die umliegenden Wälder noch positiv auf die 

Wasserhaltung aus. Allerdings wurde durch das Recht zur Rodung die Grundlage für eine gute 

Wasserversorgung bald zunichte gemacht und sowohl Wohnhäuser als auch Fabriken waren 

seither auf die GrundwÁÓÓÅÒÖÅÒÓÏÒÇÕÎÇ ÄÕÒÃÈ ȵËÏÓÔÓÐÉÅÌÉÇÅ "ÒÕÎÎÅÎÁÎÌÁÇÅÎȰ ɉ"ÉÅlschowsky 

1990: 14) angewiesen.  

Neben der Sicherstellung der wichtigen Ressource Wasser waren großzügige wirtschaftliche 

und finanzielle Vergünstigungen für Neuansiedler nötig, um die Entwicklung und den Aufbau 

einer Gewerbestadt voranzutreiben.  

3.2 FINANZIELLE UND WIRTSCHAFTLICHE VORAUSSETZUNGEN ɀ VERGÜNSTIGUNGEN 

DER RUSSISCHEN REGIERUNG FÜR SIEDLER 

Im Polen nach dem Wiener Kongress wurden Einwanderern allgemein erhebliche Vergünsti-

gungen gemacht. Zunächst gab es wie unter Punkt 2 bereits beschrieben die Erlaubnis für alle 

Bewohner der an die drei Mächte Preußen, Österreich und Russland gefallenen Gebiete Polens 

zur freien Wahl des Wohnsitzes innerhalb dieser Gebiete binnen sechs Jahren. Zudem wurden in 

einem Erlass aus dem Jahre 1816 den anderen Einwanderern weitere Privilegien zugesichert. 

Sie und ihre Söhne wurden von Kriegsdiensten und von Abgaben und Steuern für die Dauer der 

nächsten sechs Jahre befreit und ihnen wurde die zollfreie Einführung ihres Mobiliars sowie 

ihres Handwerkszeugs gewährt (vgl. Bielschowsky 1990: 11). 

Um die Zuwanderung speziell gewerblich-industrieller Einwanderer zu forcieren, wurde von der 

2ÅÇÉÅÒÕÎÇ ÉÎ 7ÁÒÓÃÈÁÕ ρψςπ ÅÉÎ %ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇÓÇÅÓÅÔÚ ÅÒÌÁÓÓÅÎȟ ÉÎ ÄÅÍ ȵÎÅÕÅ ËÏÎËÒÅÔÅ Be-

stimmungen mit größerer Zugkraft über den von ihr angestrebten Aufbau eines Tuchmacherge-

×ÅÒÂÅÓ ÉÎ 0ÏÌÅÎȰ ɉ(ÅÉËÅ ρωχρȡ ψςɊ ÂÅËÁÎÎÔ ÇÅÇÅÂÅÎ ×ÕÒÄÅÎȢ 5ÎÔÅÒ ÁÎÄÅÒÅÍ ×ÕÒÄÅÎ ÆÏÌÇÅÎÄÅ 

Bestimmungen gemacht: Bestimmte Städte, darunter auch lĕÄľȟ4 wurden zu so genannten Fab-

ÒÉËÓÔßÄÔÅÎ ÅÒÎÁÎÎÔ ÕÎÄ ÓÏÌÌÔÅÎ ÖÏÎ ÄÅÒ ȵ2ÅÇÉÅÒÕÎÇÓËÏÍÍÉÓÓÉÏÎ ÆİÒ ÉÎÌßÎÄÉÓÃÈÅ !ÎÇÅÌÅÇÅÎÈÅÉÔÅÎ 

ÕÎÄ 0ÏÌÉÚÅÉ ɍȣɎ ÆİÒ ÄÉÅ .ÉÅÄÅÒÌÁÓÓÕÎÇ ÖÏÎ &ÁÂÒÉËÁÎÔÅÎȟ ÂÅÓÏÎÄÅÒÓ ÖÏÎ 4ÕÃÈÆÁÂÒÉËÁÎÔÅÎȰ ɉ"ÉÅl-

schowsky 1990: 12) vorbereitet und eingerichtet werden. Zusätzlich wurden den Siedlern in den 

Fabrikstädten Bauplätze und Ackerland (häufig im Umfang von bis zu 1 ½ Morgen), die Errich-

                                                             

4 (ÅÉËÅ ρωχρȡ ψσȡ ȵ$ÉÅ ÅÎÔÓcheidenden Beweggründe für die Auswahl dieser Städte waren insbesondere: a) das Vor-
handensein von Wasserläufen für den Antrieb der Maschinen und die Anlage von Walken, b) günstige Verkehrswege 
und c) HolzÒÅÉÃÈÔÕÍ ÆİÒ ÄÅÎ "ÁÕ ÖÏÎ 7ÏÈÎÈßÕÓÅÒÎȢȰ 
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tung von Walkmühlen und Ziegeleien, freies Bauholz und Bauplätze für Kirchen und Schulen 

zugesichert.5 

Als direkte Folge dieser Verordnung lässt sich in lĕÄľ ÅÉÎÅ ρψςρ ÖÏÒÇÅÎÏÍÍÅÎÅ 3ÔÁÄÔÖÅÒÍÅs-

sung und -ÒÅÇÕÌÉÅÒÕÎÇ ÓÏ×ÉÅ ÄÉÅ %ÒÒÉÃÈÔÕÎÇ ÅÉÎÅÒ &ÁÂÒÉËÇÅÍÅÉÎÄÅ ȵ.ÅÕÓÔÁÄÔȰ ÆÅÓÔÓÔÅÌÌÅÎȟ ÉÎ ×Ål-

ÃÈÅÒ ςππ "ÁÕÐÌßÔÚÅ ÕÎÄ ÄÅÒ ȵÎÅÕÅ 2ÉÎÇȰ6 abgeteilt werden (Bielschowsky 1990: 13. 

In den kommenden Jahren wurden diese Bestimmungen häufig erneuert und sogar noch ausge-

baut. Unter anderem durften Enteignungen von Grundstücken vorgenommen werden, um an 

diesen Stellen Fabrikanten anzusiedeln.7  

Zusätzlich zur Befreiung von der Wehrpflicht wurde den Einwanderern auch die Einquartierung 

von Soldaten für drei bis sechs Jahre erlassen.8 Auch das Privileg des Holzfällens in der Umge-

bung der Stadt wurde für weitere zehn Jahre erneuert.9 

Um den neu entstehenden Markt und die junge Industrie vor billigeren Waren aus dem Ausland 

zu schützen, wurde die Einfuhr wollener Produkte aus anderen Ländern untersagt und festge-

setzt, dass dieses Gesetz binnen der nächsten 20 Jahre keine Änderung erfahren sollte. Dagegen 

wurde die Einfuhr von Produktionsmitteln wie Maschinen oder anderen Hilfsmitteln, z.B. Far-

ben, durch herabgesetzte Zölle begünstigt.10 

4. DIE HERKUNFTSGEBIETE DER ZUGEWANDERTEN DEUTSCHEN 

                                                             

5 Heike 1971: ψσȟ  "ÉÅÌÓÃÈÏ×ÓËÙ ρωωπȡ ρςȟρσȡ )Î ÄÅÍ %ÒÌÁÓÓ ÖÏÍ ρψȢ 3ÅÐÔÅÍÂÅÒ ρψςπ ÈÅÉħÔ ÅÓ ÕȢ ÁȢȡ ȵ!ÒÔȢ ςȢ $ÉÅ 2ÅÇÉe-
rungskommission stellt die Begrenzungs- und Bebauungspläne auf die Weise fest, daß(!) in dem Maße, wie sich Tuch-
fabrikanten oder andere Handwerker melden, denselben gegen sehr geringen Erbzins Plätze abgegeben werden. 

!ÒÔȢ τȢ $ÅÎ 2ÅÇÉÅÒÕÎÇÓÇÅÂÉÅÔÅÎ ÁÎÇÅÈĘÒÉÇÅȟ ÉÎ ÄÅÒ .ßÈÅ ÄÉÅÓÅÒ 3ÔßÄÔÅ ÇÅÌÅÇÅÎÅ -İÈÌÅÎ ÓÏÌÌÅÎ ɍȣɎ ÇÅÅÉÇÎÅÔÅÎ 5ÎÔÅr-
nehmern von Walkmühlen in Erbpacht gegeben werden. 

Art. 5. Zu Bauzwecken soll den Fabrikanten und Handwerkern in den betreffenden Städten Holz innerhalb eines De-
zenniums aus den nächstgelegenen Gemeinde- oder Regierungswäldern zugeteilt werden. 

Art. 6. Es sollen in der Nähe dieser Städte Ziegeleien errichtet werden, aus welchen das Material zu den niedrigsten 
Preisen an Bauunternehmer abgegeben werden soll. 

!ÒÔȢ χȢ ɍȣɎ ÄÉÅ 'ÅÂßÕÄÅ ÆİÒ ÄÉÅ ÅÖÁÎÇÅÌÉÓÃÈÅ +ÉÒÃÈÅ ÓÏ×ÉÅ ÄÉÅ 7ÏÈÎÕÎÇ ÆİÒ ÄÅÎ 0ÁÓÔÏÒ ɍÓÏÌÌÅÎɎ ÊÅ ÎÁÃÈ /ÒÔÓÃÈÁÆÔ ÅÎt-
worfen und auf die Kosten zu deren Errichtung ein Subsidium erteiÌÔ ×ÅÒÄÅÎȢȰ 

6 Ring = poln. Rynek: Marktplatz, Rathausplatz 

7 vgl. Bielschowsky 1990: 12: Ein Erlass vom 21. November 1823 erlaubt, Enteignungen gegen Tausch oder entspre-
chende Bezahlung vorzunehmen. 

8 ebd.: Erlass vom 9. April 1829 

9 ebd.: Verordnung vom 12. Mai 1823. 

10 ebd.: Kaiserliche Verfügung vom 15. April 1824 an die Besitzer von Tuchfabriken 
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Die zugewanderten Deutschen stammten aus verschiedenen Textilgebieten innerhalb des deut-

schen Sprachraumes.11 Über die genaue Anzahl der Einwanderer gibt es keine genauen Angaben. 

Frida Bielschowsky nahm 1912 an, dass ca. 10 000 Familien in der Zeit von 1818 bis 1827 aus 

Brandenburg, Schlesien und Sachsen nach Polen eingewandert seien, wobei es in andern Quellen 

auch Schätzungen von bis zu 25 000 eingewanderten Tuchmachermeistern gebe (vgl. Biel-

schowsky 1990: 16). Der Hauptanteil der einwandernden Fachkräfte kam aus den nordböhmi-

schen Textilgebieten mit den Städten Schluckenau, Ehrenberg und Warnsdorf sowie der nörd-

lich davon gelegenen Oberlausitz. Auch aus Gebieten in Schlesien, wie zum Beispiel dem Riesen-

gebirge, kamen viele Zuwanderer. 

Als weitere Herkunftsgebiete sind vor allem Sachsen mit dem Erzgebirge zu nennen und die 

dortigen Textilstädte Chemnitz, Crimmitschau und Glauchau sowie Orte in Ostbrandenburg und 

dem Posener Gebiet.  

Das Phänomen der Auswanderung nach lĕÄľ ×ÁÒ ÕÎÔÅÒ ÁÎÄÅÒÅÍ ÁÕÃÈ ÅÉÎ 4ÈÅÍÁȟ ÄÁÓ ÉÎ 

der zeitgenössischen Literatur aufgegriffen wurde. So beschreibt ein Gedicht Carl von 

Holteis in schlesischer Mundart aus dem Jahr 1828 Auswanderer aus dem Riesengebir-

ge. 

ȵ)ÃÈ ËÁÍ Á 7ÅÇ ÖÕÍ 2ÉÅÓÅÎËÁÍÍ 

und ging uf´s Warmbad zu; 

do traf ich anne lange Schar, 

Wu Man und Weib beisammen war, 

und Kinder ohne Schuh! 

ɍȣɎ 

Ber kummen vohn a Bärgen här, 

Ber ziehen ei´s Polen nei; 

Ber sein urnär schund matt vur Nut, 

´s gor a hängrich Stückel Brut, 

De schlaesche Weberei! 

 

Im russ´schen Polen ga´n se üns 

Jedwedem a Stück Land, 

Do wull´m ber nu ins Flache ziehn 

Und Lussen ünse Berge stiehn.- 

Härr Gott, dir ist´s bekannt. 

 

                                                             

11 Für die genauen Herkunftsorte vgl. die Karten in: Kossmann 1966 und HKG Lodz 1999: 8. 
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7ÉÅ ÇÒÏħ ÄÉÅ ȵ3ÏÇ×ÉÒËÕÎÇȰ ÂÚ×Ȣ ÄÉÅ !ÔÔÒÁËÔÉÖÉÔßÔ ÄÅÓ lĕÄľÅÒ 2ÁÕÍÓ ÁÕÃÈ ÆİÒ ÓÅÈÒ ×ÅÉÔ ÅÎtfernt 

wohnende Siedler war, zeigt sich darin, dass sie sogar aus dem heutigen Süddeutschland zwi-

schen Rhein und Neckar ( Karlsruhe ɀ Stuttgart ) und aus dem nördlichen Elsass kamen. Auch 

diese Gebiete waren Textilgebiete. 

Die Auswanderer waren in erster Linie Handspinner und Handweber, die sich, von den großzü-

gigen Angeboten und Vergünstigungen der russischen Regierung angelockt, möglicherweise 

auch dem Freihandel in ihren alten Wohngebieten und somit auch dem Preisdruck durch impor-

tierte, bereits maschinell hergestellte englische Textilwaren entziehen wollten.  

Zusätzlich zu diesen direkt aus dem Ausland einwandernden Fachkräften gab es auch Binnen-

wanderer, die bereits vor einigen Jahren nach Polen gekommen waren, z. B. nach Ozorkow oder 

+ÏÎÓÔÁÎÔÉÎÏ×ȟ ÕÎÄ ÎÕÎ ÄÅÎ ÍĘÇÌÉÃÈÅÒ×ÅÉÓÅ ÇİÎÓÔÉÇÅÒÅÎ 6ÅÒÈßÌÔÎÉÓÓÅÎ ÉÎ lĕÄľ ÚÕÓÔÒÅÂÔÅÎ ɉÖÇÌȢ 

HKG Lodz 2003: 13). 

5. DIE ANSIEDLUNG DER ZUWANDERER UND DIE ENTWICKLUNG DER STADT 

)Í :ÕÇÅ ÄÅÓ !ÕÓÂÁÕÓ ÄÅÒ 3ÔÁÄÔ lĕÄľ ×ÕÒÄÅ ÅÉÎÅ ÇÅÎÁue Vermessung derselben vorgenommen 

und ihr Gebiet entlang der Petrikauer Straße (Uliza Piotrkowska) nach Süden erheblich erwei-

tert. Die Stadt wurde planmäßig mit rechtwinkligen Straßenzügen erschlossen und neue Sied-

lungen für hinzuziehende Industrielle und Handwerker gegründet. Diese Planung von neuen 

Stadtvierteln erfolgte im Wesentlichen in den 1820er Jahren. 1820 zählte die Stadt bereits 767 

Einwohner, eine Zahl, die sich in den nächsten Jahren stark vergrößerte. 

1823 wurde die Tuchmachersiedlung Neustadt mit neuem Ring (Rathausplatz) südlich der Alt-

stadt errichtet. In ihr wurden 202 Bauplätze geschaffen. Jeder Bauplatz beinhaltete mit einem 

Stück Gartenland 1 ½ polnische Morgen für jeden Siedler (vgl. Heike 1971: 95). 

ρψςυ ×ÕÒÄÅ ÄÉÅ 7ÅÂÅÒËÏÌÏÎÉÅ lÏÄËÁ Ãa. drei Kilometer entlang der Petrikauer Straße errichtet. 

Westlich und östlich dieser Weberkolonie wurden die Spinnerkolonien, ebenfalls mit Namen 

lÏÄËÁȟ ÁÎÇÅÓÅÔÚÔȢ $ÉÅÓÅ 3ÉÅÄÌÕÎÇÅÎ ÄÉÅÎÔÅÎ ÚÕÒ !ÎÓÉÅÄÌÕÎÇ ÄÅÒ "ÁÕÍ×ÏÌÌ- und Leinenindustrie, 

um nicht allein auf das Tuchmachergewerbe angewiesen zu sein. Sie umfassten einen Siedlungs-

streifen von ca. drei Kilometern Länge und 600 Metern Breite und sind damit der größte zu-

ÓÁÍÍÅÎÈßÎÇÅÎÄÅ !ÕÓÂÁÕ ÄÅÒ 3ÔÁÄÔ lĕÄľȢ  

Im Süden der Stadt wurden ebenfalls im Jahre 1825 diÅ ȵ"ĘÈÍÉÓÃÈÅ +ÏÌÏÎÉÅȰ ÅÎÔÌÁÎÇ ÄÅÒ ȵÂĘh-

ÍÉÓÃÈÅÎ ,ÉÎÉÅȰ ÕÎÄ ÄÉÅ 7ÅÂÅÒËÏÌÏÎÉÅ ȵ3ÃÈÌÅÓÉÎÇȰ ÅÒÓÃÈÌÏÓÓÅÎȟ ×Ï ÓÉÃÈ ÉÎ ÅÒÓÔÅÒ ,ÉÎÉÅ ÓÃÈÌÅÓÉÓÃÈÅ 

7ÅÂÅÒ ÁÎÓÉÅÄÅÌÔÅÎȢ ȵ3ÃÈÌÅÓÉÎÇ ÂÅÄÅÕÔÅÔ ÉÎ ÓÃÈÌÅÓÉÓÃÈÅÒ -ÕÎÄÁÒÔ ÎÉÃÈÔÓ ÁÎÄÅÒÅÓ ÁÌÓ ȵ3ÃÈÌÅÓÉÅÎȰ 

ÓÅÌÂÓÔȰ ɉ+ÏÓÓÍÁÎÎ ρωφφȡ χχɊ. In dieser ersten Phase kamen vor allem Tuchmacher, d.h. Angehö-
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rige der wollverarbeitenden Gewerbe nach Lodz. Diese blieben noch lange ihrem Handwerk 

treu, das zunftmäßig organisiert war.  

Der englische Historiker Eric J. Hobsbawm hatte bereits in Bezug auf die industrielle Entwick-

ÌÕÎÇ ÄÅÓ -ÕÔÔÅÒÌÁÎÄÅÓ ÄÅÒ )ÎÄÕÓÔÒÉÅȟ %ÎÇÌÁÎÄȟ ÇÅÓÁÇÔȡ ȵ7ÅÒ ÉÎÄÕÓÔÒÉÅÌÌÅ 2ÅÖÏÌÕÔÉÏÎ ÓÁÇÔȟ ÍÅÉÎÔ 

"ÁÕÍ×ÏÌÌÅȢȰ ɉ(ÏÂÓÂÁ×Í ρωχπȡ υυɊȢ $ÉÅÓ ÇÉÌÔ ÁÕÃÈ ÆİÒ ÄÉÅ )ÎÄÕÓÔÒÉÅ ÉÍ 2ÁÕÍ ,ÏÄÚȟ ÄÉÅ ÅÒÓÔ 

durch die Baumwollverarbeitung in groß angelegten Fabriken statt in kleinen Handwerksbe-

trieben ihre Bedeutung gewann.  

In der folgenden Zeit, der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, entwickelte sich um die planmä-

ßig angelegten Kolonien ein großer Fabrikgürtel, der weitere Wohnsiedlungen erforderlich 

machte.  

Träger des weiteren Stadtausbaus waren nun nicht mehr staatliche Einrichtungen, sondern die 

Industriellen selber. Die neu gegründeten Fabriken hatten einen gewaltigen Bedarf an Arbeits-

ËÒßÆÔÅÎȟ ÄÉÅ ÉÎ ÇÒÏħ ÁÎÇÅÌÅÇÔÅÎ 3ÉÅÄÌÕÎÇÅÎ ÍÉÔ ȵ&ÁÍÉÌÉÅÎÈßÕÓÅÒÎȰ ɉÂÅÉ ÄÅÎ 3ÃÈÅÉÂÌÅÒȭÓÃÈÅÎ 4Åx-

tilwerken) oder riesigen Mietskasernen (nahe dem Industrieimperium von Israel Poznanski) 

untergebracht wurden.  

6. DAS ZUSAMMENLEBEN DER VERSCHIEDENEN VOLKSGRUPPEN  

lĕÄľ ×ÕÒÄÅ ÚÕÎßÃÈÓÔ ÁÌÓ 'Å×ÅÒÂÅÓÔÁÄÔ ÅÎÔ×ÉÃËÅÌÔȢ $ÉÅ ÉÎ ÒÅÌÁÔÉÖ ÇÅÓÃÈÌÏÓÓÅÎÅÎ +ÏÌÏÎÉÅÎ ÌÅÂÅn-

ÄÅÎ .ÅÕÓÉÅÄÌÅÒ ×ÁÒÅÎ ÓÅÐÁÒÉÅÒÔ ÖÏÎ ÄÅÒ İÂÒÉÇÅÎ "ÅÖĘÌËÅÒÕÎÇȢ $ÉÅ ȵ6ÏÌËÓÇÒÕÐÐÅÎȰ ɀDeutsche, 

Juden und Polen ɀ unterschieden sich voneinander durch Konfessionen, Brauchtum und Bildung. 

Die jüdische Bevölkerung der Stadt konzentrierte sich auf die Altstadt, da sie in den neu gegrün-

deten Kolonien nicht siedeln durften. 

$ÉÅ ÔÅØÔÉÌÈÁÎÄ×ÅÒËÌÉÃÈÅÎ &ÁÃÈËÒßÆÔÅ  ËÁÍÅÎ ÁÕÓ ÄÅÍ ÄÅÕÔÓÃÈÓÐÒÁÃÈÉÇÅÎ 2ÁÕÍȢ lĕÄľ ×ÕÒÄÅ 

dadurch zu einer mehrheitlich deutschen Stadt. 

Die Bauernbefreiung von 1864 gewährte auch polnischsprachigen Landbewohnern Frei-

ÚİÇÉÇËÅÉÔȢ lĕÄľȟ ÄÁÓ ÓÉÃÈ ÚÕ ÄÉÅÓÅÍ :ÅÉÔÐÕÎËÔ ÂÅÒÅÉÔÓ ÓÅÉÔ ÄÒÅÉ *ÁÈÒÚÅÈÎÔÅÎȟ ÎßÍÌÉÃÈ ÓÅÉÔ ÄÅÒ 

Hinwendung der ersten Baumwollspinnerei zur Dampfkraft, zu einer stetig wachsenden Indust-

riemetropole entwickelt hatte, benötigte für die Fabriken mehr Arbeiter, als es selbst aus seiner 

eigenen Einwohnerschaft zur Verfügung stellen konnte. In den folgenden Jahren wanderten pol-

nische Arbeiter in großer Zahl in die Stadt ein. Es kam zu einer zweiten Migrationsbewegung 

nach lĕÄľȟ ÄÉÅÓÍÁÌ ÁÕÓ ÄÅÎ ÐÏÌÎÉÓÃÈÅÎ ,ÁÎÄÇÅÂÉÅÔÅÎȢ 

Durch diese starke Zuwanderung kehrte sich das Bevölkerungsverhältnis um. Die deutschen 

Einwohner der Stadt wurden prozentual zurückgedrängt. Sie blieben aber als Unternehmer und 
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Fachleute dominierend und unverzichtbar. Teile der jüdischen Bevölkerung verließen nun ih-

rerseits die Altstadt und investierten in industrielle Einrichtungen. 

Einen gewaltigen Wandel brachte die staatliche Zollpolitik der 1870er und 1880er Jahre, die der 

lĕÄľÅÒ )ÎÄÕÓÔÒÉÅ ÄÅÎ ÒÉÅÓÉÇÅÎ Òussischen Markt öffnete und damit die endgültige Hinwendung 

zur Großindustrie bewirkte. Erst diese politischen Entscheidungen ebneten die Entwicklung der 

3ÔÁÄÔ ÚÕÒ ÇÉÇÁÎÔÉÓÃÈÅÎ )ÎÄÕÓÔÒÉÅÍÅÔÒÏÐÏÌÅȟ ÚÕÍ ȵ-ÁÎÃÈÅÓÔÅÒ ÄÅÓ /ÓÔÅÎÓȰȟ ÚÕÍ ȵ'ÅÌÏÂÔÅÎ ,ÁÎÄȰȟ 

in dem Tausende zusammenströmten, um ihr Glück zu versuchen (Bielschowsky 1990: 36/37). 

Die Industrie und das Lebensumfeld in lĕÄľ ÂÒÁÃÈÔÅÎ ÅÉÎÅÎ ÂÅÓÔÉÍÍÔÅÎ -ÅÎÓÃÈÅÎÓÃÈÌÁÇ ÈÅr-

ÖÏÒȟ ÄÅÎ lĕÄľÅÒ -ÅÎÓÃÈÅÎȢ )ÈÍ ÇÉÎÇ ÅÓ ÂÅÉ ÁÌÌÅÎ $ÉÆÆÅÒÅÎÚÅÎ ×ÅÎÉÇÅÒ ÕÍ ÄÁÓ !ÕÓÔÒÁÇÅÎ ÖÏÎ .a-

tionalitätenkonflikten als um den Erhalt der für alle wichtigen Industrie.  

Das relativ friedliche Zusammenleben der verschiedenen Bevölkerungsgruppen funktionierte 

allerdings nur solange, wie bestimmte Grundrechte, wie etwa das Recht auf den eigenen Sprach-

ÇÅÂÒÁÕÃÈȟ ÅÉÇÅÎÅ 3ÃÈÕÌÅÎ ÏÄÅÒ ÄÉÅ ÅÉÇÅÎÅ +ÏÎÆÅÓÓÉÏÎ ÇÅ×ßÈÒÌÅÉÓÔÅÔ ÂÌÉÅÂÅÎ ɉ+ÏÐÃÚÙďÓËÁ-

Jaworska 1999: 249ff.). 

7. RESÜMEE 

$ÉÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÄÅÒ lĕÄľÅÒ 4ÅØÔÉÌÉÎÄÕÓÔÒÉÅ ÕÎÄ ÄÅÒ ÄÁÍÉÔ ÖÅÒÂÕÎÄÅÎÅ !ÕÆÓÔÉÅÇ ÄÅÓ 'ÒÏßraums 

lĕÄľ ÚÕÒ )ÎÄÕÓÔÒÉÅÒÅÇÉÏÎ ÓÉÎÄ ÉÍ ×ÅÓÅÎÔÌÉÃÈÅÎ ÁÕÆ ÄÉÅ 6ÅÒÇİÎÓÔÉÇÕÎÇÅÎ ÄÅÒ ÒÕÓÓÉÓÃÈÅÎ 2ÅÇÉe-

rung für deutsche Einwanderer zurückzuführen. Nur mit dieser staatlichen Hilfe konnte die bis 

dahin rein landwirtschaftlich orientierte und dünn besiedelte Region gewerblich-industriell 

entwickelt werden. Auf der Basis eines ursprünglich noch zünftisch organisierten Gewerbes 

entwickelte sich dann eine bedeutende Industrie, die nach Freigabe des russischen Marktes in 

der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gigantische Ausmaße annahm und die Region zu einem 

der bedeutendsten Textilindustriegebiete Europas aufsteigen ließ.  

Für die Migration lässt sich festhalten, dass zum Aufbau einer ersten Industrie im Lodzer Raum 

fast ausschließlich deutsche Zuwanderer kamen, die die Grundlage für das spätere gewaltige 

Wachstum der Industrie in dieser Region legten. In einer zweiten Migrationsphase fand dann in 

erster Linie eine Binnenmigration statt. Polnische Bewohner, die nach der Bauernbefreiung 

1864 Freizügigkeit erhalten hatten, kamen nun nach Lodz, um dort Arbeit zu suchen und deck-

ten somit den großen Bedarf an Arbeitskräften in den Fabriken.   
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STEUERN ODER VERWALTEN? STAATLICHE MIGRATIONSPOLITIK 

CLÉMENTINE CORDIER UND KLAUDIA TIETZE 

 

Im Unterschied zu klassischen Einwanderungsländern begann die Bundesrepublik Deutschland 

relativ spät ihre Migrationspolitik als separates Politikfeld zu entwickeln. Die Grundlagen für 

Migrationsprozesse, die in der Nachkriegszeit stattfanden, wurden in unterschiedlichen Politik-

bereichen verankert. Erst mit dem Zuwanderungsgesetz von 2004 schaffte die Bundesregierung 

ein Instrument zur Steuerung der gesamten Einwanderungsprozesse nach Deutschland. Dabei 

ist zu bemerken, dass aufgrund zwischenstaatlicher und internationaler Abkommen und Verträ-

ge sich manche dieser Prozesse lediglich verwalten lassen. 

Von der Verwaltung eines Zuwanderungsprozesses kann man im Fall der EU-Binnenmigration 

sprechen. Eines der Ziele der 1957 gegründeten Europäischen Wirtschaftgemeinschaft war die 

Freizügigkeit der Arbeitskräfte innerhalb der Gemeinschaft, die in den nächsten Jahren durch 

mehrere Verordnungen hergestellt wurde. Mit dem Vertrag von Maastricht von 1992 wurde die 

Unionsbürgerschaft eingeführt und damit allen Staatsbürgern der Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union das Recht eingeräumt sich in einem anderen Mitgliedstaat - unabhängig vom wirt-

schaftlichen Hintergrund - aufzuhalten. Die Bundesregierung darf dementsprechend die Zuwan-

derung von EU-Bürgern weder stoppen, quotieren noch von bestimmten Aufnahmevorausset-

zungen abhängig machen. 

Ein Gegenbeispiel zur Binnenmigration und damit auch ein Beispiel für eine tatsächliche Steue-

rung der Migrationsprozesse ist die Aufnahme von Aussiedlern. Im Bundesvertriebenen- und 

Flüchtlingsgesetz von 1953 räumte die Bundesregierung allen deutschen Volkszugehörigen und 

ihren Abkömmlingen das Recht ein, nach Deutschland auszuwandern und die deutsche Staats-

angehörigkeit anzunehmen. Der Anspruch von Aussiedlern auf Wiedereinbürgerung wurde be-

reits im Art. 116 des Grundgesetzes verankert. Seit Inkrafttreten des Aussiedleraufnahmegeset-

zes von 1990 und des Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes von 1992 müssen Aussiedler vom Her-

kunftsland aus an einem Aufnahmeverfahren teilnehmen, den Vertreibungsdruck nachweisen 

und vor 1993 geboren worden sein. Die Zuwanderung von Spätaussiedlern erfolgt in Kontingen-

ten.   

In Bezug auf die Aufnahme aus humanitären Gründen kann man von einer Steuerung durch Ka-

tegorisierung sprechen, wobei die Kategorisierung sich hier als Registrierung der Zuwanderer in 

verschiedenen Gruppen verstehen lässt. Bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes galten 
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ÆÏÌÇÅÎÄÅ +ÁÔÅÇÏÒÉÅÎȡ ɉρɊ $ÁÓ ȵÇÒÏħÅ !ÓÙÌȰ ÎÁÃÈ !ÒÔȢ ρφÁ ÄÅÓ 'ÒÕÎÄÇÅÓÅÔÚÅÓ ÖÏÎ ρωτωȟ ÄÁÓ ÍÉÔ 

der  Erteilung einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis (inkl. Arbeitserlaubnis) verbunden und  

anerkannten politisch Verfolgten vorbehalten war. Mit der Änderung des Art. 16a des Grundge-

ÓÅÔÚÅÓ ρωωσ ɉ!ÓÙÌËÏÍÐÒÏÍÉÓÓɊ ×ÕÒÄÅ  ÄÁÓ ȵÇÒÏħÅ !ÓÙÌȰ ÁÕÆ ÐÏÌÉÔÉÓÃÈ 6ÅÒÆÏÌÇÔÅȟ ÄÉÅ ÎÉÃÈÔ İÂÅÒ 

einen sicheren Drittstaat nach Deutschland einreisten, beschränkt (Drittstaatenregelung). Zu-

sammen mit den zwei anderen Eckpfeilern des so genannten Asylkompromisses von 1993 -

Herkunftsstaatenregelung und Flughafenregelung- und im Zusammenwirken mit strengeren 

Grenzkontrollen führte die Drittstaatenregelung zu einer deutlichen Senkung des Zustroms von 

Asylbewerbern und kann deswegen als besonderes Steuerungsinstrument betrachtet werden. 

ɉςɊ $ÁÓ ȵËÌÅÉÎÅ !ÓÙÌȰ ÎÁÃÈ ɘ υρ !ÂÓȢ ρ ÄÅÓ !ÕÓÌßÎÄÅÒÇÅÓÅÔÚÅÓ ÖÏÎ ρωωπ ×ÕÒÄÅ Personen erteilt, 

denen eine Lebens- oder Freiheitsgefahr wegen ihrer Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, Zuge-

hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung droh-

te. Dieser Personenkreis erhielt einen Abschiebungsschutz wegen politischer Verfolgung, der im 

Regelfall durch die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis und eines Passes nach der Genfer Flücht-

ÌÉÎÇÓËÏÎÖÅÎÔÉÏÎ ÖÅÒ×ÉÒËÌÉÃÈÔ ×ÕÒÄÅȢ ɉσɊ $ÉÅ ȵ$ÕÌÄÕÎÇȰ ÎÁÃÈ ɘ υσ ÄÅÓ !ÕÓÌßÎÄÅÒÇÅÓÅÔÚÅÓ ÖÏÎ 

1990 garantierte ebenfalls einen Abschiebungsschutz. Im Unterschied zur Aufenthaltsbefugnis 

stellte die Duldung jedoch keine Aufenthaltsgenehmigung dar. Dies bedeutet, dass der Geduldete 

zur Ausreise verpflichtet war, wenn die Ausreisehindernisse nicht mehr vorlagen. Der Aufent-

halt war daher nicht legal.  

Eine vom Staat gesteuerte Migration kann sich auch entgegen den Erwartungen der Regierung 

entwickeln. Die Anwerbungspolitik der 60er Jahre wurde von der Bundesregierung als wirt-

schaftliche Maßnahme zur Behebung der Engpässe auf dem deutschen Arbeitsmarkt konzipiert 

und sollte sich auf einen vorübergehenden Aufenthalt der ausländischen Arbeitnehmer konzent-

rieren. Mit dem Anwerbungsstopp von 1973 wurde die Aufnahme von ausländischen Arbeit-

nehmern beendet. Wie Christine Strotmann in diesem Band schreibt, habe sich die Zuwanderung 

von ausländischen Arbeitnehmern im Laufe der 70er und 80er Jahre verselbstständigt. Dies hat-

te zur Folge, dass die zunächst staatlich geförderte und auf Zeit befristete Arbeitsmigration nicht 

mehr von der Bundesregierung gesteuert werden konnte und sich zu einem nicht gesteuerten 

Einwanderungsprozess entwickelte.  

Mit dem neuen Zuwanderungsgesetz von 2004 entschied die Bundesregierung die in den einzel-

nen Gesetzen und Vorschriften geregelte Einwanderung zu erfassen, zu aktualisieren und neue 

Einwanderungswege für hochqualifizierte und selbstständige Nicht-EU-Ausländer zu schaffen. 

)Í 5ÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄ ÚÕÒ !Î×ÅÒÂÕÎÇÓÐÏÌÉÔÉË ÄÅÒ φπÅÒ *ÁÈÒÅ ×ÕÒÄÅ ÄÅÎ ȵÎÅÕÅÎȰ !ÒÂÅÉÔÓÍÉÇÒÁÎÔÅÎ ÄÉÅ 

Perspektive des dauerhaften Aufenthalts (Niederlassungserlaubnis) eingeräumt. So dürfen 

Selbstständigen bei einer erfolgreichen Tätigkeit nach einem dreijährigen Aufenthalt dauerhafte 
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Aufenthaltsrechte gewährt werden. Für Hochqualifizierte ist dagegen die Gewährung einer Nie-

derlassungserlaubnis von Anfang an vorgesehen. Auch im Bereich der Zuwanderung aus huma-

nitären Gründen wurden neue Regelungen geschaffen. So wurde die aufenthaltsrechtliche Stel-

ÌÕÎÇ ÄÅÒ )ÎÈÁÂÅÒ ÄÅÓ ÓÏ ÇÅÎÁÎÎÔÅÎ ͼËÌÅÉÎÅÎ !ÓÙÌÓͼ ÄÅÎ !ÓÙÌÂÅÒÅÃÈÔÉÇÔÅÎ ɉȵÇÒÏħÅÓ !ÓÙÌȰɊ ÁÎÇÅÇÌi-

chen. Beide Gruppen erhalten dementsprechend nach einem dreijährigen Aufenthalt eine Nie-

derlassungserlaubnis, vorausgesetzt, dass ihre Fluchtgründe weiterhin bestehen. So wie bisher 

den Asylberechtigten, wurde mit den neuen gesetzlichen Regelungen auch den Inhabern des 

ȵËÌÅÉÎÅÎ !ÓÙÌÓȰ ÅÉÎ !ÒÂÅÉÔÓÍÁÒËÔÚÕÇÁÎÇ ÇÅ×ßÈÒÔȢ $ÉÅ $ÕÌÄÕÎÇ ×ÕÒÄÅ ÂÅÉÂÅÈÁÌÔÅÎȢ 3ÉÅ ÂÌÅÉÂÔ ÅÉÎÅ 

Aussetzung der Abschiebung für die Personen, bei denen die Abschiebung aus tatsächlichen 

oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und bei denen keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. 

Die Arbeitsgenehmigung wird geduldeten Menschen grundsätzlich versagt, kann jedoch in Aus-

nahmefällen erteilt werden. Mit der Novellierung des Zuwanderungsgesetzes 2007 kann gedul-

deten Personen mit Kindern nach einem achtjährigen Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis ge-

währt werden.  

Das Zuwanderungsgesetz beinhaltet nicht nur die Aufnahme- und Aufenthaltsregelungen, son-

dern auch zum ersten Mal ein Integrationskonzept (Integrationskurse) für alle Neuzuwanderer. 

Zusammen mit dem Staatsangehörigkeitsgesetz von 1999 bildet das Zuwanderungsgesetz die 

Grundlagen für eine gesteuerte Einwanderungspolitik. Die neue Gesetzgebung ist nicht nur ein 

Instrument für die Bundesregierung zur Steuerung der Zuwanderung im Ganzen, sondern auch 

ein Wegweiser, klare Regeln für alle Neuzuwanderer von ihrer Einreise bis zu ihrer möglichen 

Einbürgerung.  

Aufgrund des steigenden Migrationsdrucks von Außen sowie demographischen Problemen ent-

wickeln auch andere europäischen Staaten nationale Migrationspolitiken um die Zuwande-

rungsprozesse zu steuern. Eine davon, die norwegische Einwanderungspolitik, wird in diesem 

Band von Marcel Schmutzler beschrieben. Dabei wird insbesondere die Steuerung der Aufnahme 

von Flüchtlingen und Arbeitsmigranten berücksichtigt. Nicht nur auf nationaler Ebene, sondern 

auch in Kooperation, wie das Beispiel der Europäischen Union zeigt, versuchen die europäischen 

Staaten Migrationsprozesse zu steuern. Im Maastrichter Vertrag von 1992 wurde die Migrati-

onspolitik (Asyl- und Flüchtlingspolitik, Arbeitsmigration sowie die Bekämpfung der illegalen 

Einwanderung) in den Bereich der gemeinsamen Interessen der EU-Mitgliedstaaten einbezogen. 

Auf dem Gipfel in Tampere 1999 setzte der Europäische Rat ein gemeinsames Asylsystem als 

langfristiges Ziel der EU-Politik. Die Regelung der Arbeitsmigration  wurde dagegen weiterhin 

den Mitgliedstaaten überlassen.  
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Auch außereuropäische Staaten, wie Australien und seine pazifischen Nachbarstaaten, ent-

schlossen sich eine gemeinsame Migrationsagenda zu gestalten. Der Beitrag von Sarah Elsing in 

ÄÉÅÓÅÍ "ÁÎÄ ÂÅÓÃÈÒÅÉÂÔȟ ×ÉÅ ÄÉÅ ȵÐÁÚÉÆÉÓÃÈÅÎ 2ÅÇÉÅÒÕÎÇÅÎȰ ÖÅÒÓÕÃÈÅÎȟ ÄÉÅ ÕÎÄÏËÕÍÅÎÔÉÅÒÔÅ 

Migration zu bekämpfen. Die vorgestellten pazifischen Mechanismen werden dann mit den eu-

ropäischen Regelungen verglichen. Die Autorin kommt zu der Erkenntnis, dass Kooperation 

hauptsächlich zwischen Aufnahmeländern, die ihre Kontroll- und Abwehrmechanismen gegen-

über illegalen Migranten gemeinsam zu stärken suchen, stattfindet.  
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STAATLICHE STEUERUNG DER MIGRATION AM BEISPIEL NOR-

WEGENS 

MARCEL SCHMUTZLER 

1. Einleitung 

In den letzten Jahrzehnten war die Einwanderungssituation in Norwegen einer rasanten Ent-

wicklung unterworfen. Nachdem eine qualitativ bedeutsame Migration nach Norwegen bis in die 

50er-Jahre praktisch nicht stattfand, sagen aktuelle Prognosen voraus, dass bis 2060 mindestens 

ein Viertel der norwegischen Bevölkerung einen Migrationshintergrund aufweisen wird (vgl. 

Statistisk Sentralbyrå 2006). Auch die Zusammensetzung dieser Gruppe veränderte sich über 

die Jahre. War die Einwanderungsbevölkerung Mitte der 70er-Jahre noch hauptsächlich von 

%ÉÎ×ÁÎÄÅÒÅÒÎ ÁÕÓ ȵÖÅÒ×ÁÎÄÔÅÎȰ ÅÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ ÕÎÄ ÎÏÒÄÁÍÅÒÉËÁÎÉschen Kulturkreisen geprägt, 

hatte sich dieses Verhältnis Mitte der 90er-Jahre zugunsten von Migranten aus Ländern wie Pa-

kistan, Vietnam und Sri Lanka verschoben. 

Vor dieser Entwicklung sollen Geschichte und aktueller Stand der norwegischen Einwande-

rungspolitik näher beleuchtet werden. Besondere Aufmerksamkeit gilt dabei der Gruppe der 

Flüchtlinge und Asylbewerber auf der einen und Arbeitsimmigranten auf der anderen Seite. Als 

,ÁÎÄȟ ÄÁÓ ÓÉÃÈ ÓÅÌÂÓÔ ÁÌÓ ȵÈÕÍÁÎÉÔßÒÅȰ ÏÄÅÒ ȵÍÏÒÁÌÉÓÃÈÅ 'ÒÏħÍÁÃÈÔȰ ÚÕ ÐÒßÓÅÎÔÉÅÒÅÎ ÖÅrsucht, 

wird die norwegische Einwanderungspolitik ɀ die Umsetzung dieser selbstauferlegten Rolle im 

eigenen Land also ɀ in der RegeÌ ÅÈÅÒ ÁÌÓ ÒÅÓÔÒÉËÔÉÖ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÔȡ .ÏÒ×ÅÇÅÎ ×ÉÌÌ ȵÂeeinflussen, aber 

ÎÉÃÈÔ ÂÅÅÉÎÆÌÕÓÓÔ ×ÅÒÄÅÎȰ ɉ4ÁÍÎÅÓ ρωωχȡ στφȟ ÅÉÇÅÎÅ ­ÂÅÒÓÅÔÚÕÎÇɊȢ 7ÉÅ ÓÔÅÌÌÔ ÓÉÃÈ ÄÉÅÓÅ 3ÉÔÕÁÔi-

on heute dar? Auf der anderen Seite ist Norwegen aufgrund seiner relativ einseitig ausgerichte-

ten Wirtschaftsstruktur von einer hohen Zahl auf diese Bereiche spezialisierter Fachkräfte ab-

hängig (beispielsweise Ingenieure und Mechaniker für die Erdöl- und Erdgasgewinnung und 

angeschlossene Industrien, die den Grundpfeiler des norwegischen Wirtschaftswachstums der 

letzten Jahrzehnte ausmachen), die der begrenzte Arbeitsmarkt des ca. 4,6 Mio. Einwohner um-

fassenden Staates nicht aus eigener Kraft zur Verfügung stellen kann. Wie wird die norwegische 

Einwanderungspolitik diesen Herausforderungen gerecht? Wo befindet sie sich zwischen akti-

ver Steuerung und reaktiver Verwaltung von Immigration, auch vor dem Hintergrund der nor-

wegischen Stellung innerhalb des europäischen Integrationsprozesses? 
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2. DIE GESCHICHTE DER EINWANDERUNG NACH NORWEGEN 

Im Gegensatz zu Deutschland ist Einwanderung in Norwegen ein eher junges Phänomen. Wäh-

rend Deutschland als Land im Zentrum Europas schon immer Ziel oder Durchgangsstation von 

Wanderungsbewegungen aus den umliegenden Regionen war, ließen seine periphere Lage so-

wie die lange ausbleibende industrielle Entwicklung und der damit verbundene Wirtschaftsauf-

schwung Norwegen eher zu einem klassischen Auswanderungsland werden. Wie in Deutschland 

verließen auch in Norwegen Menschen in großer Zahl ihre Heimat, vor allem von 1880 bis 1910 

in Richtung Nordamerika. Während später das Nachkriegsdeutschland mit Strömen von Flücht-

lingen und Vertriebenen aus dem Osten konfrontiert war und kurz darauf ɀ nicht zum ersten 

Mal in der deutschen Geschichte ɀ versuchte, den Arbeitskräftemangel des Landes durch An-

werbungen aus dem Ausland zu lösen, belief sich die Einwanderung nach Norwegen bis in die 

70er-Jahre auf einem sehr geringen Niveau. Nach dem Zweiten Weltkrieg, 1946, machte die 

Einwanderungsbevölkerung einen Anteil von 0,5% (15.912 Personen) an der Gesamtbevölke-

rung aus, die Hälfte des Anteils von 1930 und weniger als ein Drittel im Vergleich zu 1910, als 

über 40.000 Ausländer (1,7%) in Norwegen lebten (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 11). 

Somit war der Anteil der Einwanderungs- gemessen an der Gesamtbevölkerung sogar rückläu-

fig. Erst 1967 war die Zahl der Immigranten nach Norwegen größer als die der Emigranten aus 

Norwegen. Einwanderung von außerhalb Europas oder den USA gab es bis zu diesem Zeitpunkt 

praktisch nicht: 1967 arbeiteten in Norwegen weniger als 400 Afrikaner und Asiaten (vgl. Hage-

lund 2003: 72). 

Von nun an stieg die Zahl der Einwanderer wenn auch langsam, so doch stetig an. Nimmt man 

die Zusammensetzung dieser Einwanderungsbevölkerung als Hintergrund, lässt sich die folgen-

de Entwicklung in drei Phasen einteilen: die erste Phase, in der die Migration nach Norwegen 

von Arbeitseinwanderern aus dem europäischen Ausland dominiert wurde (1967-ca. 1980); die 

zweite Phase, die durch den Anstieg von Asylbewerbern und Flüchtlingen geprägt war (80er-

Jahre); sowie die dritte Phase, in der europäische und nordamerikanische Einwanderer der vor-

hergehenden Entwicklung zum Trotz erstmalig ihre bis dahin behauptete Stellung als Haupt-

einwanderungsgruppe verloren (ab 1990). 

War die erste dieser Phasen aufgrund des geringen Umfangs der Einwanderung, der kulturellen 

Nähe der Einwanderer zu Norwegen sowie der geringen Arbeitslosigkeit im Land für die norwe-

gische Politik und Öffentlichkeit unproblematisch, brachte die weltweite Zunahme von Flücht-

lingen und Asylbewerbern zu Beginn der 80er-Jahre, vor der sich Norwegen wie alle übrigen 

westeuropäischen Länder nicht verschließen konnte, erstmals ein wirklich neues Element in die 

Entwicklung der norwegischen Immigrationsgeschichte, auf das die norwegische Politik reagie-
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ren musste. Zwar war Norwegen auch zuvor schon das Ziel von Flüchtlingen, beispielsweise in 

der Folge der kommunistischen Umstürze in der Tschechoslowakei (1948) oder Ungarn (1956), 

doch waren diese zum einen von geringen Dimension, zum anderen blieben diese Flüchtlinge in 

der Regel nicht lange in Norwegen (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 43-55). Dagegen ver-

zehnfachte sich zwischen 1985 und 1987 die Zahl der Asylbewerber von ungefähr 830 auf 8.600. 

Diese Zahl mag noch immer gering anmuten, gerade im Vergleich zu Deutschland, ist aber im 

Verhältnis zur bisherigen Entwicklung sowie der geringen norwegischen Bevölkerungsgröße zu 

sehen. Für diesen Zulauf können drei Gründe als Erklärung dienen: 

1. der generelle weltweite Anstieg von Flüchtlingsbewegungen und damit die höhere 

Wahrscheinlichkeit jedes westlichen Landes, Ziel dieser Bewegungen zu werden 

2. der norwegische Wirtschaftsaufschwung und der damit verbundene Ausbau des Wohl-

fahrtssystems im Zuge der Erdöl- und Erdgasfunde in der Nordsee und damit die höhere 

Attraktivität von Norwegen als Zielland 

3. der Ausbau der norwegischen Entwicklungszusammenarbeit im Zuge dieses Wirt-

schaftsaufschwungs, der die Bevölkerung in den Ursprungsländern der Flüchtlinge erst-

mals mit Norwegen in Kontakt brachte. So muss es nicht unbedingt ein Zufall sein, dass 

die größten Flüchtlingsgruppen in dieser frühen Phase mit Vietnam, Pakistan und Sri 

Lanka aus Ländern stammten, die wichtige Partnerländer der norwegischen Entwick-

lungszusammenarbeit waren, und heute den größten Anteil an Einwanderern der zwei-

ten Generation in Norwegen (Personen mit zwei im Ausland geborenen Elternteilen) 

stellen  (vgl. Statistisk Sentralbyrå 2007a). Für die Hypothese, dass vor allem solche 

Menschen nach Norwegen aufbrachen, die bereits in ihrer Heimat mit dem angestrebten 

Zielland in Kontakt gekommen waren oder in positiver Weise von ihm gehört hatten, 

spricht auch, dass eine weitere wichtige Flüchtlingsgruppe von Chilenen nach dem Um-

sturz durch Augusto Pinochet 1973 gestellt wurde (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 

56). Denn für NATO-Verhältnisse machte Norwegen durch seine relativ hohe Sympathie 

für sozialistische Regime und dementsprechende Abneigung totalitärer Systeme auch in-

ternational von sich reden, während beispielsweise eben diese Flüchtlinge aus Chile vor 

dem Hintergrund des Kalten Krieges in der Bundesrepublik als Verbündete des Sozia-

lismus zurückgewiesen wurden. 

Stammte trotz der Zunahme von Flüchtlingen und Asylbewerbern die Mehrheit der Einwanderer 

nach Norwegen bis 1990 aus Westeuropa und den USA, sank dieser Anteil 1990 erstmals unter 

50% und macht heute ungefähr ein Viertel der gesamten Einwanderungsbevölkerung aus (vgl. 

Statistisk Sentralbyrå 2007b). Ein Grund hierfür ist neben der wachsenden Einwanderung aus 
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Afrika und Asien der Anstieg von Immigranten aus den ehemaligen Ostblockstaaten nach 1990, 

der diese Entwicklung massiv beschleunigt hat. Von den knapp 15.000 Asylbewerbern des Jah-

res 2001 stammten ca. 70% aus Mittel- und Osteuropa. Gegenwärtig (Stand 1. Januar 2007) wird 

die größte Gruppe der norwegischen Einwanderungsbevölkerung von Pakistanern gestellt 

(28.278), gefolgt von den aufgrund der geographischen, sprachlichen und kulturellen Verwandt-

schaft traditionell stark vertretenen Schweden (24.527). Es folgen Iraker (21.418), Somalis 

(19.656), Dänen (19.090), Polen (18.834) und Vietnamesen (18.783). Unter diesen stellen Polen 

die am schnellsten wachsende Einwanderergruppe dar. Waren sie noch 1996 nicht unter den 

zehn größten dieser Gruppierungen vertreten (vgl. Tamnes 1997: 347), hielten sich 2007 knapp 

6.700 Polen mehr in Norwegen auf als noch ein Jahr zuvor. Auch die Zahl der Deutschen ist in 

diesem Zeitraum von 12.900 auf 14.467 angestiegen, womit sie die elfte Position in der Liste der 

größten norwegischen Einwanderergruppen einnehmen. Gegenwärtig beträgt die Zahl der Ein-

wanderer in Norwegen 664.749 Personen, was bei einer Gesamtbevölkerung von 4.681.134 ei-

nen Anteil von 14,2% ausmacht. (vgl. Statistisk Sentralbyrå 2007c). 

3. DIE GESCHICHTE DER NORWEGISCHEN EINWANDERUNGSPOLITIK  

Da Einwanderung nach Norwegen bis in die 70er-Jahre hinein in nennenswertem Umfang prak-

tisch nicht existierte, bestand auch zunächst keine Notwendigkeit einer entsprechenden Politik-

formulierung, um diese Einwanderung zu steuern. Politischer Handlungsbedarf entstand vor 

allem dann, wenn es konkrete Situationen im Zuge des Kalten Krieges von Norwegen erforder-

ten, sich Flüchtlingsbewegungen aus Osteuropa anzunehmen. Dabei hat die norwegische Flücht-

lingshilfe im Gegensatz zur Einwanderungspolitik einen über die Grenzen des Landes hinaus 

bekannten Bezugspunkt, in dessen Tradition sich das norwegische humanitäre Engagement 

auch heute noch gerne sieht: Fridtjof Nansen (1861-1939). 

Denn Nansen war nicht nur der Abenteurer und Polarforscher, als der er sich außerhalb Norwe-

gens hauptsächlich einen Namen machte, sondern auch der erste Hochkommissar für Kriegsge-

fangene (ab 1920) und Flüchtlinge (ab 1922) des neu gegründeten Völkerbundes, als der er als 

ÐÒÏÍÉÎÅÎÔÅÓÔÅÓ "ÅÉÓÐÉÅÌ ÓÅÉÎÅÓ 3ÃÈÁÆÆÅÎÓ ÄÅÎ ȵ.ÁÎÓÅÎ-0ÁÓÓȰ ÆİÒ ÓÔÁÁÔÅÎÌÏÓÅ &Ìİchtlinge etablier-

te, dessen Anerkennung er zum Teil persönlich mit insgesamt 52 Staaten aushandelte (vgl. Vogt 

2005: 278-282). Dennoch ist das Engagement Nansens vielmehr auf von der offiziellen norwegi-

schen Regierungspolitik losgelöste persönliche Ambitionen zurückzuführen denn als Ausdruck 

einer expliziten Flüchtlingspolitik Norwegens zu verstehen, in deren Auftrag er handelte (vgl. 

Vogt 2005: 283). Darüber hinaus betraf Nansens Schaffen Flüchtlingsbewegungen fern von 



Staatliche Steuerung der Migration am Beispiel Norwegens 

45 

 

Norwegens Grenze, eine Aufnahme flüchtender oder vertriebener Notleidender in das eigene 

Land war damit nicht verbunden. 

Als sich Europa nach 1945 einem neuen und weitaus schlimmeren Flüchtlingsproblem gegen-

über sah, hatten sich auch für Norwegen die Vorzeichen geändert: Das Land war Teil der europä-

ischen Gesamtsituation, Flüchtlinge, Vertriebene und Verschleppte ein internes Problem Norwe-

gens. Da waren zum einen die norwegischen Exilanten, die es nach Schweden, Großbritannien 

oder Übersee verschlagen hatte; dann die durch den Einmarsch der Roten Armee in Nord-

Norwegen innerhalb des Landes Vertriebenen, deren von der Wehrmacht auf ihrem Rückzug 

zerstörte Heimat wieder aufgebaut werden musste; und letztendlich die von den deutschen Be-

satzern aus politischen oder rassistischen Gründen aus dem Land verschleppten Norweger so-

wie in das Land gebrachte Kriegsgefangene oder Zwangsarbeiter (vgl. Tjelmeland & Brochmann 

2003: 11-39). Schätzungsweise 140.000 Angehörige letzterer Gruppe befanden sich gegen Ende 

des Zweiten Weltkrieges in Norwegen, auch wenn der überwiegende Teil nach der Befreiung des 

Landes wieder in seine Heimatstaaten zurückkehrte. Zu ihnen kamen 50.000 Norweger, die ins 

Ausland geflohen waren (vgl. Tjore 2002: 195). 

In diesem Kontext entstand die norwegische Flüchtlingsarbeit zunächst als Akt der Selbsthilfe 

und zur Wiederherstellung des Vorkriegsstatus (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 40-43). 

Eine wichtige Funktion in diesen Bemühungen nahmen die norwegischen Hilfsorganisationen 

ein, besonders das Norwegische Rote Kreuz, die Norsk Folkehjelp (Norwegische Volkshilfe) so-

wie Kirkens Nødhjelp  (Kirchliche Nothilfe), die 1946 den Dachverband Europahjelpen (Europa-

hilfe) gründeten. Aus diesem ging später der Flüchtlingsrat (Flyktningerådet) hervor, der bis in 

die 80er-Jahre hinein bestimmend für die Formulierung und Ausführung norwegischer Flücht-

lingspolitik war und heute noch existiert ɀ mittlerweile allerdings unter dem Namen Flyktningh-

jelpen (Flüchtlingshilfe) und in Form einer unabhängigen privaten Stiftung (vgl. Tjelmeland & 

Brochmann 2003: 42f.). Die norwegische Flüchtlingspolitik fügte sich somit bereits in ihren An-

fangsjahren in das Prinzip eines angenommenen norwegischen und gesamtskandinavischen 

Korporatismus, einer besonders ausgeprägten Kooperation zwischen privaten (NGOs) und staat-

lichen Institutionen ɀ ȵÅÉÎÅ -ÉÓÃÈÆÏÒÍȟ ÄÉÅ ÁÕÃÈ ÓÏÎÓÔ ÉÎ ÄÉÅÓÅÒ 0ÈÁÓÅ ÚÕÒ %ÒÒÉÃÈÔÕÎÇ ÅÉÎÅÓ ÎÏr-

×ÅÇÉÓÃÈÅÎ 7ÏÈÌÆÁÈÒÔÓÓÔÁÁÔÅÓ ÇÅÎÕÔÚÔ ×ÕÒÄÅȰ ɉ4ÊÅÌÍÅÌÁÎÄ Ǫ "ÒÏÃÈÍÁÎÎ ςππσȡ τσɊȢ 

Unmittelbaren Eingang in die norwegische Politikformulierung und Gesetzgebung fanden die 

Erfahrung, in der Folge des Zweiten Weltkriegs selbst Austragungsort eines Flüchtlingsproblems 

geworden zu sein, sowie die ersten Schritte einer eigenständigen Flüchtlingshilfe dagegen nicht: 

ȵ)ÎÔÏ ÔÈÅ ÅÁÒÌÙ ρωυπÓ .ÏÒ×ÅÇÉÁÎ ÒÅÆÕÇÅÅ ÐÏÌÉÃÙ ÃÏÎÓÉÓÔÅÄ ÍÁÉnly of giving financial support 

to the various international institutions or agencies that assisted refugees. There was no 
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separate legislation concerning refugee admission to Norway. The old Aliens Act dating from 

1927 was still in effect and did not adress the question of regulating entry of persons fleeing 

ÔÈÅÉÒ ÃÏÕÎÔÒÉÅÓȢȰ ɉ4ÊÏÒÅ ςππςȡ ρωυɊȢ 

Abhilfe geleistet wurde diesem Umstand erst mit dem neuen Einwanderungsgesetz von 1956 

unter Einbeziehung der Flüchtlingsdefinition der Genfer Konvention über den Status von Flücht-

lingen von 1951, die Norwegen ein Jahr nach ihrer Verabschiedung ratifizierte (vgl. Tjore 2002: 

195). Doch selbst während der Ereignisse in Ungarn 1956 versuchte Norwegen zunächst, sich 

einer Aufnahme von Flüchtlingen im eigenen Land zu verschließen, sondern seine Hilfe dorthin 

zu kanalisieren, wo die Flüchtlinge eintrafen, hauptsächlich also nach Österreich und in die Bun-

desrepublik. Nur widerstrebend erklärte sich Norwegen schließlich ebenfalls zur Aufnahme ei-

ner gewissen Zahl von Flüchtlingen bereit. Am Ende waren es ungefähr 1.500 Ungarn, die auf 

diesem Weg nach Norwegen kamen (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 51f.; Tjore 2002: 196). 

Als sich jedoch in der Folge die Einwanderung nach Norwegen auch aus Ländern außerhalb Eu-

ropas zu verstärken begann, wuchs schließlich auch die Notwendigkeit ihrer staatlichen Steue-

rung. Das Einwanderungsgesetz von 1956 erwies sich hierzu schnell als nicht mehr ausreichend. 

Einwanderung wurde Gegenstand politischer Diskussionen. Das Ergebnis dieser Debatten fiel 

mit einem Einwanderungsstopp, der 1975 erlassen wurde, ziemlich rigoros aus. Mit diesem 

Stopp wurden zwei Ziele verfolgt: Zum einen sollte eine Atempause gewonnen werden, um 

überhaupt eine bisher nicht vorhandene Einwanderungspolitik formulieren zu können. In die-

sem Sinne lässt sich sagen, dass paradoxerweise die norwegische Einwanderungspolitik mit dem 

Einwanderungsstopp erst begann (vgl. Hagelund 2003: 80). Zum anderen sollten zunächst die 

sich in Norwegen befindlichen Einwanderer ɀ vor allem aus ferneren Kulturkreisen ɀ in die 

norwegische Gesellschaft integriert werden, bevor weitere Menschen ins Land gelassen wurden, 

deren Probleme verbunden mit der Einwanderung (beispielsweise Arbeitsplatz- und Woh-

nungssuche) dann nur kumulieren würden (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 139f.). 

Seinem Namen zum Trotz brachte der Einwanderungsstopp die Immigration nach Norwegen 

jedoch keineswegs zum Erliegen. Dafür lassen sich vor allem zwei Gründe anführen: Erstens war 

die Familienzusammenführung von dem Stopp ausgenommen. Der überwiegende Teil der vor 

1975 von außerhalb Europas Eingewanderten war zwar alleine gekommen, hatte aber nichts-

destotrotz Familie in seinem Ursprungsland zurückgelassen, die nun nachkam. Somit ist die 

Einwanderung nach 1975 nicht zuletzt eine Konsequenz der Einwanderung vor der Einführung 

des Einwanderungsstopps. Familienzusammenführungen machten etwa ein Viertel der Einwan-

derung in dieser Zeit aus. Zweitens waren gut ausgebildete Fachkräfte für die norwegische In-

dustrie, hauptsächlich die Erdöl- und Erdgasgewinnung, weiterhin willkommen und stellten 

ganze 50% der Immigranten. Diese stammten jedoch in der Regel aus Nordamerika und Europa, 
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wodurch sich der Einwanderungsstopp von seinen Kritikern den Vorwurf gefallen lassen muss-

te, ein diskriminierendes Element gegenüber potentiellen Einwanderern aus der Dritten Welt zu 

beinhalten (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 142f.). 

Somit nahm der Einwanderungsstopp schnell den Charakter einer Einwanderungsregulierung 

ÁÎȟ ÄÉÅ ÕÎÔÅÒ ÄÅÍ 3ÃÈÌÁÇ×ÏÒÔ ȵÒÅÓÔÒÉÃÔÅÄ ÁÎÄ ÃÏÎÔÒÏÌÌÅÄȰ ÉÎ ÄÅÎ ÆÏÌÇÅÎÄÅÎ *ÁÈÒÅÎ ×Åitergeführt 

wurde. Die Debatte über die Einwanderungspolitik zog sich währenddessen hin und mündete 

schließlich in ein neues Einwanderungsgesetz, das am 24. Juni 1988 vom Parlament verabschie-

det wurde und mit seinem Inkrafttreten am 1. Januar 1991 nach immerhin 16 Jahren das mitt-

ÌÅÒ×ÅÉÌÅ ÚÕÒ +ÏÎÓÔÁÎÔÅ ÇÅ×ÏÒÄÅÎÅ ȵ0ÒÏÖÉÓÏÒÉÕÍȰ ÄÅÓ %ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇsstopps ablöste. Dessen 

'ÒÕÎÄÐÒÉÎÚÉÐ ȵÒÅÓÔÒÉÃÔÅÄ ÁÎÄ ÃÏÎÔÒÏÌÌÅÄȰ ×ÕÒÄÅ ÉÎ ÄÅÍ ÎÅÕÅÎ ȵ'ÅÓÅÔÚ İÂÅÒ ÄÅÎ :ÕÇÁÎÇ ÖÏÎ !Õs-

ländern in dÁÓ 2ÅÉÃÈ ÕÎÄ ÉÈÒÅÎ !ÕÆÅÎÔÈÁÌÔȰ ɉLov om utlendingers adgang til riket og deres 

opphold her), kurz Ausländergesetz (utlendingsloven), allerdings beibehalten. Doch auch wenn es 

den Zugang auf norwegisches Territorium nicht erleichterte, schuf es doch durch eine einheitli-

che gesetzliche Grundlage Rechtssicherheit sowohl bei der Bearbeitung von Asyl- und Visuman-

trägen sowie für die Einwanderer, die sich bereits in Norwegen befanden. Denn sie sollten nach 

dem Wortlaut des Gesetzes während ihres Aufenthalts mit norwegischen Staatsbürgern gleich-

gestellt werden, inklusive derselben Rechte und Pflichten (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 

283f.). 

In den folgenden Jahren setzte eine neue Entwicklung die norwegische Einwanderungspolitik 

erneut unter Zugzwang. Doch dieses Mal hatte sie ihren Ursprung nicht in den Herkunftsländern 

der Einwanderer, sondern in den europäischen Nachbarn, die den politischen Integrationspro-

zess des Kontinents auch auf dem Gebiet der Einwanderungspolitik im Rahmen des Schengener 

Abkommens von 1985 vorantreiben wollten, mit dem Ziel der Förderung des europäischen Bin-

nenmarktes sowie der entsprechenden Freizügigkeiten. Hiermit verband sich zum einen der 

Wegfall von Grenzkontrollen zwischen den Mitgliedsstaaten, zum anderen als Ausgleich die 

stärkere Kontrolle der Außengrenzen. Nun stand Norwegen vor einem Problem. Bereits zum 

zweiten Mal war den norwegischen Politikern 1994 in einem Referendum die Zustimmung der 

Bevölkerung zum Beitritt des Landes zur Europäischen Union bzw. Gemeinschaft versagt geblie-

ben. Gleichzeitig war das Land Mitglied der 1956 gegründeten Nordischen Passunion, die bereits 

lange vor der Europäischen Union die absolute Personenfreizügigkeit zwischen ihren Mitglieds-

staaten Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und Schweden gewährleistete. Diese Konstellati-

on wurde problematisch, als Finnland und Schweden 1995 der EU beitraten und auch Däne-

mark, das bisher ɀ wie Norwegen seit 1999 auch ɀ nur Beobachterstatus in der Schengen-

Gemeinschaft hatte, die Vollmitgliedschaft anstrebte. Wären diese Länder ohne Norwegen dem 

Schengener Abkommen beigetreten, hätten sie also auch ihre Kontrollen an den Grenzen zu 
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Norwegen verstärken müssen, wodurch die Nordische Passunion nichtig geworden wäre. Das 

aber wollten weder Norwegen noch seine nordischen Nachbarn, so dass sie gemeinsam in die 

Verhandlungen gingen, die Ende 1996 abgeschlossen wurden. Das Verhandlungsergebnis wurde 

jedoch von der weiteren Entwicklung eingeholt und außer Kraft gesetzt, als im Rahmen des Ver-

trags von Amsterdam 1997 das Schengener Abkommen in die Strukturen der EU integriert wur-

de. In der Folge der neuen Verhandlungsrunden, die 1999 zum Ende kamen, wurde Norwegen 

praktisch ein Teil der EU-Außengrenzen mit allen dazugehörigen Pflichten. Weiter musste Nor-

wegen alle Abmachungen der EU im Rahmen der Schengener Zusammenarbeit übernehmen, 

ohne selbst direkten Einfluss auf ihr Zustandekommen nehmen zu können (vgl. Tjelmeland & 

Brochmann 2003: 286-290). 

Allerdings waren die gemeinsamen europäischen Regelungen, die später die Grundlage der 

Schengener Zusammenarbeit bildeten, für Norwegen nicht unbedingt negativ, wie zum Beispiel 

der Umstand, dass Asylanträge in dem Mitgliedsland gestellt werden mussten, in dem die An-

tragsteller zuerst ankamen, denn nur wenige Entwicklungsländer unterhalten direkte Fluglinien 

in das Land am nördlichen Rand Europas (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 285). Gleichzeitig 

grenzt Norwegen nur im Norden über eine kleine Strecke mit Rußland direkt an einen Nicht-EU-

Staat. 

4. DIE SITUATION DER NORWEGISCHEN EINWANDERUNGSPOLITIK NACH 

DEM INKRAFTTRETEN DES EINWANDERUNGSGESETZES VON 1991 

4.1 FLÜCHTLINGSPOLITIK 

Bewahrt die norwegische Flüchtlingspolitik den Geist Nansens? Als 1956 das erste Einwande-

rungsgesetz nach dem Krieg erlassen wurde, verpflichtete sich Norwegen, politischen Flüchtlin-

gen Asyl zu gewähren, während die UN-Menschenrechtsdeklaration von 1951 lediglich Indivi-

duen das Recht zusprach, in anderen Staaten Asyl zu beantragen (vgl. Tjore 2002: 197). Dennoch 

kamen traditionell nur wenige Antragsteller in den Genuss eines vollwertigen Asyls. Zwar wurde 

ihnen auf diese Weise nicht automatisch der Zugang ins Land verweigert, auch wenn die Zahl 

ÄÅÒ !ÂÌÅÈÎÕÎÇÅÎ ÓÅÉÔ ρωψυ ÓÔÅÔÉÇ ÁÎÓÔÉÅÇȢ 6ÉÅÌÍÅÈÒ ×ÕÒÄÅ ÄÅÒ -ÅÈÒÈÅÉÔ ÅÉÎÅ ȵ!ÕÆÅÎÔÈÁÌÔÓÇe-

ÎÅÈÍÉÇÕÎÇ ÁÕÓ ÈÕÍÁÎÉÔßÒÅÎ 'ÒİÎÄÅÎȰ Úugestanden (vgl. Tjore 2002: 203f.). Dieses Instrument 

lässt sich von zwei Seiten betrachten: Während ihm seine Kritiker vorwerfen, lediglich ein Aus-

weg der Behörden zu sein, möglichst wenigen Menschen Asyl zuzugestehen, halten seine Befür-

worter entgegen, dass auf diese Weise gerade mehr Menschen vor Verfolgung beschützt werden 

können, als unter die Flüchtlingsdefinition der Vereinten Nationen fallen würden. Gerade letzte-
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re sahen in Gestalt des UNHCR den wachsenden Gebrauch dieses Instruments allerdings nicht 

unbedingt mit Wohlwollen: Hatten 1985 noch ein Fünftel aller Antragsteller Asyl erhalten, war 

es 1995 nur noch ein Prozent (vgl. Tjelmeland & Brochmann 2003: 313). In der Folgezeit nahm 

die Zahl der Asylbewilligungen zwar wieder zu. Allerdings erhielten noch 2005 von 5.402 An-

tragstellern lediglich 629 Asyl (11,6%), während 2.426 eine Aufenthaltsgenehmigung aus hu-

manitären Gründen zugestanden bekamen (vgl. Thorud u.a. 2006: 11f.). 

Insgesamt verblieb die Zahl der jährlich ausgestellten Aufenthaltserlaubnisse aufgrund eines wie 

auch immer gearteten Schutzbedürfnisses im Vergleich zu den anderen Einwanderungsarten auf 

einem sowohl in absoluten Zahlen konstanten wie auch geringen Niveau. 1996 wurden 2.200 

Aufenthaltsgenehmigungen aufgrund eines Asylantrags bewilligt (vgl. Utlendingsdirektoratet 

ςππχȡ τɊȢ $ÁÚÕ ËÏÍÍÅÎ ÊßÈÒÌÉÃÈ ÕÎÇÅÆßÈÒ ρȢπππ ȵ1ÕÏÔÅÎÆÌİÃÈÔÌÉÎÇÅȰȟ ÄÉÅ .ÏÒ×ÅÇÅÎ İÂÅÒ ÄÁÓ 

Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen UNHCR erreichen. Seit 1992 wird die Anwendung 

dieser Quote flexibler gestaltet, indem über drei Jahre insgesamt 3.000 Flüchtlinge aufgenom-

men werden können (vgl. Tjore 2002: 203). 

In den 90er-Jahren stellten die Jugoslawienkriege, vor allem der Bürgerkrieg in Bosnien-

Herzegowina, die norwegische Flüchtlingspolitik vor neue Herausforderungen. Gestützt auf die 

Annahme, dass den Flüchtlingen besser in der Nähe ihrer ehemaligen Heimat geholfen werden 

könnte, war man bereits zuvor zu der früheren Strategie zurückgekehrt, Flüchtlingshilfe gekop-

pelt mit entwicklungspolitischem und diplomatischem Engagement vor allem in die Krisenge-

biete selbst zu kanalisieren. Damit verbunden war die Ansicht, Flüchtlingen nur noch so lange 

wie nötig Schutz in Norwegen selber zu gewähren, um auf diese Weise nach dem Rotationsprin-

zip möglichst vielen Verfolgten und Bedrohten helfen zu können (vgl. Tjelmeland & Brochmann 

2003: 298-304; Tjore 2002). Vor dem Hintergrund des ständigen Aufflammens neuer Konflikt-

herde und des damit verbundenen stetig anwachsenden Flüchtlingsstroms entbehrte diese 

Denkweise sicherlich nicht einer gewissen Logik, wobei sich die Fürsprecher und Widersacher 

derselben Argumente bedienen konnten wie im Fall der Aufenthaltsgenehmigung aus humanitä-

ren Gründen. In der Praxis ließ sich die neue Strategie jedoch nur schlecht umsetzen. Zum einen 

war im Voraus schwer abzuschätzen, wie lange ein Konflikt dauern würde bzw. wann die jewei-

lige Krisenregion wieder als sicher anzusehen wäre, auf der anderen Seite stand die Frage, ob 

man gegen rückreiseunwillige Flüchtlinge Zwang einsetzen sollte, um sie nach Ablaufen des 

ȵÔÅÍÐÏÒßÒÅÎ 3ÃÈÕÔÚÅÓȰ ×ÉÅÄÅÒ ÁÕħÅÒ ,ÁÎÄÅÓ ÚÕ ÂÒÉÎÇÅÎȢ ,ÅÔÚÔÅÒÅ &ÒÁÇÅ ×ÕÒÄÅ ÓÃÈÌÉÅħÌÉÃÈ ÎÁÃÈ 

Protesten der norwegischen Öffentlichkeit mit Nein beantwortet (vgl. Tjelmeland & Brochmann 

2003: 304-314). 



Staatliche Steuerung der Migration am Beispiel Norwegens 

50 

 

3ÅÉÎÅÍ !ÎÓÐÒÕÃÈ ÁÌÓ ȵÈÕÍÁÎÉÔßÒÅ 'ÒÏħÍÁÃÈÔȰ ×ÉÒÄ Norwegen in seiner Flüchtlingspolitik somit 

nicht unbedingt gerecht, jedoch muss dieses Urteil im gesamteuropäischen Zusammenhang ge-

sehen werden. Im OECD-Vergleich nahm Norwegen 2007 nach den Berechnungen des Commit-

ment to Development Index des Center for Global Development zwar mehr Menschen aus Entwick-

lungsländern auf als die meisten seiner europäischen Nachbarn, bewegte sich in der gesamten 

OECD mit Rang 10 allerdings im Mittelfeld, während es in der Wertung der Entwicklungshilfe 

insgesamt zusammen mit Schweden den dritten Platz einnahm. Hervorgehoben wird die hohe 

Bereitschaft zur Aufnahme von Flüchtlingen im Zuge humanitärer Katastrophen gemessen an 

der Gesamtbevölkerung, gleichzeitig aber bemängelt, dass der Prozentsatz ungelernter Einwan-

derer aus Entwicklungsländern während der 90er-Jahre nur geringfügig angestiegen ist (vgl. 

Roodman & Akkus 2007). Dabei würden gerade letztere durch die Rücksendung von Devisen in 

ihre Heimat sowie den Qualifizierungsschub von einer Tätigkeit in einem Industrieland profiti e-

ren. In dieser Hinsicht scheint das Prinzip des Einwanderungsstopps also noch immer wirksam. 

Allerdings befindet sich Norwegen in einem Dilemma. Denn schert es aus der restriktiven west-

europäischen Einwanderungsschiene zu weit aus, läuft das Land Gefahr, dass sich der Einwan-

derungsdruck auf seine Grenzen über seine Kapazitäten hinaus erhöhen wird. Insofern kann die 

gegenwärtige Situation ɀ zwar mittelmäßige Aufnahme von Flüchtlingen und unqualifizierten 

Arbeitern in der OECD, aber relativ hohe im europäischen Vergleich ɀ als Kompromiss angese-

hen werden, auf der einen Seite den humanitären Geist der Einwanderungspolitik aufrecht zu 

erhalten, auf der anderen Seite der politischen Notwendigkeit gerecht zu werden, sich nicht als 

zu attraktives Einwanderungsziel innerhalb Europas darzustellen und so größere Massen von 

Flüchtlingen und anderen Einwanderern aus der Dritten Welt anzuziehen. Diesen Mechanismus 

ÂÅËÁÍ .ÏÒ×ÅÇÅÎ ÚÕ ÓÐİÒÅÎȟ ÁÌÓ ÎÁÃÈ ÄÅÍ 3ÃÈÅÉÔÅÒÎ ÄÅÒ ÎÅÕÅÎ ȵÇÁÎÚÈÅÉÔÌÉÃÈÅÎȰ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÓÐÏÌi-

tik und der Kritik des UNHCR an der restriktiven norwegischen Asylpolitik eine neue Regierung 

die Zügel zu lockern begann: 1999 erreichte die Zahl von Aufenthaltsgenehmigungen aufgrund 

eines Asylantrags mit ca. 9.000 die bisherige Höchstmarke, bevor sie nach erneuten Verschär-

fungen wieder auf das vorherige Niveau von 3-4.000 zurücksank, auch wenn die Zahl der An-

tragsteller noch bis 2002 weiter auf 17.480 anstieg, bevor sie sich von 2003 auf 2004 beinahe 

halbierte (vgl. Thorud u.a. 2006: 11f.; Tjelmeland & Brochmann 2003: 315f.; Utlendingsdirekto-

ratet 2007: 4). 

4.2 ARBEITSEINWANDERUNG 

Während sich die Einwanderung nach Norwegen durch Flüchtlinge und Asylbewerber bis auf 

wenige Ausnahmen auf einem konstant niedrigen Niveau bewegt, also nicht im Verhältnis zur 

Gesamteinwanderung angestiegen ist, macht seit 2000 vor allem die Arbeitseinwanderung den 
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Hauptteil dieses Anstiegs aus. Seitdem hat sich die Zahl der jährlich ausgestellten Arbeitserlaub-

nisse mehr als verfünffacht, wobei es sich zunächst vor allem um Genehmigungen bis zu sechs 

Monaten handelte (Saisonarbeit u.ä.), während ab 2003 auch solche mit längerem Geltungszeit-

raum rapide zunahmen (vgl. Utlendingsdirektoratet 2007: 4) ɀ ein Indiz für den wachsenden 

dauerhaften Bedarf des norwegischen Arbeitsmarktes an ausländischen Arbeitskräften, der sich 

aus einer geringen Arbeitslosigkeit (1,7%), dem wachsenden Anteil älterer Menschen an der 

Gesamtbevölkerung sowie einem ungebrochenen Wirtschaftswachstum ergibt. Bis zum 1. Okto-

ber wurden 2007 ca. 80.000 Ausländern eine Arbeitserlaubnis (inkl. Verlängerungen bzw. Er-

neuerungen) ausgestellt,  20.000 mehr als zum selben Zeitpunkt im Vorjahr. Bürger des Europä-

ischen Wirtschaftsraumes (EWR) stellen mit 53.000 den größten Teil dieser Gruppe (vgl. UDI 

2007a; UDI 2007b), wobei Einwanderer aus Polen die höchste Zuwachsrate aufweisen (vgl. Ut-

lendingsdirektoratet 2007: 5f.). 

Während Staatsangehörige der EWR-Staaten lediglich eine Aufenthaltsgenehmigung benötigen, 

für die in der Regel der Besitz eines Arbeitsvertrages ausreicht ɀ mit Ausnahme von Bürgern der 

nordischen Staaten, für die im Rahmen ihrer Passunion absolute Freizügigkeit besteht ɀ, gilt für 

)ÍÍÉÇÒÁÎÔÅÎ ÁÕÓ ÁÎÄÅÒÅÎ 2ÅÇÉÏÎÅÎ ×ÅÉÔÅÒÈÉÎ ÄÁÓ 0ÒÉÎÚÉÐ ȵÒÅÓÔÒÉÃÔÅÄ ÁÎÄ ÃÏÎÔÒÏÌÌÅÄȰ ÄÅÓ %Én-

×ÁÎÄÅÒÕÎÇÓÓÔÏÐÐÓȢ 3ÉÅ ÂÅÎĘÔÉÇÅÎ ÅÉÎÅ ÓÏÇÅÎÁÎÎÔÅ ȵ&ÁÃhkräfteerÌÁÕÂÎÉÓȰ ɉfaglært-tillatelse), von 

denen seit 2002 jährlich 5.000 ausgestellt werden können, ohne dass zuvor eine Überprüfung 

des Arbeitsmarktbedarfs stattfinden muss. Wird diese Quote überschritten, darf nur dann eine 

Arbeitserlaubnis für Angehörige von Drittstaaten ausgestellt werden, wenn die Stelle innerhalb 

einer bestimmten Zeit nicht aus dem EWR besetzt werden konnte. Allerdings ist dieser Punkt 

noch nicht erreicht worden, denn die letzten Jahre lag die Zahl der ausgestellten Erlaubnisse 

stets weit unter der festgesetzten Quote. 2006 waren es 1.382, wobei die meisten Fachkräfte aus 

Indien stammten, im Jahr davor aus den USA (vgl. Thorud u.a. 2006: 18f.). Außerhalb Europas 

scheint es Norwegen noch nicht gelungen zu sein, sich erfolgreich als attraktiver Arbeitsmarkt 

zu positionieren. Daher ist von staatlicher Seite geplant, die dringend benötigte Arbeitseinwan-

derung weiter zu erleichtern bzw. zu fördern (vgl. Thorud u.a. 2006: 18). In diesem Sinne wur-

den bereits zum 1. Januar 2008 die Rahmenbedingungen für Einwanderer aus den neuen EWR-

Staaten, für die eine Übergangsregelung gilt, sowie aus Drittstaaten erleichtert, um eine Arbeit in 

Norwegen aufnehmen zu können (vgl. Utlendingsdirektoratet 2007c). 
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4. EINWANDERUNG STEUERN ODER VERWALTEN? - DAS BEISPIEL  

NORWEGEN 

Vor der bisherigen Entwicklung der norwegischen Einwanderungspolitik erscheint das Land 

eher als Verwalter von Immigration, auch wenn über die Jahrzehnte eine schrittweise Annähe-

rung an eine aktive Steuerungspolitik vollzogen wurde. Belege für den reaktiven Charakter nor-

wegischer Einwanderungspolitik finden sich von der späten Entwicklung des Politikfeldes über-

haupt über den Einwanderungsstopp, der schließlich vom Provisorium zur Kontinuität wurde, 

bis hin zu dem Umstand, dass es 13 Jahre brauchte (1975-1988), bis ein den veränderten Um-

ständen angepasstes, dann zwar flexibles, Einwanderungsgesetz entwickelt werden konnte, bis 

zu dessen Inkrafttreten 1991 es allerdings noch einmal zweieinhalb Jahre brauchte. Als Erklä-

rung hierfür lässt sich sicher heranziehen, dass Norwegen aufgrund seiner peripheren Lage und 

der damit verbundenen geringen Einwanderung bis in die zweite Hälfte des letzten Jahrhunderts 

hinein die Erfahrungswerte fehlten, um die neuen Entwicklungen richtig einschätzen und eine 

angemessene Strategie formulieren zu können, mitsamt dem Aufbau neuer Durchführungsinsti-

tutionen und Strukturen, um diese umsetzen zu können. 

Doch bereits kurz nachdem diese Anfangsschwierigkeiten mit dem Inkrafttreten des  Einwande-

rungsgesetzes 1991 überwunden schienen, wurde Norwegen in wichtigen Bereichen der Ein-

wanderungspolitik das Ruder wieder aus der Hand genommen. Durch die nordische Passunion 

von 1956, die nicht aufgegeben werden sollte, war Norwegen in gewisser Weise einwande-

rungspolitisch an seine Nachbarländer gebunden. Als diese der EU beitraten und das Schengen-

Abkommen, dem sich Norwegen zur Kompensation seiner Außenseiterrolle in der Gemeinschaft 

anschließen wollte, in diese integriert werden sollte, musste sich Norwegen dem europäischen 

Konzert anschließen, ohne selbst aufgrund des zweiten negativen Referendums von 1994 direkt 

der EU beitreten zu können. Das Ergebnis war ein Konstrukt, in dem Norwegen ohne eigene un-

mittelbare Mitwirkungsmöglichkeiten die einwanderungspolitische Gesetzgebung der EU über-

nehmen musste. 

Damit ist die Einwanderungspolitik jedoch kein Sonderfall in der norwegischen Außen- bzw. 

Europapolitik. Eine identische Verkettung von EU-Verweigerung und Einflussverlust durch 

kompensatorische Maßnahmen findet sich auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik. Denn auch mit 

seinem Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) verpflichtete sich Norwegen, europä-

ische Regelungen ohne eigene unmittelbare Einflussmöglichkeiten anzunehmen. Auf den ersten 

Blick könnte diese Strategie als Selbstbeschränkung bezeichnet werden. Sie ist jedoch Ausdruck 

eines norwegischen Dilemmas, in dem sich der Wille der politischen Eliten zur Beteiligung am 

europäischen Integrationsprozess bei dessen gleichzeitiger Ablehnung durch eine Mehrheit der 
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Bevölkerung gegenüberstehen. So bleibt den norwegischen Entscheidungsträgern in vielen Be-

reichen nur der indirekte Weg, sich nicht selbst von diesem Prozess auszuschließen, auf Kosten 

der eigenen Entscheidungsfreiheit. Es wird sich zeigen müssen, inwiefern Norwegen unter die-

sen Bedingungen in der Lage ist, den Weg in Richtung einer aktiveren Steuerung von Migration 

fortzusetzen. 

5. STATISTISCHES MATERIAL: 

Statistisk Sentralbyrå (2007a): De 15 største innvandrergruppene i Norge. 1. januar 2007 [Die 

15 größten Einwanderergruppen in Norwegen. 1. Januar 2007]. Unter: 

www.ssb.no/emner/02/01/10/innvbef/fig -2007-05-24-01.gif 

Statistisk Sentralbyrå (2007b): Innvandrerbefolkningens andel av Norges befolkning, etter 

vestlig og ikke-vestlig landsbakgrunn. 1.1.1986-1.1.2007 [Der Anteil der Einwandererbevöl-

kerung an Norwegens Bevölkerung, nach westlichem und nicht-westlichen Herkunftsland. 

1.1.1986-1.1.2007]. Unter: www.ssb.no/emner/02/01/10/innvbef/fig -2007-05-24-02.html 

Statistisk Sentralbyrå (2007c): Folkemengde 1. januar 2006 og 2007 og endringene i 2006, etter 

innvandringskategori og landbakgrunn [Bevölkerungsmenge 1. Januar 2006 und 2007 und 

den Veränderungen 2006, nach Einwandererkategorie und Herkunftsland]. Unter: 

www.ssb.no/emner/02/01/10/innvbef/tab -2007-05-24-01.html 

Utlendingsdirektoratet (2007) : Tall og fakta 2006 [Zahlen und Fakten 2006]. Oslo. 
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Im Kampf gegen unerwünschte Migration - In ternationale 

Kooperationen im Wandel 

SARAH ELSING 

1. EINLEITUNG 

"ÅÉ ÄÅÒ &ÒÁÇÅÓÔÅÌÌÕÎÇ ÄÅÒ 4ÁÇÕÎÇȡ ȵ-ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÓÔÅÕÅÒÎ ÏÄÅÒ ÖÅÒ×ÁÌÔÅÎȩȰ ÉÓÔ ÄÉÅ 4ÈÅÍÁÔÉË ÄÅÒ Õn-

dokumentierten Migration ein besonders spezielles Phänomen, da hier die quantitative Be-

stimmbarkeit der Migranten und somit auch Steuerung und Verwaltung sehr schwer fallen. Un-

dokumentierte Migration untergräbt allerdings nicht nur den souveränen Nationalstaat, sondern 

bringt auch noch Delikte wie Menschenschmuggel und ɀhandel mit sich. Demzufolge muss Steu-

erung in diesem Falle als eine Art Bekämpfung angesehen werden. Nationalstaaten reagieren 

jedoch unterschiedlich stark und bekämpfen das Phänomen auf verschiedene Weise. Meyers 

konstatiert, dass diese Arten und Weisen der Bekämpfung vornehmlich von bestimmten inter-

nen und externen Faktoren abhängen, wie etwa der Situation der Wirtschaft, der Zusammenset-

zung der Einwanderer oder auch von externen Bedrohungen (vgl. Meyers 2004: 24). Um illega-

ler Migration zu begegnen, wenden Staaten externe Kontrollmechanismen an wie etwa Grenz-

schutzmaßnahmen und Verfolgung von Schmugglern, aber auch die Strategie der Rücküberfüh-

rungen in sichere Drittländer und Aufklärungskampagnen. Holk Stobbe beschreibt, wie sich in 

letzter Zeit ein massiver Ausbau auch interner Kontrollmechanismen, wie etwa Arbeitsmarkt-

kontrollen, in OECD-Ländern vollzogen hat um die Malfunktion externer Maßnahmen zu kom-

pensieren (vgl. Stobbe 2004: 2ff). Gerade in den Vereinigten Staaten sind diese internen Kontrol-

len seit 09/11 mit der verstärkten Terrorabwehr einhergegangen. Hier ist der Ausbau der Kon-

trollmechanismen eindeutig auf den von Meyers erwähnten Faktor der externen Bedrohung 

ÚÕÒİÃËÚÕÆİÈÒÅÎȢ $ÁÂÅÉ ÓÉÎÄ ÉÎ 53! ÁÌÌÅÒÄÉÎÇÓ ÖÉÅÌÅ ÍÕÓÌÉÍÉÓÃÈÅ -ÉÇÒÁÎÔÅÎ ȵÕÎÔÅÒ ÄÅÎ 'ÅÎÅÒÁl-

verdacht des Terrorismus gÅÒÁÔÅÎȰ ɉ3ÔÏÂÂÅ ςππτȡ σɊȢ 3ÉÅ ×ÕÒÄÅÎ ÆÅÓÔÇÅÈÁÌÔÅÎ ÕÎÄ ÁÕÃÈ ÁÂÇe-

schoben. Doch nicht nur im Zusammenhang mit Terrorismus zeigt sich die Komplexität des Phä-

ÎÏÍÅÎÓ ÉÌÌÅÇÁÌÅÒ %ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇȢ $ÉÅ 5ÎÔÅÒÓÃÈÅÉÄÕÎÇ Ú×ÉÓÃÈÅÎ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅÎ ÕÎÄ ȵÉÌÌÅÇÁÌÅÎȰ 

Migranten weist ebenso deutliche Schwierigkeiten auf, wie etwa Hagenmaier erkennen lässt. So 

nennen die Flüchtlingsräte grundsätzlich alle Menschen, welche aufgrund der Menschenrechts-

ÌÁÇÅ ÉÎ ÉÈÒÅÎ (ÅÒËÕÎÆÔÓÌßÎÄÅÒÎ ÍÉÇÒÉÅÒÅÎȟ ȵ&ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅȰȢ )ÎÎÅÎÍÉÎÉÓÔÅÒ ÈÉÎÇÅÇÅÎ ÂÅÚÅÉÃÈÎen die 

-ÅÎÓÃÈÅÎ ÁÕÆ ÄÅÎ (ÏÌÚÂÏÏÔÅÎ ÉÍ -ÉÔÔÅÌÍÅÅÒ ÁÌÓ ȵÉÌÌÅÇÁÌÅ -ÉÇÒÁÎÔÅÎȰ ɉÖÇÌȢ (ÁÇÅÎÍÁÉÅÒ ςππυȡ 

10). Es ergibt sich schließlich eine Grauzone von ökonomischen Migranten, welche auf den 

Holzbooten und anderen Grenzüberfahrten zu Flüchtlingen werden.  
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Eine zielgerechte Bekämpfung unerwünschter Migration muss auf einem ganzheitlichen Ver-

ständnis der Problematik aufbauen. Seit geraumer Zeit hat das Thema der irregulären Migration 

somit Eingang in internationale Konferenzen gefunden und wird auf inter- und supranationaler 

Ebene diskutiert. Man hat erkannt, dass das transnationale Phänomen nicht mehr nur national, 

sondern auch international angegangen werden muss. So haben die Länder der Europäischen 

Union beispielsweise eine gemeinsame Grenzschutzagentur Frontex zum Schutz ihrer Außen-

grenzen eingerichtet, im Pazifik wird international um die Externalisierung von Grenzen ver-

handelt. Wie Opitz bereits feststellt, sind Abschottungs- und Defensivmaßnahmen der Empfän-

gerländer hinsichtlich der Illegalität der Einwanderung nachvollziehbar und verständlich (vgl. 

Opitz). Es stellt sich jedoch die Frage, ob eine Prioritätensetzung hinsichtlich solcher internationa-

ler Kontrollmechanismen seitens der Empfängerländer effizient genug ist um gegen unerwünschte 

Migration vorzugehen und auf das Flüchtlingsproblem zu reagieren oder ob diese Prioritätenset-

zung nochmals überdacht werden sollte. 

Es soll in dieser Arbeit also herausgearbeitet werden, welche internationalen Kooperationen 

sich im Kampf gegen unerwünschte Migration ergeben haben, wie sich diese einschätzen lassen 

und in welche Richtung sich die internationale Zusammenarbeit weiterentwickelt. Dabei wir das 

Hauptaugenmerk einerseits auf Europa und andererseits auf Australien mit seinen pazifischen 

Nachbarstaaten gelegt um Ähnlichkeiten oder Unterschiede der Herangehensweise dieser bei-

den Regionen an die Thematik der illegalen Migration zu untersuchen. 

2. DATEN UND FAKTEN ILLEGALER MIGRATION 

Die Thematik der illegalen Migration ist nicht nur inhaltlich, sondern ebenso begrifflich und zah-

lenmäßig sehr komplex. Es gibt für das Phänomen der unerwünschten Migration zahlreiche 

3ÙÎÏÎÙÍÅȟ ×ÉÅ ÅÔ×Á ÄÉÅ ÄÅÒ ȵÉÌÌÅÇÁÌÅÎȰȟ ȵÉÒÒÅÇÕÌßÒÅÎȰ ÕÎÄ ȵÕÎÄÏËÕÍÅnÔÉÅÒÔÅÎȰ -ÉÇÒÁÔÉÏÎȢ )Î 

&ÒÁÎËÒÅÉÃÈ ×ÅÒÄÅÎ -ÉÇÒÁÎÔÅÎ ÏÈÎÅ ÒÅÇÕÌßÒÅÎ !ÕÆÅÎÔÈÁÌÔÓÓÔÁÔÕÓ ȵ3ÁÎÓ 0ÁÐÉÅÒȰȟ ÉÎ ÄÅÎ 6ÅÒÅÉÎÉg-

ten Staaten, aufgrund ihrer Ausreiseverpflichtung bei KonÔÒÏÌÌÅȟ ȵÄÅÐÏÒÔÁÂÌÅ ÁÌÉÅÎÓȰ ÇÅÎÁÎÎÔ 

(vgl. Jugl 2005; Stobbe 2004: 7). Wie eingangs erwähnt bildet auch die quantitative Bestimm-

barkeit bzw. Nichtbestimmbarkeit illegaler Migration eines der großen Hindernisse für qualita-

tiv wertvolle Aussagen zum Thema der unerwünschten Migration. Harald Lederer erklärt etwa, 

dass sich illegale Migranten schon per se aus einer amtlich-statistischen Erfassung entziehen 

und durch das Schweigen ihrer Arbeitgeber im Verborgenen bleiben. Es gibt folglich keine wis-

senschaftlich fundierten Schätzungen zur undokumentierten Migration für Deutschland (vgl. 

1999: 62). Die Spannweite von unwissenschaftlichen Schätzungen für Deutschland liegt daher 

bereits zwischen 100 000 und einer Million illegaler Migranten (vgl. Bundesamt für Migration 
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und Flüchtlinge: 129), für Italien stellte Lederer im Jahre 1999 sogar eine Spannweite von 100 

000 bis zu zwei Millionen fest (vgl. 1999: 63). Nichtsdestotrotz gibt es Anhaltspunkte und Indi-

katoren der Illegalität wie amtliche Statistiken über aufgegriffene oder festgenommene Sans 

Papiers oder auch solche über Verwarnungen und Strafanzeigen wegen illegaler Ausländerbe-

schäftigung (vgl. Lederer 1999: 65ff). Ihre Zählungen dienen zum besseren Vergleich und 

manchmal sogar zu einer Grobschätzung über die Anzahl illegal Aufhältiger. 

Die Aktualität der transnationalen Ströme wird anhand Aufsehen erregender Medienereignisse 

sichtbar. So tragen immer wieder kehrende tragische Aufnahmen von afrikanischen Flüchtlingen 

im Mittelmeer zu einem brisanten Diskurs innerhalb der Politik, aber auch zwischen Politik und 

Gesellschaft bei. Dabei entsteht allerdings oft ein falsches Bild, wie Jugl feststellt. Die an den Küs-

ten Europas auf kleinen überfüllten Holzbooten strandenden Menschengruppen als auch die 

durch Wälder kriechenden illegalen Einwanderer, bilden nur einen kleinen Teil der irregulären 

Migration (vgl. Jugl 2005). Laut spanischen Polizeibehörden wurden allerdings schon im Jahre 

1999 auf den Kanaren 875 gestrandete Migranten aufgegriffen, welche Zahl sich bereits im Jahre 

2002 auf fast 10 000 verelffacht hatte (vgl. N.N.a)). Auch die spanische Flüchtlingsorganisation 

Asociación Pro Derechos Humanos de Andalucía (APDHA) meldete für das Jahr 2006 eine Zahl 

von insgesamt 47 102 Aufgriffe bzw. Festnahmen auf den Kanarischen Inseln zusammen mit 

Gibraltar und den afrikanischen Küstengewässern und schätzt die Zahl der Todesopfer von ille-

galen Migranten zwischen Nordafrika und Südeuropa auf 7 000 (vgl. Böffgen 2007: 1). Vor allem 

ÓÉÎÄ ÅÓ ÊÅÄÏÃÈ ÓÏ ÇÅÎÁÎÎÔÅ ȵ/ÖÅÒÓÔÁÙÅÒÓȰȟ ÄÉÅ ÉÍ ,ÁÎÄ ÎÁÃÈ !ÂÌÁÕÆ ÉÈÒÅÓ 6ÉÓÕÍÓ ÕÎÔÅÒÔÁÕÃÈÅÎ 

um im Land bleiben zu können (vgl. Lederer 1999:57). Laut dem Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge wurden im Jahre 2003 in Deutschland fast 20 000 egal einreisende Migranten festge-

stellt (vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2005: 47). Hingegen wurde jedoch fast das 

Fünffache an illegal aufhältigen Tatverdächtigen registriert, von denen der Großteil zu den 

ȵ/ÖÅÒÓÔÁÙÅÒÓȰ ÇÅÚßÈlt werden kann (vgl. 2005: 52).  

Doch die Dramatik bei der illegalen Einreise über See-, Luft- und Landwege drückt sich nicht nur 

in den verheerenden Bildern der Medien aus. Es ist vor allem die Tatsache, dass diese lebensbe-

drohliche Art der Migration nach Europa in naher Zukunft weiterhin in Anspruch genommen 

werden wird, wie ich im dritten Kapitel dieser Arbeit erläutern werde. Auch im Pazifik wird ge-

gen das Phänomen der unerwünschten Migration anhand nationaler und internationaler Kon-

trollmechanismen vorgegangen. Grundlage hierfür war die bis 2001 drastisch gestiegene Zahl 

gestrandeter Boote in australischen Gewässern. Die australische Behörde für Einwanderung und 

Staatsbürgerschaft meldet eine Summe von 12 000 unauthorisierten Einwanderern über Seewe-

ge zwischen 1999 und 2001 (vgl. Australian Department of Immigration and Citizenship). Doch 

Australien hat zusammen mit seinen pazifischen Nachbarländern eine Lösung gefunden, die 
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zwar umstritten, aber offenbar effektiv zu sein scheint. Im nächsten Kapitel soll diese pazifische 

Lösung vorgestellt und mit Kontrollmechanismen in Europa verglichen werden. 

3. INTERNATIONALE KONTROLLMECHANISMEN 

3.1. DIE PAZIFISCHE LÖSUNG 

Die oben erwähnte australische Behörde für Einwanderung und Staatsbürgerschaft stellt einen 

Erfolg ihrer Einwanderungspolitik fest, indem sie schreibt, dass seit 2002 nur insgesamt 250 

gestrandete Boote auf dem Festland Australiens aufgegriffen wurden (vgl. Australian Depart-

ment of Immigration and Citizenship). Ob dieses Ergebnis der restriktiven Einwanderungspoli-

ÔÉË ÉÍ )ÎÌÁÎÄ ÚÕÇÅÓÃÈÒÉÅÂÅÎ ÏÄÅÒ 2ÅÓÕÌÔÁÔ ÄÅÒ ÓÏ ÇÅÎÁÎÎÔÅÎ ȵ0ÁÃÉÆÉÃ 3ÔÒÁÔÅÇÙȰ ÁÎÇÅÓÅÈÅÎ ×ÅÒÄÅÎ 

kann, ist offensichtlich schwer zu deuten.  

Die Verschärfung der australischen Einwanderungsgesetze ergab sich aus dem wachsenden Ans-

turm illegaler -ÉÇÒÁÎÔÅÎȢ $ÉÅ :ÁÈÌ ÄÅÒ ÁÕÆÇÅÇÒÉÆÆÅÎÅÎ ȵ/ÖÅÒÓÔÁÙÅÒÓȰ ÈÁÔÔÅ ÓÉÃÈ Ú×ÉÓÃÈÅÎ ρωωψ 

und 1999 erneut um vier Prozent erhöht und erreichte eine Summe von 53 143 Menschen; die 

Zahl derer, die an Flughäfen als illegale Einwanderer klassifiziert wurden, hatte sich in demsel-

ben Zeitraum um 56 Prozent erhöht (vgl. Hugo 2001: 77). Seit 1996, doch verstärkt seit dem 

Anschlag von 09/11 in den Vereinigten Staaten und dem daran anknüpfenden internationalen 

Anti-Terror -Kampf, gab es zahlreiche Änderungen und Maßnahmen seitens der australischen 

Regierung zur Bekämpfung illegaler Migration. So führte sie so genannte Temporary Protection 

Visas für Asylbewerber ein, welche eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung ersetzen und für 

eine Dauer von höchstens drei Jahren ausgestellt werden. Die Stärkung der Küstenwache, 

Einsätze der Marine und der Zollbehörden gehören ebenso zu der neuen Einwanderungspolitik 

wie die Streichung von staatlichen sozialen Hilfsleistungen für illegale Migranten. Ein Großteil 

der illegalen Einwanderer kommt über Schmuggler an die australischen Küstengewässer. Die 

Höchststrafe für Schmuggler wurde somit auf zwanzig Jahre Haft erhöht (vgl. Baringhorst 2003: 

7). Seit dem Migration Act von 1958 müssen aufgegriffene illegale Migranten in Auffanglagern 

zwangsuntergebracht werden, bis ihre Fälle bearbeitet sind. Die Lager auf dem Festland haben 

besonders im Zuge der restriktiven Einwanderungspolitik zu Protestaktionen geführt und sind 

bei internationalen Menschenrechtsorganisationen stark in die Kritik geraten. In dem 1999 

eröffneten Wüstenlager Woomera gab es zahlreiche Hungerstreiks und Selbstverletzungen sei-

tens der Insassen um auf die unmenschlichen Zustände in den Lagern aufmerksam zu machen. 

Mangelnde Hygiene und jahrelange Wartezeiten wurden der australischen Regierung unter 
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Premierminister John Howard vorgeworfen, bis das Lager schließlich auf die abgelegene Insel 

#ÈÒÉÓÔÍÁÓ )ÓÌÁÎÄ ÖÅÒÌÅÇÔ ×ÕÒÄÅȟ ÓÏ ÄÉÅ ĘÓÔÅÒÒÅÉÃÈÉÓÃÈÅ :ÅÉÔÕÎÇ ȵ$ÅÒ 3ÔÁÎÄÁÒÄȰ ɉÖÇÌȢ .Ȣ.ȢÃɊɊȢ  

!ÌÓ ÁÍ ςχȢ !ÕÇÕÓÔ ςππρ ÄÅÒ ÎÏÒ×ÅÇÉÓÃÈÅ &ÒÁÃÈÔÅÒ ȵ4ÁÍÐÁȰ τ33 Asylsuchende aufnahm und auf 

eine sichere Anlaufstelle in australischen Gewässern hinsteuerte, wies die australische Regie-

rung den Frachter zurück und lehnte die Aufnahme der hauptsächlich afghanischen Migranten 

ab. Diese Entscheidung der australischen Regierung wurde zum weltweiten Medienereignis. 

Nach der Aktion beschloss Premierminister John Howard die Externalisierung von Auffangla-

gern und ersuchte hierzu die Kooperation mit dem pazifischen Inselstaat Nauru wie auch mit 

Papua Neuguinea (vgl. Haschemi 2005: 22). Nauru, ein Inselstaat mit 12 000 Einwohnern, 

schließlich nahm die Asylsuchenden auf und erhielt im Gegenzug von der australischen Regie-

rung einen finanziellen Zuschuss um die Auffanglager zu finanzieren und zusätzlich als Entwick-

lungshilfe zu nutzen. Im Oktober desselben Jahres unterschrieben Australien und Papua Neu-

guinea ein Memorandum of Understanding (MoU), durch das Papua Neuguinea Flüchtlinge in 

australischen Gewässern abfängt und aufnimmt. Hierfür bekam Papua Neuguinea ebenso eine 

Starthilfe (vgl. Amnesty International Australia). Die von der International Organization for Mig-

ration (IOM) geleiteten Auffanglager wurden zeitweise von 1800 Menschen bewohnt, bis im 

Jahre 2002 für einige Insassen die oben erwähnten Temporary Protection Visas ausgestellt wur-

den, während vielen anderen der Status eines Flüchtlings nicht anerkannt wurde und sie in ihr 

Heimatland zurückgebracht wurden. Weiterhin mussten die anerkannten Flüchtlinge einen se-

paraten Antrag auf Aufenthalt in Australien stellen (vgl. Haschemi 2005: 25f).  

Grundsätzlich profitieren beide Seiten der Kooperation von der pazifischen Lösung. Für Austra-

ÌÉÅÎ ÂÅÄÅÕÔÅÎ ÄÉÅ ÁÕÃÈ ȵÓÁÆÅ ÈÁÖÅÎÓȰ ÇÅÎÁÎÎÔÅÎ ,ÁÇÅÒ ÅÉÎÅ %ÎÔÌÁÓÔÕÎÇ ÉÎ ÂİÒokratischer als auch 

praktischer Hinsicht. In den extraterritorialen Stellen außerhalb der australischen Migrations-

zone könne man die Antragssteller im Falle einer Ablehnung leichter deportieren, so beschreibt 

es Baringhorst (vgl. 2003: 7). Außerdem hat die Strategie zu einer weitgehenden Abschreckung 

von Schmugglern und einer Reduktion illegaler Einreiseversuche geführt (vgl. Haschemi 2005: 

28). Andererseits profitiert auch die Bevölkerung auf den Small Island Developing States (SIDS) 

von den Geldern der australischen Regierung (vgl. Haschemi 2005: 23f). Kann dies dann also als 

eine international profitable und effiziente Lösung des Problems der unerwünschten Einwande-

rung angesehen werden? Hinsichtlich der oben genannten Ergebnisse eines Rückgangs der Zah-

len strandender Migranten an Australiens Küste könnte man dies meinen. Doch ähnlich wie die 

!ÕÆÆÁÎÇÌÁÇÅÒ ÁÕÆ ÄÅÍ &ÅÓÔÌÁÎÄȟ ÓÔÅÈÅÎ ÁÕÃÈ ÄÉÅ ÅØÔÒÁÔÅÒÒÉÔÏÒÉÁÌÅÎ ȵÓÁÆÅ ÈÁÖÅÎÓȰ !ÕÓÔÒÁÌÉÅÎÓ Õn-

ter heftigem Beschuss. Amnesty International Australia kritisiert etwa den mangelnden Flücht-

ÌÉÎÇÓÓÃÈÕÔÚ ÄÅÒ ȵ0ÁÃÉÆÉÃ 3ÏÌÕÔÉÏÎȰȢ !ÕÓÔÒÁÌÉÅÎ Úusammen mit seinen kooperierenden Partnerlän-

dern bewege sich an den Grenzen der Genfer Flüchtlingskonvention, indem es den Flüchtlingen 
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den direkten Zugang zum Einwanderungssystem Australiens verweigere. Weiterhin kritisieren 

sie auch hier die langen Wartezeiten, die bei den Insassen zu Erkrankungen wie Depression, 

posttraumatischem Stress und sogar zu Suizid führen können (vgl. Amnesty International 

!ÕÓÔÒÁÌÉÁɊȢ $ÉÅÓÅÎ !ÎÓÃÈÕÌÄÉÇÕÎÇÅÎ ÚÕÍ 4ÒÏÔÚ ÂÅÒÉÃÈÔÅÔ ÄÉÅ :ÅÉÔÕÎÇ ȵ4ÈÅ !ÕÓÔÒÁÌÉÁÎȰȟ ÄÁÓÓ ÄÉÅ 

pazifische Lösung weiter ausgebaut werden soll. Das Transit- und Empfängerland Indonesien 

soll zu dem Abkommen hinzutreten. Aufgegriffene Flüchtlinge würden, laut der australischen 

Zeitung, demnach nach Indonesien gebracht und die Fälle nach dortigem Recht bearbeitet wer-

den (vgl. Hart). 

Während die pazifische Kooperation weiter ausgebaut werden soll, stehen Auffanglager als 

kurzfristige Maßnahme gegen unerwünschte Migration auch in der Europäischen Union zur De-

batte. Als vergleichbare Maßnahme zu den Auffanglagern im Pazifik können die Transit Proces-

sing Centres der Europäischen Union angesehen werden, welche in Kooperation mit Nachbar-

ländern etabliert werden. 

3.2. DIE EUROPÄISCHE LÖSUNG 

Bereits im Jahre 2003 hat die britische Regierung unter Tony Blair erstmals das Konzept der 

ȵÓÁÆÅ ÈÁÖÅÎÓȰ ÉÎ ÄÉÅ ÅÕÒÏÐßÉÓÃÈÅ $ÉÓËÕÓÓÉÏÎ ÈÉÎÅÉÎÇÅÂÒÁÃÈÔȢ .ÁÃÈ ÅÒÓÔÅÎ 'esprächen mit dem 

UNHCR wurde es schließlich zum Thema auf der EU-Minister-Konferenz im März 2003. Den we-

sentlichen Unterschied des Vorschlags des PremierÍÉÎÉÓÔÅÒÓ ÚÕÒ ȵ0ÁÃÉÆÉÃ 3ÏÌÕÔÉÏÎȰ ÍÁÃÈÔ ÄÅÎ 

Standort der Auffanglager aus. Die so geÎÁÎÎÔÅÎ ȵ4ÒÁÎÓÉÔ 0ÒÏÃÅÓÓÉÎÇ #ÅÎÔÒÅÓȰ ÄÅÒ %ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 

Union sollten auf dem Boden der Herkunfts- bzw. Transitländer aufgebaut werden um bereits 

vor Ort irreguläre Migranten abzuschrecken (vgl. Haschemi 2005: 35ff). Während sich einige 

Länder der Europäischen Union vehement gegen diesen Kurs der Externalisierung des Flücht-

lingsproblems aussprachen, wurden im Jahre 2004 nichtsdestotrotz  Pilotprojekte in Nordafrika 

gestartet, die die Komponente des Auffanglagers beinhalten sollten (UNHCR 2006: 38). Über 

diese Lager ist allerdings wenig bekannt. Einige Nichtregierungsorganisationen schreiben dar-

über, wie die Lager im Verborgenen bleiben um die menschenunwürdigen Zustände zu verheim-

lichen. Während unter den Ländern der EuÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 5ÎÉÏÎ ÅÉÎ +ÏÎÓÅÎÓ ÂÅÚİÇÌÉÃÈ ÄÅÒ ȵ4ÒÁÎÓÉÔ 

0ÒÏÃÅÓÓÉÎÇ #ÅÎÔÒÅÓȰ ÖÏÒÅÒÓÔ ÉÎ ×ÅÉÔÅ &ÅÒÎÅ ÇÅÒİÃËÔ ÉÓÔȟ ÇÉÌÔ ÄÉÅ :ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÄÅÒ ,ßÎÄÅÒ ÉÎ 

der EU hinsichtlich Fragen der illegalen Migration doch als weltweit einzigartig. Besonders im 

Zuge der Terroranschläge in USA 2001 und Madrid 2004, hat das Thema der unerwünschten 

Migration auch in Europa immer mehr an Bedeutung gewonnen. Auf dem Treffen in Sevilla im 

Jahre 2002 beispielsweise wurde ein Aktionsplan gegen irreguläre Einwanderung entwickelt, 

der unter anderem das Vorhaben eines Visa-Informations-Systems zum Austausch von Daten 

beinhaltet und eine engere Zusammenarbeit der Polizeibehörden sowie der Grenzschutzdienste 
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beschließt. Im Jahre 2004 entstand das Haager Programm als Fünfjahresprogramm gegen illega-

le Einwanderung. Die verschiedenen Maßnahmen beinhalten konkretere Aussagen zu den Vor-

haben des Plans von Sevilla und gehen mit der Einbeziehung der Arbeitsmarktpolitik, der Part-

nerschaft mit Transitländern zum Aufbau von Grenzschutzsystemen, der Entwicklung von Min-

destnormen für Rückkehrverfahren eines Europäischen Rückkehrfonds sowie der Bekämpfung 

von Fluchtursachen über den Aktionsplan von 2002 hinaus (vgl. Jugl 2005). 

Im Rahmen dieser Pläne und Vorhaben wurden bereits einige Maßnahmen in die Realität umge-

setzt: Das Eurodac-System etwa dient zum Vergleich von Fingerabdrücken von Asylbewerbern 

und illegalen Einwanderern; das ICONet Netzwerk soll die frühzeitige Übermittlung von Hinwei-

sen auf illegale Einwanderung und Schleusernetzwerke sowie die Veränderung von Migrations-

routen zwischen den EU-Mitgliedstaaten ermöglichen und das Schengener Informationssystem 

(SIS), dem nach der europäischen Erweiterung das SIS II hinzugefügt wird, trägt zu einem In-

formationsaustausch über Personen bei, die im europäischen Raum zur Fahndung ausgeschrie-

ben sind (vgl. Europäische Union a); b); c)). Die gemeinsame Grenzschutzagentur Frontex wurde 

2005 mit Sitz in Warschau gegründet. Ihre Aufgabe ist es, die operative Kooperation zwischen 

den Mitgliedsstaaten hinsichtlich des Grenzschutzes zu koordinieren. Sie fungiert als Komple-

mentärmaßnahme zu nationalen Grenzschutzmaßnahmen und erweitert sie anhand ausgebau-

ter Informationstätigkeiten (vgl. Frontex). Doch Frontex ist von der Zustellung wichtiger techni-

scher Geräte wie Schiffe und Hubschrauber seitens der Mitgliedsstaaten abhängig, was aufgrund 

mangelnder Bereitwilligkeit nicht immer einfach ist. Die überwiegend bürokratische Agentur 

soll jedoch noch in diesem Jahr zu einer effizienten Grenzpolizei werden (vgl. Carstens 2007: 2). 

Wie bereits oben erwähnt arbeitet die Europäische Union auch an Partnerschaften mit Transit-

ländern zum Aufbau eigener Asyl- und Grenzschutzsysteme. Hierzu wurde im Jahre 2004 das 

Programm AENEAS eingerichtet, das bis 2008 finanzielle und technische Hilfe in einer Höhe von 

250 Millionen Euro an Drittländer richtet (vgl. Europäische Kommission 2006). Mit Herkunfts-

ländern werden nach wie vor zahlreiche Rückübernahmeabkommen geschlossen worden wie 

etwa mit Marokko im Jahre 2000. Neben einer gemeinsamen Rückübernahmepolitik sollen seit 

geraumer Zeit allerdings auch die Fluchtursachen in Form einer Verknüpfung von Entwick-

lungszusammenarbeit mit humanitärer Hilfe angegangen werden. Mit dem Europa-Afrika-Pakt 

von 2005 sollen ArmutsbekämpfÕÎÇ ÕÎÄ ȵÇÏÏÄ ÇÏÖÅÒÎÁÎÃÅȰ ÉÎ ÁÆÒÉËÁÎÉÓÃÈÅÎ (ÅÒËÕÎÆÔÓÌßÎÄÅÒÎ 

gefördert und die Armut bis 2015, als eines der Millennium-Entwicklungsziele, um die Hälfte 

reduziert werden. Der Plan beruht auf der Idee, durch den Kampf gegen Migrationsursachen den 

starken Migrationsdruck zu verringern. Dabei ist der Plan besonder auf wirtschaftliche und 

strukturelle Veränderungen ausgerichtet. Mannitz macht allerdings darauf aufmerksam, dass die 

letztlich auf Freihandels- und Strukturanpassungsprogrammen beruhenden Strategien des Plans 
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ÚÕ ÄÅÎ ȵ%ÃÏÎÏÍÉÃÓ ÏÆ &ÁÉÌÕÒÅȰ ÇÅÈĘÒÅÎ ÕÎÄ ÉÎ !ÆÒÉËÁ ÂÅÒÅÉÔÓ ÚÕ ÅÉÎÅÒ 6ÅÒÓÃÈßÒÆÕÎÇ ÄÅÒ !ÒÍÕÔ 

und Verelendung geführt haben. Sie kritisiert, dass der Pakt unter dem Deckmantel einer Zu-

sammenarbeit einseitig zu Gunsten Europas entwickelt wurde (vgl. Mannitz 2006: 4f). 

4. ZWISCHENBILANZ: INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT ALS  

EINSEITIGE ZUSAMMENARBEIT? 

Nach der Beschreibung der internationalen Kooperationen in den beiden Regionen kann zweier-

lei festgehalten werden. Sowohl beim Pacific Solution als auch bei der Kooperation innerhalb der 

EU handelt es sich um Kooperationen vornehmlich zwischen Empfängerländern (Feststellung 1), 

welche ihre Kontroll- und Abwehrmechanismen gegenüber illegalen Einwanderern gemeinsam 

zu stärken suchen (Feststellung 2).  

Zur ersten Feststellung ist zu ergänzen, dass bei der EU seit einiger Zeit eine Tendenz in Rich-

tung einer Zusammenarbeit mit Transit- und Herkunftsländern erkennbar ist wie etwa am Eu-

ropa-Afrika-Pakt oder an den Transit Processing Centres. Doch wie bereits erwähnt sind beide 

Programme in ihrer Effizienz fragwürdig. Im Pazifik arbeitet Australien mit anderen eher neut-

ralen Staaten zusammen, welche aber von der gleichzeitigen Entwicklungshilfe profitieren. Der 

Beitritt Indonesiens als Transitland würde die Zusammenarbeit im Pacific Solution von einer 

reinen Empfängerländer-Kooperation zu einer Empfängerländer-Transitland-Kooperation aus-

weiten. Doch langfristige Auswirkungen hat dieser Plan nicht, da es sich hier nichtsdestotrotz 

weiterhin um Auffanglager und somit um die Externalisierung von Grenzen handelt. 

So unterscheiden sich die beiden Regionen in der Stärke und Weite ihrer restriktiven Migrati-

onspolitik, wobei Australien mit seinen Nachbarländern durch seine Einseitigkeit hinsichtlich 

der Auffanglager weitaus rigoroser vorgeht als Europa. Die Vorverlagerung der Grenzen ist al-

lerdings beiden Regionen gemein, was zur Erläuterung der zweiten oben genannten Feststellung 

führt. Lediglich der Ort der Auffanglager ist unterschiedlich. Im Pazifik werden die Migranten auf 

andere Empfängerländer verschoben, von Europa werden sie in die Transit- und Herkunftslän-

der gebracht und untergebracht. Wiederum nähert sich die Pacific Solution der europäischen 

Lösung an, indem sie vorschlägt, bald Auffanglager im Transitland Indonesien aufzubauen. Viel 

wichtiger ist jedoch die Gemeinsamkeit der beiden Lösungen in der weitreichenden Kritik, die 

sie bemängelt und hinterfragt. Es wurde bereits erwähnt, dass die Pacific Solution nicht nur in 

Australien, sondern weltweit unter heftigem Beschuss steht, ähnlich wie Australiens Lager im 

)ÎÌÁÎÄȢ &İÒ ÄÅÎ &ÁÌÌ ÉÎ %ÕÒÏÐÁ ÓÃÈÒÅÉÂÔ (ÅÌÍÕÔ $ÉÅÔÒÉÃÈ ÉÎ ÓÅÉÎÅÍ "ÅÒÉÃÈÔ İÂÅÒ ÄÁÓ ȵ-ÉÔÔÅÌÍÅÅÒ 

ÁÌÓ ÎÅÕÅÒ 2ÁÕÍ ÄÅÒ !ÂÓÃÈÒÅÃËÕÎÇȰ İÂÅÒ ÄÉÅ 6ÏÒÖÅÒÌÁÇÅÒÕÎÇ ÄÅÒ &ÌİÃÈtlingsabwehr durch die 

Europäische Union. Er weist daraufhin, dass eine solche Strategie in den letzten Jahrzehnten 
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ÂÅÒÅÉÔÓ ÂÅËÁÎÎÔ ×ÁÒȟ ÄÏÃÈ ÓÃÈÅÉÎÔ ÓÉÅ ȵɍȢȢȢɎ ÉÎ ÊİÎÇÅÒÅÒ :ÅÉÔ ÁÎ $ÙÎÁÍÉË ÕÎÄ 3ÙÓÔÅÍÁÔÉË ÇÅ×Ïn-

ÎÅÎ ÚÕ ÈÁÂÅÎȰ ɉςππυȡ ςσɊȢ %Ò ËÒÉÔÉÓÉÅÒÔ ×ÅÉÔÅÒÈÉÎȡ ȵ)ÎÔÅÒÎÁÔÉÏÎÁÌÅ ÈÕÍÁÎÉÔßÒÅ 6ÅÒÐÆÌÉÃÈÔÕÎÇÅÎȟ 

MenÓÃÈÅÎ ÉÎ 3ÅÅÎÏÔ ÚÕ ÒÅÔÔÅÎȟ ×ÅÒÄÅÎ ÄÁÂÅÉ ÚÕ !ÂÓÃÈÏÔÔÕÎÇÓÚ×ÅÃËÅÎ ÉÎÓÔÒÕÍÅÎÔÁÌÉÓÉÅÒÔȰ 

(2001: 23). Diesbezüglich bleibt die Debatte bestehen, inwiefern die Externalisierung das Nicht-

Zurückweisungs-Prinzip der Genfer Konventionen verletzt. Dabei sind die Auffanglager an sich 

kein neues Konzept. Im Rahmen von bilateralen Abkommen zwischen EU-Ländern und nordaf-

rikanischen Staaten, aber auch in den europäischen Ländern selbst wie etwa auf Lampedusa, 

gibt es solche Lager bereits (vgl. Dietrich 2005: 31). Da insbesondere Spanien und Italien von 

ÄÅÎ ÓÏ ÇÅÎÁÎÎÔÅÎ ȵ"ÏÁÔ 0ÅÏÐÌÅȰ ÂÅÔÒÏÆÆÅÎ ÓÉÎÄȟ ÕÎÔÅÒÓÔİÔÚÔ ÄÉÅ %5-Kommission die überfüllten 

Aufnahmezentren mit finanziellen Zuschüssen um eine hygienische und medizinische Versor-

gung zu gewährleisten (vgl. N.N.d)). Hinsichtlich der Transit Processing Centres äußert auch der 

Europarat seine Bedenken. In einer Resolution beschloss die Europäische Kommission, die TPCs 

in der zweiten Hälfte des Jahres 2007 anhand einer Studie in ihrer Umsetzbarkeit zu untersu-

chen und in ihrer Einhaltung der Menschenrechte zu analysieren (ECRAN 2007).  

Die beiden Feststellungen beziehen sich also darauf, dass die gemeinsamen externen Kontroll- 

und Abwehrmechanismen der kooperierenden Empfängerländer eindeutig im Vordergrund ste-

hen. Sie bilden den Kern der europäischen sowie der pazifischen Migrationspolitik um eine kurz-

fristige, aber effektive Reduktion und Abschreckung unerwünschter Migration zu ermöglichen. 

Ob durch diese Art der Migrationspolitik auch eine langfristige Abschreckung stattfindet, ist 

ÆÒÁÇ×İÒÄÉÇȢ 7ßÈÒÅÎÄ ÄÅÒ !ÎÔÅÉÌ ÄÅÒ ÁÎ ÄÅÎ 'ÒÅÎÚÅÎ ÁÕÆÇÅÇÒÉÆÆÅÎÅÎ ȵ"ÏÁÔ 0ÅÏÐÌÅȰ ÉÍ 6ÅÒÈßÌÔÎÉÓ 

zur restlichen undokumentierten Migration immer noch gering zu sein scheint, muss bedacht 

werden, dass insgesamt ein wachsender Migrationsdruck zwischen Entsende- und Empfänger-

ländern, vor allem zwischen Afrika und Europa, prognostiziert wird und ein langfristiges Ende 

dieser Art der Migration nicht in Sicht ist. Das liegt nicht nur daran, dass die Einkommensschere 

zwischen den reichsten und ärmsten Ländern der Welt noch nie so groß war wie heute (vgl. 

Schwelien 2004: 209). Es sind ebenso weitere Ursachen wie etwa das rasante Bevölkerungs-

wachstum vieler afrikanischer Staaten wie die politische Lage in diesen Staaten, welche von be-

waffneten Konflikten, Armut, Arbeitslosigkeit und Desertifikation geprägt ist (vgl. Mattes 2006: 

1f). Auch für Asien und den Pazifik können diese Gründe festgehalten werden. Einerseits sind es 

Flüchtlinge, die versuchen der politischen Unterdrückung und ethnischen Diskriminierung wie 

etwa in Myanmar, zu entkommen, andererseits ist eine wachsende Anzahl von Wirtschafts-

migranten unbestreitbar (vgl. Iguchi 2001: 37f). Besonders zu diesem letzten Punkt tragen doch 

auch die Pull-&ÁËÔÏÒÅÎ ÂÅÉȢ 3Ï ÍÁÃÈÔ -ÁÔÔÅÓ ÄÉÅÓÂÅÚİÇÌÉÃÈ ÅÉÎÅ ËÌÁÒÅ !ÕÓÓÁÇÅȡ ȵ5Îter diesen 

UmstänÄÅÎ ÕÎÄ ÁÕÆÇÒÕÎÄ ÄÅÒ 0ÒÏÐÁÇÉÅÒÕÎÇ ÄÅÒ %5 ÁÌÓ ȵÁÔÔÒÁËÔÉÖÓÔÅÓ $ÅÍÏËÒÁÔÉÅ-Modell der 

7ÅÌÔȰ ÂÒÁÕÃÈÔ ÍÁÎ ÓÉÃÈ İÂÅÒ ÁÎÈÁÌÔÅÎÄÅÎ )ÍÍÉÇÒÁÔÉÏÎÓÄÒÕÃË ÎÉÃÈÔ ÚÕ ×ÕÎÄÅÒÎȰ ɉςππφȡ ςɊȢ 
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Desweiteren ist eine Reziprozität im Sinne einer gegenseitigen Interdependenz zwischen illega-

ler Einwanderung und den diesbezüglichen Kontrollmechanismen festzustellen. Castles und 

-ÉÌÌÅÒ ÂÒÉÎÇÅÎ ÄÉÅ 0ÒÏÂÌÅÍÁÔÉË ÁÕÆ ÄÅÎ 0ÕÎËÔȟ ÄÅÎÎ ÓÃÈÌÉÅħÌÉÃÈ ÓÅÉ ȵ)ÌÌÅÇÁÌ ÍÉÇÒÁÔÉÏÎ ɍȢȢȢɎȟ ÂÙ ÄÅÆi-

nition, a product of the laws made to control ÍÉÇÒÁÔÉÏÎȰ ɉρωωψȡ ωφɊȢ -ÉÔ ÁÎÄÅÒÅÎ 7ÏÒÔÅÎȡ %ÉÎÅ 

restriktive Migrationspolitik (sei sie national oder international zu verantworten) führt unwe i-

gerlich zu einer Klandestinisierung der Migrationsbewegungen (vgl. Castles/Miller 1998: 288ff). 

Dieser Gedanke liegt der Vorstellung zugrunde, dass zusätzlich zu den Migrationsursachen, die 

ÓÔÁÒËÅÎ .ÅÔÚ×ÅÒËÅ ÄÅÒ -ÉÇÒÁÎÔÅÎ ÉÎ ÄÅÒ ÈÅÕÔÉÇÅÎ :ÅÉÔ ÚÕ ÅÉÎÅÒ ȵÒÅÌÁÔÉÖÅÎ !ÕÔÏÎÏÍÉÅȰ ÄÅÒ -ÉÇÒa-

tionsströme führen (Stobbe 2004: 25 zit. nach Rodríguez 1999: 24). Der anhaltende Migrati-

onsdruck betrifft somit auf direkte Weise illegale Grenzüberschreitungen über gefährliche See- 

und Landrouten und führt zu Prognosen einer ansteigenden Zahl illegaler Einreisender in der 

Zukunft. Die Auswirkungen einer einseitigen restriktiven Migrationspolitik gegenüber illegaler 

Einwandererung sind weitreichend und lassen sich auch gleichermaßen für Europa wie für 

Australien ausmachen. Klaus Bade hält insbesondere für Europa fest: 

ȵɍȢȢȢɎ 3ÏÌÁÎÇÅ ÅÓ ÆÒÅÉÌÉÃÈ ÓÔÁÔÔ ÅÉÎÅÓ ÅÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ -ÉÇÒÁÔÉÏÎÓËÏÎÚÅÐÔÓ nur eine negative Koalition 

der Abwehr gegen unerwünschte Zuwanderungen gibt, solange wirkt Europa selbst mit an der 

)ÌÌÅÇÁÌÉÓÉÅÒÕÎÇ ÄÅÒ :Õ×ÁÎÄÅÒÕÎÇ ÖÏÎ ÁÕħÅÎ ÕÎÄ ÁÍ &ÅÉÎÄÂÉÌÄ ÄÅÒ ȵÉÌÌÅÇÁÌÅÎ %ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇȰ ÉÍ 

InÎÅÒÎȰ ɉ*ÕÇÌ ςππυ ÚÉÔȢ ÎÁÃÈ +ÌÁÕÓ "ÁÄÅɊȢ 

Gleichermaßen wird festgestellt, dass eine restriktive Migrationspolitik sowie das Abfangen von 

Migranten in Küstengewässern zwar an diesen Stellen eine Reduktion der Migration herbeiführt. 

Doch taucht diese an anderen Stellen wieder auf. Die Verschiebung von Migrationsrouten ist 

besonders an der Migration zwischen Afrika und Europa zu erkennen, bei der sich die nach Ita-

lien führende Route in letzter Zeit aufgrund erschwerter Einwanderung in Richtung Kanaren 

verschoben hat. Dies erkennt auch Frontex-Direktor Lait inen, der es nicht ausschließt, dass Afri-

kaner bald über Osteuropa und den Balkan versuchen werden nach Mitteleuropa zu gelangen. 

Man solle sich beim Grenzschutz also nicht auf die Mittelmeerküsten versteifen (vgl. N.N.b)). 

Tailby macht bezüglich der Einwanderung nach Australien bereits im Jahre 2001 darauf auf-

merksam, dass Restriktionen der Einwanderung über das Transitland Indonesien zu einer Ver-

schiebung der Routen über Südostasien und den Pazifiksinseln stattfinden wird (vgl. Tailby 

2001: 5). Dies ist iÎÓÂÅÓÏÎÄÅÒÅ ÁÕÓÓÃÈÌÁÇÇÅÂÅÎÄȟ ×ÉÒÄ )ÎÄÏÎÅÓÉÅÎ ÄÅÒ ȵ0ÁÃÉÆÉÃ 3ÏÌÕÔÉÏÎȰ ÔÁÔÓßÃh-

lich beitreten. In Australien verschärft sich das Problem der verschobenen Migrationsrouten 

grundsätzlich aufgrund seiner Abgelegenheit und der Unmöglichkeit, das gesamte Küstengebiet 

Australiens 24 Stunden zu überwachen (2001: 3).  
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Die eingangs gestellte Frage, ob eine Prioritätensetzung hinsichtlich externer Kontroll- und Ab-

wehrmechanismen beim Kampf gegen unerwünschte Migration ausreicht, sollte hiermit negiert 

sein. Kann infolgedessen also festgehalten werden, dass sich die Kooperationen auf internationa-

ler Ebene hinsichtlich unerwünschter Migration von bilateralen Rückübernahmeabkommen zu 

gemeinsamen internationalen Abschottungs- und Kontrollmechanismen entwickelt haben? Kri-

tiker  der restriktiven Migrationspolitik sind eben dieser Meinung, doch hier sollen eine Reihe 

neuer Entwicklungen vorgestellt werden, welche einen anderen, umfassenderen Ansatz fördern. 

%Ó ÓÉÎÄ ÉÎÔÅÒÎÁÔÉÏÎÁÌÅ )ÎÉÔÉÁÔÉÖÅÎ ÕÎÔÅÒ ÄÅÍ .ÁÍÅÎ ȵ2ÅÇÉÏÎÁÌÅ +ÏÎÓÕÌÔÁÔÉÏÎÓÐÒÏÚÅÓÓÅȰȟ ÄÉÅ Én-

ternationale Kooperationen bezüglich irregulärer Migration erleichtern und Vertrauen zwischen 

Herkunfts-, Transit- und Empfängerländer wecken sollen. 

5. LANGFRISTIG ANGELEGTE INTERNATIONALE INITIATIVEN 

5.1. REGIONALE KONSULTATIONSPROZESSE ALS INTERNATIONALE FOREN UND 

ORT DER ANNÄHERUNG 

Innerhalb der letzten zwei Jahrzehnte haben sich Staaten verschiedener Regionen auf solche 

Konsultationsprozesse eingelassen, da sie sich über die Transnationalität des Phänomens der 

unerwünschten Einwanderung sowie der Unfähigkeit dessen alleiniger Bekämpfung durch nati-

onale Initiativen bewusst geworden sind. Die Konferenzen stellen internationale Foren dar, in 

denen sich Staatsvertreter von sowohl Empfängerländern als auch Transit- und Entsendelän-

dern auf freiwilliger Basis treffen und über Migrationsfragen diskutieren, Ideen und Praktiken 

austauschen sowie versuchen Vertrauen zu stärken. Besonderen Charakter verleiht dieser Art 

der Kooperation, dass sie informell und unverbindlich gehalten wird. Dies trägt zu einer erhöh-

ten Partizipation bei und steigert damit die Möglichkeit eines Dialogs und Austausches zwischen 

den verschiedenen Staaten. Der Fokus auf eine bestimmte Region garantiert weiterhin die Dis-

kussion eines Themas aus den unterschiedlichen Perspektiven der in dieser Region betroffenen 

Nationen (vgl. Koser 2005: 19). Klekowski von Koppenfels bringt die Bedeutung von regionalen 

Konsultationsprozessen zum Ausdruck, indem sie feststellt, dass die Mehrheit der heutigen 

Migrationsprozesse sich mehr über Regionen als über Kontinente erstreckt (vgl. 2001: 16f). Die 

Autorin beschreibt vier aufeinander folgende Stadien der Prozesse, welche zur Zielfindung füh-

ren. Nachdem sich die Staaten einer Region bereit erklärt haben, an dem kooperativen Forum 

teilzunehmen, muss sich auf eine gemeinsame Sprache geeinigt werden. Erst dann kann auf die 

Festlegung von Prioritäten bezüglich der Themen eingegangen und als drittes Stadium gegebe-

nenfalls ein Aktionsplan aufgestellt werden. Als vorerst letzte Stufe legt Klekowski von Koppen-

fels den Entschluss einer gemeinsamen operativen Tätigkeit fest, durch die die einzelnen Prob-
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leme aktiv angegangen werden können (vgl. 2001: 28). Die verschiedenen Stufen zu erreichen 

ist regional unterschiedlich aufwändig und erfordert oftmals viel Zeit und diplomatische Sensibi-

ÌÉÔßÔȢ ,ÅÔÚÔÌÉÃÈ ÓÉÎÄ ÄÉÅ ȵ2ÅÇÉÏÎÁÌ #ÏÎÓÕÌÔÁÔÉÖÅ 0ÒÏÃÅÓÓÅÓȰ ɉ2#0ÓɊȟ ×ÉÅ ÓÉÅ ÉÍ %ÎÇÌÉÓÃÈÅÎ ÇÅÎÁÎÎÔ 

werden, auf langfristige Ziele ausgerichtet und sollen die Erfolgsaussichten von bi- und multil a-

teralen Kooperationen erhöhen sowie die Bereitschaft zum Informationsaustausch und Dialog in 

Migrationsfragen herstellen (vgl. 2001: 30). Trotz der noch recht kurzen Laufzeit der RCPs und 

trotz der Kritik an ihrem niedrigen Erfolg auf operativer Ebene, lassen sich im kooperativen Be-

reich bereits einige Erfolge verzeichnen.  

5.2. 5+5 DIALOG ON MIGRATION IN THE WESTERN MEDITERRANEAN 

$ÅÒ ȵυϹυ $ÉÁÌÏÇ ÏÎ -ÉÇÒÁÔÉÏÎ ÉÎ ÔÈÅ 7ÅÓÔÅÒÎ -ÅÄÉÔÅÒÒÁÎÅÁÎȰȟ ÂÅÉ ÄÅÍ ÓÉÃÈ ÅÉÎ -ÁÌ ÊßÈÒÌÉÃÈ 6År-

treter von jeweils fünf Staaten des südlichen Europas (Frankreich, Italien, Malta, Portugal, Spa-

nien) und den fünf Maghrebstaaten (Tunesien, Marokko, Algerien, Libyen, Mauretanien) treffen 

und Themen aus dem Bereich illegaler Migration und Menschenhandel, Migration und Entwick-

lung, Integration, Migrantenrechte und ɀpflichten, Gesundheit, Gleichberechtigung der Ge-

schlechter, Informationsaustausch, Arbeitsmigration, Transitmigration sowie Aufklärungsarbeit 

diskutieren (vgl. IOM b)). Bereits auf der ersten Konferenz in Tunis wurde eine Deklaration ver-

abschiedet, in der der Rahmen des Prozesses festgelegt wurde um diesen auf der zweiten Konfe-

renz in Rabat zu konkretisieren. Im Jahre 2004 hat man beschlossen in die operative Phase zu 

gehen und eine praktische Zusammenarbeit beim Informationsaustausch, Training und Semina-

re für Experten in der Region, Öffentlichkeitsarbeit sowie Forschungsarbeiten und Analysen 

über Migrationsströme zu beginnen (vgl. IOM a) 2005: 80f). Die ressortübergreifenden jährli-

chen Treffen werden unterschiedlich, jedoch insgesamt eher positiv bewertet. Dietrich schreibt 

kritisch, der 5+5 Dialog sei ein institutionelles Feld für die europäische Flüchtlingsabwehr, da es 

ÚÕ ÅÉÎÅÒ ÖÅÒÓÔßÒËÔÅÎ :ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÄÅÓ ȵÐÏÌÉÚÅÉÌÉÃÈÅÎ ­ÂÅÒ×ÁÃÈÕÎÇÓÄÉÓÐÏÓÉÔÉÖÓȰ ÇÅÆİÈÒÔ ÈÁÔ 

(2005: 23ff). Andererseits kann der Prozess auch als Katalysator für Bemühungen auf anderen 

Ebenen gesehen werden, wie etwa dem auf der euro-afrikanischen Migrationskonferenz in Ra-

bat 2006 vorgestellten Marshall-Plan für Afrika (vgl. Mattes 2006: 5). 

5.3. REGIONALE KONSULTATIONSPROZESSE IN DER  

ASIEN-PAZIFIK REGION 

Auch in der asiatisch-pazifischen Region sind regionale Konsultationsprozesse vorhanden. Den 

ÉÍ *ÁÈÒÅ ρωωφ ÂÅÇÏÎÎÅÎÅÎ 2#0Ó ÄÅÓ ȵ)/- 2ÅÇÉÏÎÁÌ 3ÅÍÉÎÁÒ ÏÎ )ÒÒÅÇÕÌÁÒ -Égration and Migrant 

4ÒÁÆÆÉÃËÉÎÇ ÉÎ %ÁÓÔ ÁÎÄ 3ÏÕÔÈÅÁÓÔ !ÓÉÁȰ ɉ-ÁÎÉÌÁ 0ÒÏÃÅÓÓɊ ÕÎÄ ÄÅÎ ȵ)ÎÔÅÒ-Governmental Asia-
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0ÁÃÉÆÉÃ #ÏÎÓÕÌÔÁÔÉÏÎÓ ÏÎ 2ÅÆÕÇÅÅÓȟ $ÉÓÐÌÁÃÅÄ 0ÅÒÓÏÎÓ ÁÎÄ -ÉÇÒÁÎÔÓȰ ɉ!0#Ɋ ÓÉÎÄ ÅÂÅÎÓÏÌÃÈÅ %r-

folgsansätze zuzuschreiben. Sie gehen einerseits auf Ursachen und Folgen von Wanderungsbe-

wegungen, illegale Migration und Menschenschmuggel, Datensammlung und Informationsaus-

tausch, langfristige Lösungen des Flüchtlingsproblems und Nachhaltigkeit ein (APC) und befas-

sen sich andererseits detaillierter mit illegaler Einwanderung, Menschenhandel und ɀschmuggel 

sowie mit Integration, Grenzschutz und Migrantenrechten (Manila Process) (vgl. Klekowski von 

Koppenfels 2001: 42; vgl. APC). Da sich die Mitglieder und Themen der beiden Prozesse weitge-

hend überschneiden, hat man vor einigen Jahren beschlossen, sie im APC-Forum zusammenzu-

führen.  

Neben jährlichen Ministertreffen werden in diesen Foren auch Workshops gehalten, in denen 

Ideen und Praktiken bezüglich irregulärer Migration vorgestellt und ausgetauscht werden. In 

diesem Jahr etwa wird ein Workshop speziell auf die Registrierung illegaler Einwanderung ein-

gehen (vgl. APC). Klekowski von Koppenfels weist daraufhin, dass die Region, auf die sich die 

Prozesse beziehen, äußerst diverse Staaten und politische Verfahrensweisen miteinbeziehen. 

Die Region umfasst kommunistische und demokratische Staaten, Militärregime sowie viele der 

ärmsten und reichsten Länder der Welt (vgl. 2001: 42). Dies sollte bedacht werden, kritisiert 

man ihre Schwerfälligkeit gemeinsame Ansichten und letztlich auch Lösungen zu finden. Umso 

bemerkenswerter ist die im Jahre 1999 verabschiedete Bangkok Declaration on Irregular Migra-

tion, in der alle wichtigen Punkte einer Zusammenarbeit zwischen Herkunfts-, Transit- und 

Empfängerländern bezüglich illegaler Einwanderung festgehalten wurden. Es ist davon auszu-

gehen, dass sowohl die Asia-Pacific Consultations, aber vor allem der Manila Process zu der Ver-

abschiedung beigetragen haben (vgl. Klekowski von Koppenfels 2001: 43). Gleichzeitig dient die 

Bangkok Declaration als Anhaltspunkt für weitere Bemühungen auf dem Feld der illegalen Ein-

wanderung sowie zum Erreichen der von Klekowski von Koppenfels genannten dritten Stufe 

regionaler Konsultationsprozesse, einem gemeinsamen Aktionsplan.  

Insgesamt können regionale Konsultationsprozesse als erfolgreich bewertet werden, wenn auch 

immer wieder Kritik über die geringen operationalen Ergebnisse aufkommt. Die Global Commis-

sion on International Migration (GCIM) ruft nichtsdestotrotz Regionen zur Zusammenarbeit auf, 

die noch keine RCPs entwickelt haben und legt großen Wert auf einen zukünftigen interregiona-

len Austausch (vgl. GCIM 2006: 80). Während sich die meisten regionalen Konsultationsprozesse 

noch in ihren Anfängen befinden und eine Evaluierung noch aussteht, sollte doch noch mal ihr 

umfassender und ressortübergreifender Ansatz betont werden. So eröffnen sie Wege und Chan-

cen für eine gleichberechtigte Zusammenarbeit zwischen allen von irregulärer Migration betrof-

fenen Ländern einer Region und betonen dabei langfristige Ansätze, die an der Wurzel des Prob-

lems der unerwünschten Migration ɀ und somit auch am Migrationsdruck ɀ greifen. 
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6. FAZIT: CHANCEN FÜR EINE INTERNATIONALE  

INTEGRATIVE MIGRATIONSPOLITIK 

Während die Prozesse im Pazifik in Richtung einer Zusammenarbeit mit Transit- und Entsende-

ländern eher langsam anlaufen, muss festgehalten werden, dass die EU allen Kontrollmechanis-

men zum Trotz eine integrative Migrationspolitik anstrebt. So schreibt EU-Kommissar Frattini:  

However, border control and fighting illegal migration needs to be part of a broader strategy. [...] 

×ÉÔÈ ÔÈÅ ȵÅØÔÅÒÎÁÌ ÄÉÍÅÎÓÉÏÎȰ ÉÎÅÖÉÔÁÂÌÙ ÓÏÏÎ ÂÅÉÎÇ ÁÃÃÏÍÐÁÎÉÅÄ ÂÙ ȵÄÅÖÅÌÏÐÍÅÎÔȰ ÉÓÓÕÅÓ 

(2007: 2).  

Die Unterschiedlichkeit der beiden Regionen im Umgang mit dem Thema rührt höchstwahr-

scheinlich nicht zuletzt aus der geographischen Nähe zwischen Empfänger-, Transit- und Ent-

sendeländern innerhalb der Regionen sowie aus deren Auswirkungen für die Empfängerländer. 

Doch noch immer scheint die allgemeine Prioritätensetzung beider Regionen auf die Stärkung 

externer Abwehrmechanismen konzentriert zu sein. Die Probleme und Kritiken, die bei der Stra-

tegie der Europäischen Union als auch beim Pacific Solution aufkommen, sind zahlreich und sehr 

laut. Doch dass die Nationalstaaten durch illegale Einwanderung ihre Souveränität gefährdet 

sehen, ist evident und nachvollziehbar. Sie haben den Wunsch, ihre Migrationspolitik so flexibel 

und diskret wie möglich zu gestalten. Das Problem der Souveränität macht auch bei internatio-

nalen Konventionen keinen Halt. So wurde die Genfer Flüchtlingskonvention von relevanten 

Staaten wie Libyen und Indonesien nÉÃÈÔ ÕÎÔÅÒÚÅÉÃÈÎÅÔȢ $ÉÅ ȵ-ÉÇÒÁÎÔ 7ÏÒËÅÒÓ #ÏÎÖÅÎÔÉÏÎȰ ÖÏÎ 

2003 wurde bislang ausschließlich von Entsendestaaten ratifiziert (vgl. Bielefeldt 2006: 86f). Es 

kommt die Frage auf, ob der Kampf gegen unerwünschte Migration jemals erleichtert werden 

wird. Doch obwohl Wissenschaftler bereits 1992 auf den ansteigenden Migrationsdruck hinge-

wiesen haben, ist anhand der Vielzahl an RCPs eine starke Tendenz in Richtung einer Bereit-

schaft zur integrativen internationalen Kooperation erkennbar. Der 5+5 Dialog hat bereits zu 

technischen Kleinlösungen geführt und trägt zum Ansatz einer umfassenderen Migrationspolitik 

zwischen Europa und Afrika bei. Dies kann für den Einfluss des APC-Forums auf die restriktive 

Einwanderungspolitik Australiens mit seinen Nachbarstaaten nicht behauptet werden. Wie je-

doch bereits angesprochen, brauchen regionale Konsultationsprozesse Zeit um ihre Wirkung auf 

nationalstaatliche Maßnahmen zu entfalten. Die Bangkok Declaration von 1999 hat immerhin 

auf die Tendenz zu einer internationale kooperativen Problemlösung auch in der Asien-Pazifik-

Region hingewiesen. Im Zuge der Globalisierung und der Beschreitung immer neuer Wege durch 

Schmuggler und Händler werden letztlich auch die Länder im Pazifik, aber besonders Australien 

nicht in zu weiter Ferne wohl zu einer verstärkten integrativen Migrationspolitik gezwungen 

werden. 
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In dieser Arbeit wird die Zwiespältigkeit des Wandels internationaler Kooperationen hinsicht-

lich unerwünschter Migration deutlich. Einerseits gibt es auf nationaler und bilateraler Ebene 

Kontroll - und Abwehrmechanismen, welche auf eine Tendenz zur Abschottung zwischen Her-

kunfts- und Empfängerländern hinweisen. Andererseits tragen Konsensfindungen und Beschlüs-

se in internationalen Foren bereits Früchte der kooperativen Zusammenarbeit. Es scheint, als 

würden restriktive Kontrollmechanismen die Bemühungen auf internationaler Ebene unterminie-

ren. Doch muss bedacht werden, dass die regionale und globale Zusammenarbeit bezüglich un-

erwünschter Migration ein relativ neues Phänomen ist. Dies ist nicht zuletzt auf die veränderte 

internationale politische Lage seit dem Ende des Kalten Krieges und einem seitdem neu aufge-

kommenen Sinn für regionale Zusammenarbeit zurückzuführen. Auch die voranschreitende Glo-

balisierung und die Öffnung von Grenzen lassen eine alleinige Besinnung auf nationale Interes-

sen nicht mehr zu (vgl. Klekowski von Koppenfels 2001: 17).  

Um eine angemessene Bekämpfung illegaler Migration anzugehen, muss zusätzlich zur interna-

tionalen Zusammenarbeit nicht nur eine Offenheit gegenüber internationalen Konventionen und 

Abkommen gestärkt werden, sondern ebenso die Bevölkerung über illegale Migration aufgeklärt 

werden. Wie im Zitat von Klaus Bade angesprochen, beeinflusst der Umgang der Politik mit irre-

gulärer Migration auch den Umgang der Öffentlichkeit mit der Integration von Ausländern. Aber 

die Politik der illegalen Migration ist ebenso unabdingbar mit der Politik der legalen Migration 

verflochten. Um auf das Thema der Tagung zurückzukommen, ist eine Steuerung irregulärer 

Migration unweigerlich mit der Schaffung legaler Einreisemöglichkeiten verbunden. So weist die 

)/- ÁÕÆ ÅÉÎ Ú×ÅÉÓÅÉÔÉÇÅÓ ȵÂÏÒÄÅÒ ÍÁÎÁÇÅÍÅÎÔȰ ÈÉÎȡ 

The border management system is the key control mechanism for overall migration manage-

ment. Effective border management systems will recognize facilitation and control are two 

equally important objectives that must be addressed at the same time (IOM c)). 

Bekämpft man unerwünschte Migration in ihrem Ursprung anhand internationaler Kooperatio-

ÎÅÎ ÕÎÄ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÔ ÍÁÎ ȰÂÏÒÄÅÒ ÍÁÎÁÇÅÍÅÎÔȱ ÁÌÓ ÅÉÎÅ ÄÕÁÌÅ ÓÔÁÔÔ ÅÉÎÓÅÉÔÉÇ ÒÅÓÔÒÉËÔÉÖÅ !ÎÇÅÌe-

genheit, gibt es die Chance von einer puren Verwaltung zu einer Steuerung unerwünschter Mig-

ration überzugehen. 
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DIE ANWERBUNG VON TÜ2+)3#(%. ȵ'!34!2"%I4%2.Ȱ ). $%. 

1960ER JAHREN  

CHRISTINE STROTMANN 

1. EINLEITUNG 

Die so genannte Gastarbeiteranwerbungspolitik der Bundesrepublik in den 60er Jahren ist ein 

Paradebeispiel für staatliche Steuerung von Migration ɀ aber auch für den gescheiterten Versuch 

von eben jener. Auf Grund bilateraler Abkommen mit einigen Staaten in den 1960er Jahren wur-

de es zahlreichen ausländischen Arbeitnehmern ermöglicht in der Bundesrepublik Arbeitsplätze 

zu bekommen. Auch die Bundesrepublik war aus mehreren Gründen auf diese Arbeitskräfte 

angewiesen, was im weiteren Verlauf dieser Arbeit dargestellt wird. Die Entsendestaaten profi-

tierten wiederum von sinkenden Arbeitslosenquoten uÎÄ $ÅÖÉÓÅÎȟ ÄÉÅ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÉÎ ÉÈÒ 

Heimatland einführten. Die ausländischen Arbeitnehmer planten ihren Aufenthalt zunächst, um 

mit dem Verdienst später in ihrem Herkunftsland ein finanziell abgesichertes Leben zu führen. 

Später zeigte sich aber, dass sie entgegen den ursprünglichen Absichten in die BRD immigrierten 

und auch ihre Familienangehörigen nachholten.  

Zunächst wird in dieser Arbeit die Anwerbephase geschildert. Anschließend wird diskutiert, ab 

wann und warum ein Umschwung in der Politik der BRD erfolgte. Die Folgen der ungewollten 

Einwanderung für die BRD und für die ausländischen Arbeitnehmer werden im letzten Teil der 

Arbeit beschrieben. Hauptaugenmerk liegt bei der Betrachtung des Immigrationsprozesses auf 

dem Verhalten der Bundesregierung. Steuerte sie diesen Prozess oder verwaltete sie die Ein-

wanderungsbewegungen der türkischen Familien? 

2. DIE TÜRKISCHEN ARBEITNEHMER ALS WIRTSCHAFTSFAKTOR 

Bereits in den 1950er Jahren wurden erste Verträge mit Italien geschlossen, um eine Arbeits-

kräfteversorgung bei steigender Konjunktur zu sichern. Als am 13. August 1961 die innerdeut-

sche Mauer errichtet wurde, und somit der Zuzug von Arbeitskräften aus Ostdeutschland ab-

brach, waren schon 329400 ausländische Arbeitskräfte im Land, die vor allem in der Landwir t-

schaft eingesetzt wurden, um dort das Lohnniveau niedrig zu halten.12  Anfang der Sechziger 

Jahre wurden Anwerbungsabkommen mit anderen Staaten geschlossen, um die sinkende Er-
                                                             

12 Tab. 19: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland (einschl. Berlin-West),  Wohnbevölkerung und Beschäftigte 
insgesamt und nach ausgewählten Nationalitäten Stand von 1960 vgl. Herbert 2003: 199. 
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werbstätigenrate zu kompensieren. Hinzu kam die Bereitschaft der ausländischen Arbeitnehmer 

3ÔÅÌÌÅÎ ÚÕ İÂÅÒÎÅÈÍÅÎȟ ÄÉÅ ÓÏÎÓÔ ÎÉÃÈÔ ÂÅÓÅÔÚÔ ×ÅÒÄÅÎ ËÏÎÎÔÅÎȢ ȵ3ÉÅɍÄÉÅ 'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒɎ ÁÒÂÅÉÔe-

ten meist in der Industrie auf Stellen, die wegen des relativen Überhanges an Arbeitsplätzen und 

des steigenden Anspruchsniveaus einheimischer Arbeitnehmer immer seltener mit diesen be-

ÓÅÔÚÔ ×ÅÒÄÅÎ ËÏÎÎÔÅÎȢȰ ɉ2ÅÉħÌÁÎÄÔ ςππυɊȢ 

Das Anwerbungsabkommen mit der Türkei wurde am 30. Oktober 1961 geschlossen und folgte 

somit den Abkommen mit Italien (22.12.1955), Spanien (29.3.1960) und Griechenland 

(30.3.1960). Im deutsch-türkischen Vertrag wurde zunächst ein Rotationsprinzip festgelegt, das 

die Aufenthaltsdauer auf zwei Jahre beschränkte. 1964 wurde es allerdings wieder aufgehoben.  

Die ausländischen Arbeitnehmer erfüllten eine Pufferfunktion, da sie bei steigender Konjunktur 

eingesetzt wurden und bei sinkender das Land verließen. Die türkischen Arbeitnehmer arbeite-

ten ebenso wie ihre Kollegen aus anderen Anwerbeländern größtenteils in der Industrie. Sie 

×ÕÒÄÅÎ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ ÉÎ ȵÍÅÔÁÌÓȰ ÅÉÎÇÅÓÅÔÚÔȟ ÈÉÅÒ ÌÉÅÇÔ ÄÅÒ Prozentsatz in den Jahren 1965, 1969, 

ρωχπ ÕÎÄ ρωχρ ËÏÎÓÔÁÎÔ İÂÅÒ ÖÉÅÒÚÉÇ 0ÒÏÚÅÎÔȢ 7ÅÉÔÅÒÅ ×ÉÃÈÔÉÇÅ "ÅÒÅÉÃÈÅ ÓÔÅÌÌÔÅÎ ȵÍÁÎÕÆÁÃÔu-

ÒÉÎÇȰ ÕÎÄ ȵ#ÏÎÓÔÒÕÃÔÉÏÎȰ ÄÁÒȢ13 Die anderen angeführten BerufsfelÄÅÒ ɉȵ!ÇÒÉÃÕÌÔÕÒÅȰȟ ȵ-ÉÎÉÎÇȰȟ 

ȵ4ÒÁÄÅȰȟ ȵ4ÒÁÎÓÐÏÒÔȰ ÕÎÄ ȵ3ÅÒÖÉÃÅÓȰɊ ÓÐÉÅÌÔÅÎ ËÁÕÍ ÅÉÎÅ 2ÏÌÌÅȟ ×ÁÓ ÁÕÃÈ ÁÕÆ ÄÁÓ "ÉÌÄÕÎÇÓÎÉÖÅÁÕ 

der ausländischen Arbeitnehmer zurückzuführen ist. Spätestens in der Rezession 1967 machte 

sich die PufferungÓÆÕÎËÔÉÏÎ ÂÅÍÅÒËÂÁÒȟ ÄÉÅ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÆİÒ ÄÉÅ 7ÉÒÔÓÃÈÁÆÔ ÅÒÆİÌÌÔÅÎȡ ȵ)Î 

Folge der wirtschaftlichen Rezession ging allein zwischen 1966 und 1969 die Ausländerbeschäf-

ÔÉÇÕÎÇ ÕÍ ÒÕÎÄ ÅÉÎ $ÒÉÔÔÅÌ ÁÕÆ πȟω -ÉÌÌÉÏÎÅÎ ÚÕÒİÃËȢȰ ɉ2ÅÉħÌÁÎÄÔ ςππυɊȢ $ÉÅ 7ÁÃÈÓÔÕÍÓÒÁÔÅÎ ÄÅÒ 

Wir tschaft, die 1967 -0,2% betrugen, hatten dazu geführt, dass die Arbeiter in ihre Heimatländer 

zurückkehrten, wenn sie hier nicht gleich einen neuen Arbeitsplatz bekamen (vgl. Herbert 2003: 

223). Die Rezession wurde jedoch schnell überwunden und bereits 1968 herrschten wieder po-

sitive Wachstumsraten vor, so dass neue ausländische Arbeitnehmer angeworben wurden. Diese 

Entwicklung ging stetig voran und 1973 waren bereits 2,595 Millionen ausländische Arbeits-

kräfte im Land (vgl. Herbert 2003: 224). Darunter waren allein 605.000 türkische Arbeitneh-

mer.14 

 

3. TÜRKISCHE ARBEITNEHMER ALS MIGRANTEN 

                                                             

13 Statistik: Migrant Workers In Germany By Economic Sector and Nationality, 1965 and 1969-1971 vgl. Abdan-Unat 
1976: 390. 

14 Tab. 19: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland (einschl. Berlin-West),  Wohnbevölkerung und Beschäftigte 
insgesamt und nach ausgewählten Nationalitäten vgl. Herbert 2003: 199. 
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Als dieser Höchststand an ausländischen Arbeitskräften erreicht war, und auch der Zuzug von 

ausländischer Wohnbevölkerung anstieg, reagierte die Bundesregierung. Am 23. November 

ρωχσ ÖÅÒÈßÎÇÔÅ ÓÉÅ ÄÅÎ ȵ!Î×ÅÒÂÅÓÔÏÐȰȟ ÄÅÒ ÄÅÎ :ÕÚÕÇ ÖÏÎ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅiteÒÎȰ ÁÕÓ .ÉÃÈÔ-EG-

Ländern verhindern sollte. Auch dieses Mal hoffte sie darauf, dass, wie bei der Rezession 1967, 

ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÁÕÓ ÅÉÇÅÎÅÍ !ÎÔÒÉÅÂ ÖÅÒÌÁÓÓÅÎ ×İrden.  

!ÌÓ 'ÒİÎÄÅ ÆİÒ ÄÅÎ ȵ!Î×ÅÒÂÅÓÔÏÐȰ ÇÁÂ "ÕÎÄÅÓÁÒÂÅÉÔÓÍÉÎÉÓÔÅÒ 7ÁÌÔÅÒ !ÒÅÎÄÔ in einer Presseer-

ËÌßÒÕÎÇ ÄÉÅ 3ÏÒÇÅ ÁÎȟ ȵÄÁħ ÓÉÃÈ ÁÕÓ ÄÅÒ %ÎÅÒÇÉÅÖÅÒËÎÁÐÐÕÎÇ ÇÅ×ÉÓÓÅ "ÅÓÃÈßÆÔÉÇÕÎÇÓÒÉÓÉËÅÎ År-

ÇÅÂÅÎȢȰ ɉ"ÁÄÅȾ/ÌÔÍÅÒ ςππτȡ χφɊȢ 3ÏÍÉÔ ×ÕÒÄÅ ÄÅÒ vÌÂÏÙËÏÔÔ ÁÌÓ 'ÒÕÎÄ ÆİÒ ÄÉÅ ÓÔÁÁÔÌÉÃÈÅ -Áß-

ÎÁÈÍÅ ÂÅÎÁÎÎÔȟ ×ÁÓ ÎÁÃÈ (ÅÒÂÅÒÔ ÁÂÅÒ ÎÕÒ ÅÉÎ ȵÖÅÒÓÔßÒËÅÎÄÅs Moment und zudem ein günsti-

ger Anlaß, den Zustrom ausländischer Arbeiter ohne große Widerstände von seiten der Entsen-

deländer und ohne langwierige Diskussion in der deutschen Öffentlichkeit über die sozialen Fol-

gen dieser Maßnahmen einzudämmen und die ZaÈÌ  ÄÅÒ !ÕÓÌßÎÄÅÒ ÚÕ ÓÅÎËÅÎȰ ɉ(Årbert 2003: 

229) war. Er sah den Grund für den Stopp vielmehr in der vorherigen Diskussion, ob die auslän-

dischen Arbeitnehmer für die BRD noch rentabel sein könnten, wenn sie zur Wohnbevölkerung 

würden und ihre Familien nachzögen. So wurden sie einerseits ein Kostenfaktor für die Volks-

wirtschaft, andererseits verloren sie ihre ursprüngliche Mobilität, die sie für die Wirtschaft so 

×ÅÒÔÖÏÌÌ ÇÅÍÁÃÈÔ ÈÁÔÔÅȢ $ÉÅÓÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ×ÁÒ ËÏÎÔÒßÒ ÚÕÒ ÕÒÓÐÒİÎÇÌÉÃÈ ÇÅÐÌÁÎÔÅÎ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅi-

ÔÅÒȰ-Idee mit anschließender Rückkehr ins Heimatland.  

Mit dem Anwerbestopp wurden die Ziele der Bundesregierung nicht erreicht. Es kamen weniger 

neue, flexible Arbeitskräfte ins Land, während die hier lebenden Ausländer das Land nicht mehr 

verließen, da eine Rückkehr ungewiss war. Bis 1979 sank die Zahl der erwerbstätigen Ausländer 

von 2,6 auf 1,8 Millionen, die Zahl der ausländischen Wohnbevölkerung blieb jedoch stabil (vgl. 

Finkelstein 2006: 17). Das Arbeitsrecht, das nach fünf Jahren dauerhaften Aufenthalts eine be-

sondere Arbeitserlaubnis vorsah, machte es den in Deutschland lebenden Ausländern möglich, 

sich nun dauerhaft anzusiedeln. 1974 wurden bereits über eine Million Türken der Wohnbevöl-

kerung zugerechnet. Von diesen waren rund 600.000 in der BRD beschäftigt. Während in den 

folgenden Jahren die Anzahl der Beschäftigten abnahm, stieg die Zahl der türkischen Wohnbe-

völkerung stetig weiter. Die Anzahl der Wohnbevölkerung der anderen Anwerbestaaten sank 

jedoch bis zum Jahre 1979, so dass in der öffentlichen Wahrnehmung vor allem die Türken als 

Migranten hervortraten. Als große Gruppe, die offensichtlich in Deutschland bleiben wollte, 

wurden sie zum Thema in Gesellschaft und Politik. (vgl. Finkelstein 2006: 17).  

&İÒ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁrÂÅÉÔÅÒȰȟ ÄÉÅ ÚÕÎßÃÈÓÔ ÆÁÓÔ ÁÕÓÓÃÈÌießlich am wirtschaftlichen Leben in der BRD 

teilnahmen, waren ihre Arbeitskollegen die einzigen sozialen Kontakte, die sie unterhielten. In 

den ersten Jahren nach dem Anwerbungsvertrag kamen aus der Türkei größtenteils junge Män-
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ner zwischen 20 und 40 Jahren, deren einziger Lebensbereich die Arbeit war, eine Einbindung, 

wie etwa bei Familien über Schule etc., fand nicht statt. Da sie selbst ihre Zeit in der Bundesre-

publik nur als zeitlich begrenzt wahrnahmen, wohnten sie oft in Gemeinschaftsräumen zusam-

men. So hatten sie die Möglichkeit Geld für ihre Rückkehr anzusparen. Das verdiente Geld war 

für die Existenzsicherung bzw. -besserung im Heimatland gedacht. Auch an Organisationen des 

öffentlichen Lebens hatten sie zunächst kein Interesse. So schlossen sie sich keinen Gewerk-

schaften an, da sie ihre befristeten Stellen nicht gefährden wollten.  

Von anderer Seite gestaltete sich das Bild ähnlich. Die Gewerkschaften hatten zwar auch für die 

ausländischen Arbeitnehmer Mindestlöhne durchgesetzt, dies aber vor allem, damit die Men-

ÓÃÈÅÎȟ ÄÉÅ ÁÕÆ ÅÉÎÅÍ ÎÉÅÄÒÉÇÅÎ 3ÔÁÎÄÁÒÄ ÌÅÂÔÅÎȟ ÎÉÃÈÔ ÚÕ ȵ,ÏÈÎÄÒİÃËÅÒÎȰ ×ÕÒÄÅÎ ɉÖÇÌȢ &Én-

ËÅÌÓÔÅÉÎ ςππφȡ ρτɊȢ *Å ÌßÎÇÅÒ ÊÅÄÏÃÈ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÂÌÉÅÂÅÎȟ ÄÅÓÔÏ ÍÅÈÒ 

Selbstbewusstsein bekamen sie auch in arbeitsrechtlichen Fragen. Der Streik bei Opel in Rüs-

selsheim im Jahr 1973, bei dem vorwiegend ausländische Arbeitnehmer eine Rolle spielten, 

kann hierfür als Indikator gelten. Sie fügten sich in ihr Arbeitsmilieu ein. Gleichzeitig liefen eini-

ge andere Prozesse ab, die Indikatoren für Einwanderungstendenzen sind. So passten sich spä-

testens seit dem Anwerbestop die ausländischen Arbeitnehmer mit ihren Familien in Alters- und 

Geschlechtsverteilung den Bundesbürgern an. Sie zogen von den Gemeinschaftsräumen in eige-

ne Wohnungen und reduzierten ihr Sparverhalten, da sie nun in Deutschland ihren ɀ zumindest 

vorläufigen - Lebensmittelpunkt hatten. Dieser Familienzusammenzug ging häufig, vor allem in 

den Großstädten, in denen ausländische Arbeitnehmer vornehmlich siedelten, mit einer Form 

von Ghettoisierung einher.  

)Í *ÕÎÉ ρωχσ ×ÕÒÄÅÎ ÉÍ ÖÏÎ ÄÅÒ "ÕÎÄÅÓÒÅÇÉÅÒÕÎÇ ÖÏÒÇÅÌÅÇÔÅÎ ȵ!ËÔÉÏÎÓÐÒÏÇÒÁÍÍ ÚÕÒ !ÕÓÌßn-

ÄÅÒÂÅÓÃÈßÆÔÉÇÕÎÇȰ :ÕÚÕÇÓÓÐÅÒÒÅÎ ÆİÒ !ÕÓÌßÎÄÅÒ ÅÉÎÇÅÆİÈÒÔȢ $ÉÅÓÅ 6ÅÒÍÅÒËÅ ×ÁÒÅÎ ÁÂ ÅÉÎÅÍ 

Ausländeranteil von 12% gültig, konnten aber auch schon vorher gesetzt werden (vgl. Bade 

1983: 99). Außerdem brachte die zunehmende Einwanderung ein erhebliches Bildungsproblem 

mit sich: Die Kinder der Einwanderer besuchten zwar meist die deutschen Schulen, hatten aber 

mangelnde Sprachkenntnisse und schafften so nur selten einen qualifizierten Schulabschluss. 

Doch diese Dinge spielten zunächst im öffentlichen Bewusstsein eine geringe Rolle.  

)Î ÄÅÎ ψπÅÒ *ÁÈÒÅÎ ÂÅÇÁÎÎ ÅÉÎÅ ÓÅÈÒ ËÏÎÔÒÏÖÅÒÓ ÇÅÆİÈÒÔÅ $ÅÂÁÔÔÅ İÂÅÒ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒÆÒaÇÅȰȢ 

Nachdem die Arbeitslosenzahlen die 2 Millionen-Marke überschritten hatten, begannen in der 

Bevölkerung Stimmen laut zu werden, die eine Ausweisung aller Ausländer forderten. So kam es 

ÚÕ ÅÉÎÅÒ ȵÓÁÃÈÌÉÃÈ ÖÅÒÆÅÈÌÔÅɍÎɎ 6ÅÒÑÕÉÃËÕÎÇ ÄÅÒ ȴ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒÆÒÁÇÅȭ ÍÉÔ ÄÅÍ ÇÒÕÎÄÖÅÒÓÃÈÉÅÄe-

nen, abÅÒ ÇÌÅÉÃÈÅÒÍÁħÅÎ ÕÎÂÅ×ßÌÔÉÇÔÅÎȴ ȴ!ÓÙÌÁÎÔÅÎÐÒÏÂÌÅÍȭȢȰ ɉ"ÁÄÅ ρωψσȡ ρρπ-111). Daraus 

ergaben sich gesellschaftspolitische Probleme. Besonders klar wurde dies in der Ausländerde-
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batte des Deutschen Bundestages am 4. Februar 1982, in der heftig über die Integration der Zu-

wanderer gestritten wurde. Spätestens zu diesem Zeitpunkt rückten besonders die türkischen 

Migranten ins Bild, als sich zum Beispiel der Abgeordnete der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Dregger zur Integration dieser Bevölkerungsgruppe folgendermaßen äÕħÅÒÔÅȡ ȵ4İrken sind aber 

ɀ von Ausnahmen abgesehen ɀ nicht nur nicht zu assimilieren, sie sind auch nur schwer zu in-

ÔÅÇÒÉÅÒÅÎȰȢ ɉ"ÕÎÄÅÓÍÉÎÉÓÔÅÒ ÄÅÓ )ÎÎÅÒÎ ρωψςȡ σρɊȢ   

Die Türken stellten 1980 mit knapp 1,462 Millionen Menschen von insgesamt 4,450 Millionen 

die größte ausländische Gruppe in Deutschland. (Bundesminister des Innern 1982: 31). Auf 

Grund ihres erhöhten Familienzuzugs, starker Geburtenraten und Eheschließungen mit bisher in 

der Türkei lebenden Partnern wuchs diese Gruppe. So äußerte der SPD-Bundestagsabgeordnete 

3ÃÈÒĘÅÒȡ ȵ$ÁÓ !ÕÓÌßÎÄÅÒÐÒÏÂÌÅÍ ÉÎ ÄÅÒ "ÕÎÄÅÓÒÅÐÕÂÌÉË ÉÓÔ ÅÉÎ 4İÒËÅÎÐÒÏÂÌÅÍȰȢ ɉ(ÅÒÂÅÒÔ ςππσȡ 

106). Dabei scheint es nicht nur an der großen Anzahl der türkischen Bevölkerung gelegen zu 

haben, dass sie in den Vordergrund gerückt wurde. So berechnet Manuel J. Delgado schon für die 

Jahre 1966 bis 1969, dass in der Nordrhein-Westfälischen Tagespresse die Türken in Relation zu 

ihrer Anzahl viel häufiger erwähnt werden als alle anderen Gastarbeiternationalitäten (vgl. Del-

gado 1972: 30).  

Die grundsätzliche Diskussion in den 80ern ging jedoch über Zeitungsberichte weit hinaus. Es 

ÇÒİÎÄÅÔÅÎ ÓÉÃÈ ÄÉÅ ȵ!ÎÔÉ-Ausländer-"Å×ÅÇÕÎÇÅÎȰ ɉ"ÁÄÅ ρωψσȡ ρρσɊȟ ÄÉÅ ÅÓ ÓÉÃÈ ÚÕÍ :ÉÅÌ ÓÅÔÚÔÅÎ 

sämtliche Ausländer aus Deutschland zu entfernen. Diese Bündnisse kamen zumeist aus dem 

Einzugsbereich der Rechtsradikalen und ihre Anhänger wiesen ein niedriges Bildungsniveau auf. 

&İÒ !ÕÆÒÅÇÕÎÇ ÓÏÒÇÔÅ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ ÄÁÓ ȵ(ÅÉÄÅÌÂÅÒÇÅÒ -ÁÎÉÆÅÓÔȰȢ $ÁÓ ÉÍ *ÕÎÉ ρωψρ ÖÅÒĘÆÆÅÎÔÌÉÃÈÔÅ 

0ÒÏÇÒÁÍÍ ×ÁÒÎÔÅ ÖÏÒ ȵÅÔÈÎÉÓÃÈÅÎ +ÁÔÁÓÔÒÏÐÈÅÎ ÍÕÌÔikultureÌÌÅÒ 'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÅÎȰ15 und wurde 

von mehreren CDU-Politikern und Hochschullehrern unterzeichnet. Als Antwort blieben Ver-

gleiche mit der Judenverfolgung im Dritten Reich nicht aus, besonders die Türken schienen vom 

Fremdenhass betroffen zu sein. Gegen solcherlei Strömungen appellierte Bundeskanzler Helmut 

Schmidt an die BeÖĘÌËÅÒÕÎÇȟ ÍÁÎ ÓÏÌÌÅ ÄÅÎ ȵ&ÅÈÌÅÒȟ ÓÏ ÖÉÅÌÅ !ÕÓÌßÎÄÅÒ ÉÎÓ ,ÁÎÄ ÚÕ ÈÏÌÅÎȟ ÎÉÃÈÔ 

die AuslänÄÅÒ ÅÎÔÇÅÌÔÅÎ ÌÁÓÓÅÎȰȢ ɉ"ÁÄÅ ρωψσȡ ρρχɊȢ .ÅÂÅÎ ÄÅÎ ĘÆÆÅÎÔÌÉÃÈÅÎ 'ÒÕÐÐÅÎ ÎÁÈÍ ÁÂÅÒ 

auch der durchschnitÔÌÉÃÈÅ "ÕÎÄÅÓÂİÒÇÅÒ ÄÉÅ !ÕÓÌßÎÄÅÒ ÉÎÚ×ÉÓÃÈÅÎ ÁÎÄÅÒÓ ×ÁÈÒȢ ȵ)Í .ÏÖÅÍÂÅÒ 

1978 sprachen sich 39% der befragten Deutschen bei der Alternative, die Gastarbeiter sollten 

wieder in ihr Land zurückkehren oder die Möglichkeit erhalten, für immer hier zu bleiben, für 

die Rückkehr aus. Bis März 1982 stieg diese Zahl auf 68%, im Juni 1982 auf 77% im März 1983 

ÁÕÆ ψπϷȰȢ (Herbert 2003: 241). 

                                                             

15 ȵ(ÅÉÄÅÌÂÅÒÇÅÒ -ÁÎÉÆÅÓÔȰ ÚÉÔÉÅÒÔ ÎÁÃÈ (ÅÒÂÅÒÔ ςππσȡ ςσωȢ 
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Die Regierung Kohl, deren erste Amtszeit 1982 begann, machte die Ausländerpolitik zu einem 

ihrer vier Hauptthemen. Zuvor war damit Wahlkampf betrieben worden. Gleich zu Anfang be-

ÔÏÎÔÅ ÄÉÅ 2ÅÇÉÅÒÕÎÇ ȵ$ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÉÓÔ ËÅÉÎ %ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇÓÌÁÎÄȰȢ $ÅÎÎÏÃÈ ÇÁÂ ÅÓ ÄÒÅÉ :ÉÅÌÅ ÆİÒ ÄÉÅ 

Ausländerpolitik, nämlich die Integration der bereits in Deutschland lebenden Ausländer, die 

Förderung der Rückkehrbereitschaft und die Verhinderung weiteren Zuzugs. Diese Grundlinien 

waren schwerlich miteinander vereinbar. Solange die Regierung die Migranten, die bereits da 

waren, nicht als solche anerkannte, weil sie die BRD nicht als Einwanderungsland anerkannte, 

wirkten viele Maßnahmen kontraproduktiv. Einerseits betonte man, man sei für eine echte In-

tegration der hier lebenden Ausländer. Andererseits förderte man die Rückkehr in ihre Heimat-

länder. Die Maßnahmen, die die Bundesregierung hierfür entwickelte, griffen jedoch kaum. Im 

Juni 1983 hatte sie die Rückkehrförderung und die Rückkehrhilfe ins Leben gerufen. Die Rück-

ËÅÈÒÈÉÌÆÅ ÖÏÎ ρπυππ -ÁÒË ÆİÒ ÁÒÂÅÉÔÓÌÏÓÅ ÏÄÅÒ  ËÕÒÚÁÒÂÅÉÔÅÎÄÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÕÎÄ ÊÅ×ÅÉÌÓ ρυππ 

Mark für deren Ehegatten und unterhaltspflichtige Kinder trat am 1. Dezember 1983 in Kraft. 

Das wenig erfolgreiche Gesetz wurde von zahlreichen Seiten kritisiert. Die Bundesregierung 

selbst schätzte, dass die Förderungen 300 000 Ausländer zur Ausreise bewegt hatten, und rech-

nete es sich als Erfolg an (vgl. Herbert 2003: 255).  Die Ausländerzahlen wurden durch diese 

Politik aber langfristig nicht gesenkt. Offensichtlich war die Annahme der Regierung falsch, viele 

ausländische Arbeitnehmer würden bei einem zusätzlichen Anreiz sofort das Land verlassen. 

Weiterhin wurde der Ausländeranteil in der BRD vor allem durch die Konjunktur bestimmt.  

Für die Bevölkerung, sowohl für die deutsche, als auch für die ausländische, bedeutete der poli-

tische Machtkampf erhebliche Irritation. Hatte man schon vorher den mangelnden Integrati-

onswillen der Ausländer, besonders der Türken, bemängelt, so wurde dies nun zu einer sich 

selbst erfüllenden Prophezeiung: Auch die türkische Bevölkerung, die zuvor bereit gewesen war 

sich in die deutsche Gesellschaft zu  integrieren, musste nun erkennen, dass es politischer Wille 

war, dass sie in ihre Heimat zurückkehren sollten. Folglich konnte eine Integrationsbereitschaft 

ihrerseits gar nicht gefragt sein. So verstärkte sich ein bereits bestehendes Problem, denn die 

ȵ+ÏÌÏÎÉÅÎÂÉÌÄÕÎÇȰ ÄÅÒ :Õ×ÁÎÄÅrer hatte schon vorher zu einer eigenen Lebenswelt geführt, die 

ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÂÉÓ ÈÅÕÔÅ ÁÌÓ ȵ0ÁÒÁÌÌÅÌÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔ ×ÉÒÄȢ $ÁÂÅÉ ×ÁÒ ÄÉÅÓÅ ȵ0ÁÒÁÌÌÅÌÇe-

ÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÄÕÒÃÈÁÕÓ ËÅÉÎ !ÂÂÉÌÄ ÄÅÓ ÅÉÇÅÎÅÎ (ÅÒËÕÎÆÔÓÌÁÎÄÅÓȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÅÉÎÅ :×ÉÓÃÈÅÎÓÔÕÆÅ ÄÅÒ 

Migration, in der die Herkunftsgesellschaft und die Bundesrepublik vermengt wurden.16 

4. FAZIT 

                                                             

16 So beschreibt es Bade, der außerdem betont, dass die Kolonie in sich zersplittert sei (vgl. Bade 1983: 89-91). 
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Die zunächst staatlich geförderte Zuwanderung von Arbeitsmigranten konnte bald nicht mehr 

von der BRD gesteuert werden, die Zuwanderung hatte sich verselbstständigt. Zwar waren die 

ausländischen Arbeitskräfte zunächst tatsächlich ein Konjunkturpuffer, doch bald zeigte sich, 

ÄÁÓÓ ÄÉÅ ÓÔÁÁÔÌÉÃÈÅ 3ÔÅÕÅÒÕÎÇ ÎÉÃÈÔ ÌİÃËÅÎÌÏÓ ÆÕÎËÔÉÏÎÉÅÒÔÅȟ ÕÎÄ ÄÁÓÓ ÄÉÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÚÕ 

Migranten wurden, die von der Bundesregierung nicht weÉÔÅÒÈÉÎ ȵÁÌÓ ÍÏÂÉÌÅ 2ÅÓÅÒÖÅÁÒÍÅÅ ÄÅÓ 

×ÅÓÔÄÅÕÔÓÃÈÅÎ !ÒÂÅÉÔÓÍÁÒËÔÅÓȰ ɉ(ÅÒÂÅÒÔ ςππσȡ ςρρɊ ÖÅÒ×Åndet werden konnten.  

Der Anwerbestopp, der eigentlich den Ausländeranteil der in der BRD reduzieren sollte, wirkte 

kontraproduktiv, da besonders die türkischstämmigen Arbeitnehmer und ihre Familien das 

Land nicht verließen. Als Staatsbürger eines nicht EG-Staates mussten sie damit rechnen nicht 

zurückkehren zu dürfen. Also siedelten sie sich dauerhaft in Deutschland an und der Staat hatte 

keine Möglichkeit diesen Einwanderungsprozess zu steuern. Zumal der Staat die Bewegungen 

nicht als Einwanderung erkannte, blieb eine wirkungsvolle Integrationspolitik aus. Diese Ent-

wicklungen führten zu einer gesellschaftlichen Spaltung, die schwer wieder aufzulösen war, da 

beide Fronten verhärtet waren. Die Deutschen sahen in den ausländischen Arbeitnehmern eine 

Gefährdung ihrer Gesellschaft und diese fühlten sich ihrerseits unwillkommen. Dies traf beson-

ders auf die zweite Generation zu, die bereits in Deutschland geboren wurde und Deutschland 

als Heimat ansah. Dennoch fühlten sie sich in der BRD benachteiligt. Deshalb hält der Integrati-

ÏÎÓÐÒÏÚÅÓÓ ÄÅÒ ÅÈÅÍÁÌÉÇÅÎ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÕÎÄ ÉÈÒÅÒ &ÁÍÉÌÉÅÎ ÂÉÓ ÈÅÕÔÅ ÁÎȢ !ÌÌÅÒÄÉÎÇÓ ÇÉÂÔ ÅÓ ÓÅÉÔ 

2005 mit dem neuen Zuwanderungsgesetz ein Instrument, das alle Bereiche von Zuwanderungs- 

und Integrationspolitik abdeckt (vgl. Finkelstein 2006: 34).  Dies ist ein großer Fortschritt, wenn 

man die Einwanderungspolitik der letzten 50 Jahre betrachtet, die entweder auf ökonomische 

oder auf humanitäre Belange Rücksicht nahm, nie aber auf beide.   
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WEGE ZUR INTEGRATION VON MIGRANTEN: DEUTSCHLAND UND 

DIE NIEDERLANDE IM VERGLEICH 

MATTHIAS KORTMANN 

 

Die deutsche und niederländische Integrationspolitik galten bis in die jüngste Vergangenheit als 

außerordentlich gegensätzliche Beispiele für den möglichen Umgang einer Aufnahmegesell-

schaft mit ihren Einwanderern. Doch lässt sich diese Einschätzung in Anbetracht von Konver-

genztendenzen, die vor allem in den letzten Jahren zu beobachten waren, weiterhin aufrechter-

halten? 

Die entgegengesetzten Wege, die beide Länder in den vergangenen Jahrzehnten bei der Integra-

tion von Migranten gegangen sind, erschienen besonders bemerkenswert angesichts der Tatsa-

che, dass sich die Einwanderungsgeschichte der Bundesrepublik und des Königreichs nach dem 

Zweiten Weltkrieg recht ähnlich liest. So leiteten beide Länder aufgrund von Arbeitskräfteman-

ÇÅÌ ÄÉÅ !Î×ÅÒÂÕÎÇ ÖÏÎ ÔÅÍÐÏÒßÒÅÎ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒÎȰ ÅÉÎȡ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÓÃÈÌÏÓÓ ÄÅÎ ÅÒÓÔÅÎ !Î×År-

bevertrag bereits 1955 mit Italien, dem in den kommenden Jahren Verträge mit Griechenland 

(1960), der Türkei (1961), Portugal (1964), Tunesien und Marokko (1965) sowie Jugoslawien 

(1968) folgten (van Suntum/Schlotböller 2001: 166). Die Niederlande, die nach 1945 bereits 

Migranten aus ihren ehemaligen Kolonien17 aufgenommen hatten, von denen die meisten jedoch 

die niederländische Staatsbürgerschaft besaßen, folgten dem deutschen Beispiel der Arbeits-

kräfteanwerbung im Jahr 1960 mit einem Vertrag mit Italien und weiteten in den folgenden Jah-

ren ihre Anwerbepolitik auf Spanien (1961), Portugal (1963), die Türkei (1964) und Marokko 

(1969) aus (van Suntum/Schlotböller: 2001: 118). In beiden Staaten endete die Anwerbepolitik 

im Zuge der Ölkrise von 1973 relativ abrupt, in Deutschland mit einem förmlichen Anwerbe-

stopp, in den Niederlanden nicht offiziell, aber faktisch. Da sich sowohl Deutschland als auch die 

Niederlande als Nicht-Einwanderungsländer begriffen, erwarteten sie die Rückkehr der ur-

sprünglich nur vorübergehend angeworbenen Arbeitskräfte in ihre Heimatländer, die sie mit 

Rückkehrprogrammen zu unterstützen versuchten. In beiden Ländern erfüllten zahlreiche ehe-

ÍÁÌÉÇÅ ȵ'ÁÓÔÁÒÂÅÉÔÅÒȰ ÄÉÅÓÅ %Ò×ÁÒÔÕÎÇ ÊÅÄÏÃÈ ÎÉÃÈÔȟ ÓÏÎÄÅÒÎ ÎÕÔÚÔÅÎ ÉÈÒ ÉÎÚ×ÉÓÃÈÅÎ ÅÒ×ÏÒÂÅÎÅÓ 

Bleiberecht und ließen darüber hinaus auch ihre Familien in das Aufnahmeland nachziehen. 

                                                             

17 Das ehemalige Niederländisch-Ostindien, heute Indonesien, wurde zischen 1945 und 1962 dekolonisiert. 
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Trotz dieser vergleichbaren Herausforderungen, mit denen sich Deutschland und die Niederlan-

de also nach dem Ende der Anwerbung von ausländischen Arbeitskräften konfrontiert sahen, 

zeigten Politik und Gesellschaft in beiden Ländern unterschiedliche (integrationspolitische) Re-

aktionen. In den Niederlanden wurden bereits Anfang der 1980er Jahre die Fakten einer Ein-

wanderungssituation akzeptiert und im Rahmen eines politischen und gesellschaftlichen Kon-

ÓÅÎÓÅÓ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎÓÍÁħÎÁÈÍÅÎ ÅÒÇÒÉÆÆÅÎȢ $ÅÒ ȵÐÌÕÒÁÌÉÓÔÉÓÃÈÅÎ ÎÉÅÄÅÒÌßÎÄÉschen Tradition ent-

ÓÐÒÅÃÈÅÎÄȰ ɉÖÁÎ 3ÕÎÔÕÍȾ3ÃÈÌÏÔÂĘÌÌÅÒ ςππςȡ ρσπɊ ÚÉÅÌÔÅÎ ÄÉÅÓÅ -ÁħÎÁÈÍÅÎ ÖÏÒ ÁÌÌÅÍ ÁÕÆ ÄÉÅ 

Wahrung der kulturellen Identität der eingewanderten, so genannten Allochthonen18. Die folge-

ÒÉÃÈÔÉÇ ÏÆÆÉÚÉÅÌÌ ÎÉÃÈÔ ÕÎÔÅÒ ÄÅÍ .ÁÍÅÎ ȵ)ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎÓÐÏÌÉÔÉËȰ ÓÏÎÄÅÒÎ ȵ-ÉÎÄÅÒÈÅÉÔÅÎÐÏÌÉÔÉËȰ ÆÉr-

mierenden Handlungen sahen eine rechtliche Gleichstellung durch die Einführung des kommu-

nalen Wahlrechts für Ausländer, die Bekämpfung von (rechtlicher) Diskriminierung, die Aus-

sicht auf eine rasche Einbürgerung und die Verbesserung der Lage am Wohnungs- und Arbeits-

markt sowie im Bildungsbereich vor. Nach dem Vorbild der Versäulung, die die niederländische 

Gesellschaft lange Zeit prägte, wurden speziell allochthone Institutionen unterstützt (Swiaczny 

2005: 108) und der muttersprachliche Unterricht in eigenen muslimischen oder hinduistischen 

Schulen gefördert (van Suntum/Schlotböller 2002: 135). Als Schlüssel zur Integration der Ein-

wanderer wurden außerdem Migrantenselbstorganisationen begriffen, die regelmäßig vom 

Staat als Ansprechpartner ihrer kulturellen Gruppe konsultiert und mit öffentlichen finanziellen 

Mitteln ausgestattet wurden (Landeszentrum Zuwanderung NRW 2004: 30). 

Umgekehrt die integrationspolitische Situation in Deutschland: Da bis Ende der 1990er Jahre 

das $ÏÇÍÁ ÖÏÍ ȵ.ÉÃÈÔ-%ÉÎ×ÁÎÄÅÒÕÎÇÓÌÁÎÄ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄȰ 'ÒÕÎÄÌÁÇÅ ÄÅÒ ÏÆÆÉÚÉÅÌÌÅÎ %ÉÎ×ÁÎÄe-

rungspolitik blieb, wurde eine umfassende Integrationspolitik nicht eingeleitet und stattdessen 

noch bis weit in die 1980er Jahre hinein die Rückführung von Ausländern forciert. Erst mit dem 

am 1. Januar 1991 in Kraft tretenden Ausländergesetz wurde die rechtliche Stellung von Auslän-

dern gesichert und der Anspruch auf Familiennachzug gesetzlich verankert, der bisher dem Er-

messensspielraum der Behörden unterworfen war. Im Jahr 2000 wurde schließlich mit dem 

ÎÅÕÅÎ 3ÔÁÁÔÓÂİÒÇÅÒÓÃÈÁÆÔÓÇÅÓÅÔÚ ÄÉÅ ÚÕÖÏÒ ÒÅÉÎ ȵÅÔÈÎÉÓÃÈÅ %ÉÎÂİÒÇÅÒÕÎÇÓÐÏÌÉÔÉËȰ ÁÕÆÇÅÂÅÎ ÕÎÄ 

eine erleichterte Einbürgerung für in Deutschland geborene Kinder ermöglicht (Santel 2006: 14-

15).   

Eine Kursänderung hatte sich in den Niederlanden unterdessen während der 1990er Jahre voll-

ÚÏÇÅÎȡ !ÕÆÇÒÕÎÄ ÅÒÈĘÈÔÅÒ !ÒÂÅÉÔÓÌÏÓÉÇËÅÉÔ ÄÅÒ !ÌÌÏÃÈÔÈÏÎÅÎ ÕÎÄ ÄÅÒÅÎ  ȵ3ÅÌÂÓÔÉÓÏÌÁÔÉÏÎȰ ×ÕÒÄÅ 

                                                             

18 als Allochthonen werden  in den Niederlanden alle Einwohner ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔȟ ȵÄÉÅ ÉÍ !ÕÓÌÁÎÄ ÇÅÂÏÒÅÎ ÓÉÎÄ ÕÎÄ ÍÉn-
destens ein im Ausland geborenes Elternteil haben (erste Generation), [oder] die in den Niederlanden geboren sind 
und mindestens ein im Ausland geborenes Elternteil haben (zweite Generation). Alle übrigen werden als Autochthone 
ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔȢȰ ɉ6ÏÇÅÌ ςππσȡ τυɊ   
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das multikulturelle Modell einer Minderheitenpolitik als gescheitert angesehen und begleitet 

von heftigen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen der Übergang zu einer ɀ nicht mehr 

Gruppen sondern Individuen fördernden ɀ Integrationspolitik eingeleitet. Als erstes europäi-

sches Land führten die Niederlande 1998 ein so genanntes Integrationsprogramm ein, das Neu-

ÚÕ×ÁÎÄÅÒÅÒ ÖÅÒÐÆÌÉÃÈÔÅÔȟ ÅÉÎÅÎ 3ÐÒÁÃÈËÕÒÓ ÓÏ×ÉÅ ÅÉÎÅÎ +ÕÒÓ ÚÕÒ ȵÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÌÉÃÈÅÎ /ÒÉÅÎÔÉe-

ÒÕÎÇ ÕÎÄ "ÅÒÕÆÓÏÒÉÅÎÔÉÅÒÕÎÇȰ ÚÕ ÂÅÌÅÇÅÎȢ ɉ,ÕÔÚȾ,ÅÉÐÒÅÃÈÔ ςππσȡ ρπρ-103). Die im Jahr 2005 im 

Rahmen des Zuwanderungsgesetzes in Deutschland im weitgehenden Konsens eingeführten 

Regelungen zur Integration orientieren sich sehr eng an dem niederländischen Vorbild, indem 

%ÉÎ×ÁÎÄÅÒÅÒ ÅÂÅÎÆÁÌÌÓ ÖÅÒÐÆÌÉÃÈÔÅÔ ×ÅÒÄÅÎȟ ÅÉÎÅÎ 3ÐÒÁÃÈËÕÒÓ ÓÏ×ÉÅ ÅÉÎÅÎ ȵ'ÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔÓËÕÎÄe-

ËÕÒÓȰ ÚÕ ÂÅÌÅÇÅÎ ɉ-ÉÃÈÁÌÏ×ÓËÉ ςππφȡ στɊȢ !ÕÃÈ ÄÅÒ 6ÅÒÓÕÃÈ einer stärkeren Einbindung von 

Migrantenselbstorganisationen in den Willensbildungs- und Entscheidungsprozess zur Lösung 

integrationspolitischer Fragen bspw. auf der Islamkonferenz (seit 2006) oder dem Integrations-

gipfel (2006-2007) ähnelt der traditionellen Vorgehensweise in den Niederlanden. Die seit eini-

gen Jahren restriktivere Ausrichtung der niederländischen Integrationspolitik hat jedoch auch 

vor dem Umgang mit den dortigen Migrantenselbstorganisationen nicht Halt gemacht: Diese 

müssen nun ihre integrative Wirkung unter Beweis stellen, sofern sie weiterhin in den Genuss 

öffentlicher Mittel kommen möchten. 

Angesichts dieser jüngsten Entwicklungen einer integrationspolitischen Annäherung in beiden 

Ländern kann also nicht mehr von völlig gegensätzlichen nationalen Integrationskonzepten ge-

sprochen werden. Insgesamt scheint der Trend sowohl in Deutschland als auch in den Nieder-

landen ɀ ähnlich wie in anderen europäischen Ländern ɀ eher in Richtung pragmatischerer An-

sätze zur Lösung konkreter Probleme in der Integration von Einwanderern zu gehen. (Micha-

lowski 2006: 26-30). 

Die Beiträge in diesem Teil des Tagungsbandes beleuchten vorrangig die aktuellen integrations-

politischen Entwicklungen in Deutschland. Hendrik Detmers zeigt am Beispiel des Integrations-

konzeptes der Stadt Oberhausen auf, dass die Integration von Einwanderern vor allem auf 

kommunaler Ebene einen immer höheren Stellenwert gewinnt. Sandra Fuhrken setzt sich mit 

ÄÅÍ ÕÍÓÔÒÉÔÔÅÎÅÎ "ÅÇÒÉÆÆ ÄÅÒ ȵ0ÁÒÁÌÌÅÌÇÅÓÅÌÌÓÃÈÁÆÔȰ ÁÌÓ 3ÙÎÏÎÙÍ ÅÉÎÅÒ ÇÅÓÃÈÅiterten Integration 

auseinander und untersucht, ob und inwiefern parallelgesellschaftliche Strukturen in Nord-

rhein-Westfalen nachweisbar sind. Ali Fathollah-Nejad bezieht schließlich Position für mehr 

ȵ-ÕÔ ÚÕÒ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎȰ ÕÎÄ ÕÎÔÅÒÓÔÒÅÉÃÈÔ ÉÎ ÓÅÉÎÅÍ "ÅÉÔÒÁÇ ÄÉÅ ȵNotwendigkeit einer partizipati-

ÖÅÎ $ÅÍÏËÒÁÔÉÅȰȢ  
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FLUCHT UND VERTREIBUNG:  

5ƛŜ LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴ ŘŜǊ ±ŜǊǘǊƛŜōŜƴŜƴ ŀǳǎ ŘŜƴ ŜƘŜƳŀƭƛƎŜƴ αhǎǘƎŜōƛŜǘŜƴά ŀƭǎ IŜr-

ausforderung für die Politik der Nachkriegsjahre. 

DANIEL HUHN 

1. EINLEITUNG ɀ FLUCHT IN EIN ZERSTÖRTES LAND 

Der Zweite Weltkrieg brachte den Menschen des 20. Jahrhunderts Unmengen an Leid. Dass dem 

Krieg eine der größten Vertreibungen der Geschichte folgte, kam Jahrzehnte lang über den Kreis 

der Vertriebenen hinaus kaum zur Sprache. 

(ÉÎÔÅÒ ÄÅÒ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎ ÄÅÒ ȴ(ÅÉÍÁÔÖÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎȬ19 verbirgt sich ein bemerkenswertes Beispiel 

für die Integrationspolitik im 20. Jahrhundert und darüber hinaus für einen Großteil der deut-

schen Bevölkerung auch ein Stück Familiengeschichte. Mehr als zwölf Millionen Menschen muss-

ten ihre Heimat verlassen (vgl. Bade 2004: 529).20 Sie strömten in ein Land, das noch keines war 

ɀ politisch, kulturell und ökonomisch am Nullpunkt. Ein Land, das selbst mit der eigenen Zerstö-

rung und der beginnenden politischen Spaltung zu kämpfen hatte. Für den Umgang mit einem 

Menschenstrom, der circa einem Fünftel der ansässigen Bevölkerung entsprach,21 gab es keinen 

Ausweg, als sich auf diese unfreiwillige, aber notwendige Aufgabe einzulassen (vgl. Beer 2006: 

112). 

Im Vorwort des Abschlussberichts zur Eingliederungspolitik der Vertriebenen des Bundesminis-

ÔÅÒÉÕÍ ÄÅÓ )ÎÎÅÒÎ ÉÍ *ÁÈÒÅ ρωψς ÈÅÉħÔ ÅÓ ×ÉÅ ÆÏÌÇÔȡ ȵ:Õ ÄÅÎ ÈÅÒÁÕÓÒÁÇÅÎÄÓÔÅÎ ,ÅÉÓÔÕÎÇÅÎ ÉÎ ÄÅÒ 

deutschen Nachkriegsgeschichte gehört die Eingliederung der mehr als 12 Millionen deutschen 

Vertriebenen und Flüchtlingen. Sie leben längst als Bürger der Bundesrepublik Deutschland 

ÎÉÃÈÔ ÁÎÄÅÒÓ ÁÌÓ ÄÉÅ $ÅÕÔÓÃÈÅÎ ÄÉÅ ÈÉÅÒ ÓÃÈÏÎ ÉÍÍÅÒ ÁÎÓßÓÓÉÇ ÓÉÎÄȢȰ ɉ"-) ρωψςȡ σɊ -ÅÈÒ ÁÌÓ 30 

Jahre Integrationspolitik sind zu diesem Zeitpunkt vergangen und kaum einer hätte in den ers-

ten Nachkriegsstunden auf ein solches Urteil hoffen können. 

                                                             

19 )Î ÄÅÎ 7ÅÓÔÚÏÎÅÎ ×ÕÒÄÅÎ ÄÉÅ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅ ÕÎÄ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎ ÉÎ ÄÅÒ ÕÎÍÉÔÔÅÌÂÁÒÅÎ .ÁÃÈËÒÉÅÇÓÚÅÉÔ ÁÌÓ ȴ(ÅÉÍÁÔÖÅr-
ÔÒÉÅÂÅÎÅȬ ÂÅÚÅÉÃÈÎÅÔȢ 

20 Zu den Zahlen der Geflohenen und Vertriebenen und zu deren Verteilung gibt es so viele verschiedene Angaben, wie 
es Publikationen zu diesem Thema gibt. 

21 Bei einer Volkszählung aus dem Jahre 1961 lag der Vertriebenanteil bei 21,5% der Gesamtbevölkerung (vgl. Beer 
2006: 111). 
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Das Zitat deutet auf zweierlei Dinge hin, die hier genauer betrachtet werden sollen. Zum Einen 

wurden die Vertreibung und noch vielmehr die Integration der Vertriebenen zu einem wesentli-

chen Thema der Innenpolitik der frühen BRD. Zum Anderen ist diese Politik der Integration der 

Vertriebenen erfolgreich gewesen. Das Bundesministerium des Innern bezeichnet sie als eine 

ÄÅÒ ȵÈÅÒÁÕÓÒÁÇÅÎÄÓÔÅÎ ,ÅÉÓÔÕÎÇÅÎ ÄÅÒ ÄÅÕÔÓÃÈÅÎ .ÁÃÈËÒÉÅÇÓÇÅÓÃÈÉÃÈÔÅȰ ɉ"-) ρωψςȡ σɊȢ $ÉÅ ÆÏl-

genden Ausführungen sollen erläutern, welche Maßnahmen zur Integration der Vertriebenen in 

den Westzonen beziehungsweise in der BRD durchgeführt wurden22 und welche Rolle dabei die 

Politik, sowie die Vertriebenen als Betroffene selbst gespielt haben. Entsprechend richtet die 

folgende Arbeit den Blick sowohl auf die Gruppe der Vertriebenen und deren Selbstorganisation 

in Parteien und Vertriebenenverbänden, als auch auf die Integrationspolitik der Nachkriegszeit. 

Im Zentrum der Betrachtung stehen der Lastenausgleich, sowie die damit verbundenen Integra-

tionsprogramme zur Beschaffung von Wohnraum und Arbeit. 

2. DIE GRUPPE DER VERTRIEBENEN 

Wenn man von den Nachkriegsereignissen im Osten berichtet, spricht man oftmals von Flucht 

und Vertreibung. Zwischen diesen so häufig synonym gebrauchten Begriffen muss aber differen-

ziert werden: 

- ,ÁÕÔ ÄÅÒ $ÅÆÉÎÉÔÉÏÎ ÄÅÓ "ÕÎÄÅÓÍÉÎÉÓÔÅÒÉÕÍÓ ÄÅÓ )ÎÎÅÒÎ ×ÅÒÄÅÎ ÍÉÔ ȵ&ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅÎȰ ÄÉe-

jenigen bezeichnet, die aus eigener Not, vor der Gewalt und Vergeltungszügen der Roten 

Armee bei ihrem Einmarsch in Ostpreußen, ihre Heimat verließen. 

- ȵ6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅȰ ÓÉÎÄ ÆÏÌÇÌÉÃÈ ÄÉÅÊÅÎÉÇÅÎȟ ÄÉÅ ÎÁÃÈ ÄÅÎ "ÅÓÃÈÌİÓÓÅÎ ÄÅÒ ÄÒÅÉ 'ÒÏħÍßÃÈÔÅ ÁÕÆ 

der Potsdamer Konferenz systematisch vertrieben wurden. 

Die Flucht begann mit dem Ende der Kampfhandlung im Osten und dem erstmaligen Einmarsch 

der Russen auf damals deutsches Staatsgebiet im Oktober 1944. Die organisierte Vertreibung 

wurde schließlich auf der Potsdamer Konferenz der Siegermächte beschlossen und bis Ende 

1947 durchgeführt. Die Siegermächte gedachten auf diese Weise das Problem ethnischer Min-

derheiten vereiteln zu können und damit das nationalstaatliche Konfliktpotential in Europa zu 

entschärfen. Insgesamt verließen mehr als 12 Millionen Menschen, von denen ca. neun Millionen 

in die Gebiete der späteren BRD kamen, ihre Heimat. Darüber hinaus gab es weitere Gruppen 

ÖÏÎ ÓÏÇȢ ȴ6ÏÌËÓÄÅÕÔÓÃÈÅÎȬȟ ÄÉÅ ÉÎÆÏÌÇÅ ÄÅÓ +ÒÉÅÇÅÓ ÁÕÓ ÁÎÄÅÒÅÎ 'ÅÂÉÅÔÅÎ ÁÕÓÇÅ×ÉÅÓÅÎ ×ÕÒÄÅÎȢ 

Dieser Beitrag konzentriert sich auf die erstgenannte Gruppe der aus den  Gebieten östlich der 

                                                             

22 In der SBZ/DDR stellte sich die Problematik in ähnlicher, wenn nicht sogar in noch größerer Weise. Der Umgang mit 
den ɀ hier etwas euphemistisch bezeichneten ɀ ȵ5ÍÓÉÅÄÌÅÒÎȰ ×ÕÒÄÅ ȵÍÉÔ 2İÃËÓÉÃÈÔ ÁÕÆ ÄÉÅ ĘÓÔÌÉÃÈÅÎ .ÁÃÈÂÁÒÎȰ ÔÁÂÕi-
siert (vgl. Bade 1997: 13).  
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Oder-Neiße-Linie (Schlesien, Pommer und Ostpreußen) Vertriebenen, die quantitativ besonders 

herausragt. 

Die Vertriebenen waren zu einem großen Teil in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft tä-

tig23. Auch wenn bei der Gruppe der Vertriebenen, ähnlich wie bei den Westdeutschen, die Män-

ner ɀ und unter ihnen gerade die jungen Jahrgänge ɀ durch die Folgen des Krieges stark unter-

repräsentiert waren, so kam mit den Ostvertriebenen doch eine Gruppe von Menschen, mit einer 

ÈÏÈÅÎ 'ÅÂÕÒÔÅÎÒÁÔÅ ÕÎÄ ÅÉÎÅÒ ÈÏÈÅÎ ,ÅÂÅÎÓÅÒ×ÁÒÔÕÎÇȢ $ÉÅ ȴÅÔÈÎÏ-ËÕÌÔÕÒÅÌÌÅÎȬ &Áktoren waren 

ÅÂÅÎÓÏ ÇİÎÓÔÉÇȢ -ÁÎ ÓÐÒÁÃÈ ÄÉÅÓÅÌÂÅ 3ÐÒÁÃÈÅȴ ÄÉÅ ÃÈÒÉÓÔÌÉÃÈÅ 2ÅÌÉÇÉÏÎ ÈÁÔÔÅ ÍÁÎ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍ 

(wenn auch die Unterschiede zwischen Protestanten und Katholiken mancherorts zu Spannun-

gen führten) und man teilte die leidvollen Erfahrungen eines totalitären Regimes und eines ver-

heerenden Krieges. 

3.  INTEGRATIONSPOLITIK DER BESATZUNGSMÄCHTE UND DER JUNGEN 

BRD 

Es verwundert kaum, dass es für die Aufnahme der Flüchtlinge keine Vorplanungsphase gab. Die 

ersten Flüchtlinge kamen schließlich schon, als der Krieg noch nicht beendet war. Folglich er-

wies sich die Eingliederungspolitik der ersten Jahre nicht als eine weitsichtig agierÅÎÄÅȴ ÓÏÎÄÅÒÎ 

ÁÌÓ ÅÉÎÅ ÒÅÁÇÉÅÒÅÎÄÅ 0ÏÌÉÔÉËȴ ÄÉÅ ÄÅÎ ÁÕÆÔÒÅÔÅÎÄÅÎ 0ÒÏÂÌÅÍÅÎ ÅÎÔÇÅÇÅÎÚÕ×ÉÒËÅÎ ÓÕÃÈÔÅȢ $ÅÒ )n-

tegrationsprozess lief schwerfällig an und wurde auf beiden Seiten durch viel Unmut und Span-

ÎÕÎÇÅÎ ÂÅÇÌÅÉÔÅÔȢ !ÌÓ ȵ(ÁÂÅÎÉÃÈÔÓÅȰȴ ȵ)ÍÍÉÓȰ ÏÄÅÒ ȵ2ÕÃËÓÁÃk-$ÅÕÔÓÃÈÅȰ ÂÅÔÉÔÅÌÔȴ ÅÒÆÕÈÒÅÎ ÄÉÅ 

6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎ ÚÕÎßÃÈÓÔ ÖÉÅÌ !ÂÌÅÈÎÕÎÇȢ .ÉÃÈÔ ÚÕÌÅÔÚÔ ×ÕÒÄÅÎ ÓÉÅ ÁÎÈÁÎÄ ÅÉÎÉÇÅÒȴ ÄÏÃÈ ÐÒßÇÎÁn-

ÔÅÒ &ÒÅÍÄÈÅÉÔÓÍÅÒËÍÁÌÅ ×ÉÅ $ÉÁÌÅËÔ ɉȵÖÅÒÄÏÒÂÅÎÅÓ $ÅÕÔÓÃÈȰɊ ÓÏ×ÉÅ ÆÒÅÍÄÅ 3ÉÔÔÅÎȴ 4ÒÁÃÈÔÅÎ 

und Essgewohnheiten abgegrenzt (vgl. Frantzioch-Immenkeppel 2001: 148). 

$ÅÎÎÏÃÈ ÌÉÅħÅÎ ÄÉÅ !ÌÌÉÉÅÒÔÅÎ ÆÒİÈ ×ÉÓÓÅÎȴ ÄÁÓÓ ÄÉÅ ȵ5ÍÓÉÅÄÌÕÎÇȰ ɉ×ÉÅ ÓÉÅ ÅÓ ÅÔ×ÁÓ ÅÕÐÈÅÍÉs-

ÔÉÓÃÈ ÁÕÓÄÒİÃËÔÅÎɊ ËÅÉÎÅ ÔÅÍÐÏÒßÒÅ -ÁħÎÁÈÍÅ ×ÁÒȟ ÓÏÎÄÅÒÎȡ ȵ5ÎÉÔÅÄ 3ÔÁÔÅÓ ÐÏÌÉÃÙ ÉÓ ÄÉÒÅÃÔÅÄ 

ÔÏ×ÁÒÄ ÔÈÅ ÆÕÌÌ ÁÓÓÉÍÉÌÁÔÉÏÎȴ ÐÏÌÉÔÉÃÁÌȴ ÓÏÃÉÁÌ ÁÎÄ ÅÃÏÎÏÍÉÃȴ ÏÆ ÁÌÌ ÒÅÆÕÇÅÅÓ ÉÎ ÔÈÅ ÃÏÍÍÕÎities to 

×ÈÉÃÈ ÔÈÅÙ ÁÒÅ ÁÓÓÉÇÎÅÄȢȰ ɉ'ÒÕÎÄÓÁÔÚÆÏÒÍÕÌÉÅÒÕÎÇ ÄÅÓ 3ÔÁÔÅ $ÅÐÁÒÔÍÅÎÔ ÖÏÎ ρωτχɊ ɉ(ÁÅÒÅÎÄÅÌ 

ςπππȡ ρρρɊȢ $ÉÅ :ÉÅÌÅȴ ÄÉÅ ÓÉÃÈ ÄÉÅ !ÍÅÒÉËÁÎÅÒ ÓÔÅÃËÔÅÎȟ ×ÁÒÅÎ ÈÏÃÈȢ :ÕÍ %ÉÎÅÎ ÓÏÌÌÔÅÎ ÄÅÎ /Ót-

vertriebenen in ihrer neuen Heimat rechtliche Gleichstellung und soziale Chancengleichheit ge-

währt werden. Zum Anderen war das Ziel der Gleichstellung ɀ wie in der Terminologie des Zita-

tes deutlich wird ɀ aber auch mit dem Ziel der Assimilierung der Heimatvertrieben verbunden. 

                                                             

23 Knapp 40% arbeiteten in eben solchen Bereichen, zum Vergleich; im Westen des Reiches waren es ca. 25% (vgl. 
BMI 1982: 13). 
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Bei der Verteilung der Vertriebenen in die Gebiete der Besatzungszonen wurde darauf geachtet, 

ÄÁÓÓ ÓÏÚÉÁÌÅ 3ÔÒÕËÔÕÒÅÎȟ ÄÉÅ ÉÎ ÄÅÒ ȴÁÌÔÅÎȬ (ÅÉÍÁÔ ÂÅÓÔÁÎÄÅÎȴ ÓÉÃÈ ÉÎ ÄÅÒ ÎÅÕÅÎ (ÅÉÍÁÔ ÍĘÇÌÉÃÈÓÔ 

nicht neu formierten. Bewohner einer 2000 Seelen Gemeinde fanden sich nach der Vertreibung 

über 158 Orte verstreut wieder (vgl. Beer 2006: 113). Denen, die sich nach wie vor zusammen-

fanden, wurde jegliche Selbstorganisation zunächst verboten. Die einzelnen Individuen sollten in 

der einheimischen Bevölkerung aufgehen (vgl. Parisius 2003: 256). Wenngleich die Amerikaner 

und auch die Briten (die Franzosen verweigerten bis 1949 den Flüchtlingen jeglichen Zutritt in 

ÉÈÒÅ "ÅÓÁÔÚÕÎÇÓÚÏÎÅɊ ÉÈÒÅ :ÉÅÌÅ ÆİÒ ÄÉÅ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎÐÏÌÉÔÉË ËÌÁÒ ÆÏÒÍÕÌÉÅÒÔÅÎȴ ÓÏ ×ÁÒÅÎ ÓÉÅ ÖÏÎ 

dem Ausmaß der Herausforderung überrascht und von einer harmonischen Umsetzung ihrer 

:ÉÅÌÅ ×ÅÉÔ ÅÎÔÆÅÒÎÔ ɉÖÇÌȢ 3ÃÈÒÁÕÔ ρωωωȡ σφɊȢ .ÉÃÈÔ ÚÕÌÅÔÚÔ ÄÅÓ×ÅÇÅÎ ÇÁÂÅÎ ÓÉÅȴ ÇÁÎÚ ÉÍ 3ÉÎÎÅ ÄÅÓ 

0ÏÔÓÄÁÍÅÒ ȴ$ÅÍÏËÒÁÔÉÓÉÅÒÕÎÇÓÚÉÅÌÅÓȬ ÆİÒ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄȴ ÓÏ ÖÉÅÌ ÕÎÄ ÓÏ ÆÒİÈ ×ÉÅ ÍĘÇlich die orga-

ÎÉÓÁÔÏÒÉÓÃÈÅ "Å×ßÌÔÉÇÕÎÇ ÄÅÓ ȴ&ÌİÃÈÔÌÉÎÇÓÐÒÏÂÌÅÍÓȬ ÁÎ ÄÅÕÔÓÃÈÅ "ÅÈĘÒÄÅÎ ÁÂȢ ȵ-ÁËÅ ÔÈÅ 'År-

ÍÁÎÓ ÄÏ ÉÔȰȟ ÈÉÅħ ÄÅÒ 'ÒÕÎÄÓÁÔÚ ɉÖÇÌȢ (ÁÅÒÅÎÄÅÌ 2000: 112). Entscheidender Akteur wurden die 

ÓÉÃÈ ÁÂ ρωτφ ËÏÎÓÔÉÔÕÉÅÒÅÎÄÅÎ ,ßÎÄÅÒȴ ÄÉÅ ÄÉÅ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÓÖÅÒ×altung ausführten und der Integ-

rationspolitik demnach zunächst einen stark föderalen Charakter gaben. All das verlangte einen 

enormen Verwaltungsapparat unter Oberaufsicht der Militärregierung. Die Verwaltung war von 

ÏÂÅÎȴ ÖÏÍ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÓËÏÍÍÉÓÓÁÒȟ ÂÉÓ ÎÁÃÈ ÕÎÔÅÎȴ ÂÉÓ ÚÕ ÄÅÎ +ÏÍÍÕÎÅÎȟ ÉÎ ÅÉÎÅÍ ÍÅÈÒÇÌÉÅÄÒi-

ÇÅÎ 3ÙÓÔÅÍ ÁÕÆÇÅÂÁÕÔȴ ÄÁÓ ÓÉÃÈ ÊÅ ÎÁÃÈ "ÅÓÁÔÚÕÎÇÓÚÏÎÅ ÕÎÄ ÊÅ ÎÁÃÈ ,ÁÎÄ ÕÎÔÅÒÓÃÈÉÅÄȢ )Î ÄÅÒ 

amerikanischen Besatzungszone wurde zusätzlich zur Regelverwaltung eine Sonderverwaltung 

für die Probleme der FlüchÔÌÉÎÇÅ ÅÉÎÇÅÒÉÃÈÔÅÔȴ ÄÉÅ ÎÉÃÈÔ ÓÅÌÔÅÎ ÉÎ +ÏÍÐÅÔÅÎÚÓÔÒÅÉÔÉÇËÅÉÔÅÎ ÍÉÔ 

ÄÅÎ 2ÅÇÅÌÖÅÒ×ÁÌÔÕÎÇÅÎ ɉ!ÒÂÅÉÔÓÖÅÒ×ÁÌÔÕÎÇȴ ÕÎÄ 7ÏÈÎÕÎÇsverwaltung) geriet (vgl. Schraut 

1999: 38). 

%Ó ÉÓÔ ÓÅÌÂÓÔÅÒËÌßÒÅÎÄȴ ÄÁÓÓ ρωτωȟ ÉÍ 'ÒİÎÄÕÎÇÓÊÁÈÒ ÄÅÒ "ÕÎÄÅÓÒÅÐÕÂÌÉËȴ ÄÅÒ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎÓÐro-

ÚÅÓÓ ÇÅÒÁÄÅ ÅÒÓÔ ÅÉÎÇÅÌÅÉÔÅÔȴ ÁÂÅÒ ÂÅÉ ×ÅÉÔÅÍ ÎÏÃÈ ÎÉÃÈÔ ÁÂÇÅÓÃÈÌÏÓÓÅÎ ×ÁÒȢ 7ÉÅ ÖÉÅÌÅ &ÒÁÇÅÎ 

sich im Umgang mit den Vertriebenen und Flüchtlingen auch zur Gründungszeit der Bundesre-

ÐÕÂÌÉË ÎÏÃÈ ÓÔÅÌÌÔÅÎȴ ÚÅÉÇÔ ÄÉÅ %ÉÎÒÉÃÈÔÕÎÇ ÅÉÎÅÓ ÅÉÇÅÎÅÎ -ÉÎÉÓÔÅÒÉÕÍÓ ÍÉÔ ÄÅÍ 4ÉÔÅÌȡ ȵ"ÕÎÄÅs-

ÍÉÎÉÓÔÅÒÉÕÍ ÆİÒ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅȴ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅ ÕÎÄ +ÒÉÅÇÓÇÅÓÃÈßÄÉÇÔÅȰȢ %Ó ÎÁÈÍ ÍÉÔ ÄÅÒ 'ÒİÎÄÕÎÇ ÄÅÒ 

BRD seine Arbeit auf und löste sich erst im Jahre 1969 auf. Auf Initiative dieses Ministeriums 

wurden in den ersten Jahren der BRD einige für die Integration der Vertriebenen entscheidende 

Gesetze erlassen. Nachdem sich die unmittelbare Not der ersten Nachkriegsjahre ɀ so vor allem 

die Ernährungsversorgung und die Vermisstensuche ɀ ÈÁÌÂ×ÅÇÓ ÇÅÌÅÇÔ ÈÁÔÔÅȴ ÂÌÉÅÂÅÎ ÄÉÅ 6År-

sorgung mit Arbeit und Wohnraum für die Flüchtlinge und Vertriebenen die zentralen Aufgaben 

der Integrationspolitik.  
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Mit Kriegsende war fast die Hälfte der Wohnmöglichkeiten zerstört oder beschädigt (vgl. BMI 

1982: 54). Für die erste Zeit konnten die Vertriebenen (ebenso wie zahlreiche einheimische 

ȵ&ÌÉÅÇÅÒÇÅÓÃÈßÄÉÇÔÅȰɊ ÎÕÒ ÉÎ ÎÏÔÄİÒÆÔÉÇÅÎ "ÁÒÁÃËÅÎ ÕÎÄ -ÁÓÓÅÎÕÎÔÅÒËİÎÆÔÅÎ ÕÎÔÅÒËÏmmen. 

3ÃÈÏÎ ÂÁÌÄ ×ÁÒ ËÌÁÒȴ ÄÁÓÓ ÄÉÅ !ÕÆÎÁÈÍÅ ÄÅÒ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎ ÉÎ ÄÅÒ ÇÅÇÅÂÅÎÅÎ 7ÏÈÎÉÎÆÒastruktur 

nicht möglich war. Zu den Adressaten der Wohnungsbaumaßnahmen zählten allerdings nicht 

ÎÕÒ ÄÉÅ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎȴ ÓÏÎÄÅÒÎ ÄÉÅ ÇÁÎÚÅ 'ÒÕÐÐÅ ÄÅÒ 7ÏÈÎÕÎÇÓÌÏÓÅÎȴ ÉÎ ÄÅÒ ÄÉÅ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎ 

jedoch den größten Anteil stellten.24 

$ÅÒ -ÁÎÇÅÌ ÁÎ 7ÏÈÎÒÁÕÍ ×ÁÒ ÁÂÅÒ ÎÉÃÈÔ ÎÕÒ ÅÉÎ 0ÒÏÂÌÅÍ ÄÅÒ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅÎȴ ÓÏÎÄÅÒn er wurde 

ÁÕÃÈ ÚÕ ÅÉÎÅÍ 3ÃÈÉÃËÓÁÌ ÄÅÒ -ÅÎÓÃÈÅÎȴ ÄÉÅ ÎÏÃÈ ÓÅÌÂÓÔ İÂÅÒ ÅÉÎÅ 7ÏÈÎÕÎÇ ÖÅÒÆİÇÔÅÎȢ 5Í ÄÉÅ 

7ÏÈÎÕÎÇÓÎÏÔ ÚÕ ÌÉÎÄÅÒÎ ÖÅÒÆİÇÔÅÎ ÄÉÅ -ÉÌÉÔßÒÒÅÇÉÅÒÕÎÇÅÎ ÚÕÎßÃÈÓÔȴ ÄÁÓÓ ÁÌÌÅ ȴ/ÂÄÁÃÈÌoÓÅÎȬ ÁÕÆ 

den vorhandenen Wohnraum zu verteilen seien. Das Kontrollratsgesetz vom März 1946 verord-

ÎÅÔÅȴ ÄÁÓÓ ÊÅÄÅÒ ÓÅÉÎÅÎ 7ÏÈÎÒÁÕÍ ÚÕ ÍÅÌÄÅÎ ÈÁÂÅȟ ÕÎÄ ÂÅÆÕÇÔÅ ÄÉÅ 7ÏÈÎÕÎÇÓßÍÔÅÒ ÄÅÎ ÖÏr-

handenen Wohnraum zu verteilen und im Zweifel auch Zwangsräumungen zu veranlassen. 

Auf eine reibungslose Zusammenarbeit mit den Einheimischen bei der Zwangsabgabe konnte 

ÍÁÎ ÎÉÃÈÔ ÈÏÆÆÅÎȢ :ÁÈÌÒÅÉÃÈÅ %ÒÌÅÂÎÉÓÂÅÒÉÃÈÔÅ ÓÃÈÉÌÄÅÒÎ ÄÉÅ ÔÅÉÌÓ ×ÉÄÅÒ×ÉÌÌÉÇÅȴ ×ÅÎÎ ÎÉÃÈÔ ÇÁÒ 

ÆÅÉÎÄÓÅÌÉÇÅȴ ÁÂÅÒ ÁÕÃÈ ÔÅÉÌÓ ÖÅÒÓÔßÎÄÎÉÓÖÏÌÌÅ !ÕÆÎÁÈÍÅ ÄÅÒ ȵ.ÅÕÁÎÓÉÅÄÌÅÒȰȢ !ÕÃÈ ×ÅÎÎ ÄÉÅ .Ït-

×ÅÎÄÉÇËÅÉÔȴ ÄÉÅ 7ÏÈÎÕÎÇ ÔÅÉÌÅÎ ÚÕ ÍİÓÓÅÎȴ zu vielen konfliktgeladenen Situationen führÔÅȴ ÈÁÔÔÅ 

gerade das enge Zusammenleben von Einheimischen und Neuankömmlingen eine integrative 

7ÉÒËÕÎÇ ɉÖÇÌȢ (ÁÅÒÅÎÄÅÌ ςπππȡ ρςωɊȢ $Áȴ ×Ï 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅ ÊÅÄÏÃÈ ÎÉÃÈÔ ÁÕÆ ÇÕÔÇÅÓÉÎÎÔÅ %ÉÎÈÅÉÍi-

ÓÃÈÅ ÔÒÁÆÅÎȴ ÆİÈÒÔÅ ÉÈÎÅÎ das enge Zusammenleben täglich die Segregation der Bevölkerung vor 

!ÕÇÅÎȴ ÉÎ ÄÅÒ !ÌÔÁÎÓßÓÓÉÇÅ ÄÅÎ ÇÕÔÅÎ 7ÏÈÎÒÁÕÍ ÂÅ×ÏÈÎÔÅÎ ÕÎÄ .ÅÕÁÎËĘÍÍÌÉÎÇÅ ÓÉÃÈ ÍÉÔ ÄÅÎ 

ȴÓÃÈÌÅÃÈÔÅÒÅÎȬ :ÉÍÍÅÒÎ ÂÅÇÎİÇÅÎ ÍÕÓÓÔÅÎȢ %ÉÎÅ ÉÍ (ÅÒÂÓÔ ρωτχ ÄÕÒÃÈÇÅÆİÈÒÔÅ 2ÅÐÒßÓÅÎÔÁÔÉv-

erhebung belegt auch einen unterschiedlichen Wohnraumanspruch. Die Einheimischen bewohn-

ÔÅÎ ÅÉÎÅÎ 2ÁÕÍ ÍÉÔ ÄÕÒÃÈÓÃÈÎÉÔÔÌÉÃÈ ρȴτ 0ÅÒÓÏÎÅÎ ÐÒÏ :ÉÍÍÅÒȴ ÄÉÅ &ÌİÃÈÔÌÉÎÇÅ ÍÉÔ ςȴψ 0ÅÒÓÏÎÅÎ 

pro Zimmer (vgl. Haerendel 2000: 131). Dennoch konnten durch das Wohnplatzvergabepro-

gramm viele Vertriebene aus den Baracken erst einmal herausgeholt werden. Doch im Jahre 

1950 fehlten immer noch mehr als fünf Millionen Wohnungen in der Bundesrepublik (vgl. BMI 

1982: 54). An diesem Problem musste weiter gearbeitet werden. 

                                                             

24 Die Gruppe der Vertriebenen stellte mit etwa 67% die mit Abstand größte Gruppe der Kriegsgeschädig-
ten/Wohnungslosen dar (vgl.: BMI 1982: 57). 
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Im Zuge des Lastenausgleichs wurde ein Wohnungsbaugesetz verordnet.25 Durch Fördermittel 

sollten vor allem den Vertriebenen der Wohnungsbau ermöglicht werden und so zum einen der 

Wohnungsmangel ausgeglichen und zum anderen eine Unterstützung für die Vertriebenen bei 

der Integration in die Gesellschaft gewährleistet werden. Die Wohnungslosen wurden nach ent-

ÓÐÒÅÃÈÅÎÄÅÍ !ÎÔÒÁÇ ÄÕÒÃÈ ÓÏ ÇÅÎÁÎÎÔÅ !ÕÆÂÁÕÄÁÒÌÅÈÅÎȴ ×ÅÌÃÈÅ ÕÎÖÅÒÚÉÎÓÔ ÖÅÒÇÅÂÅÎ ×ÕÒÄÅÎȴ 

zum Wohnungsbau angeregt. Dieses bundespolitische Programm und weitere Sonderprogram-

meȴ ÄÉÅ ÐÕÎËÔÕÅÌÌÅ -ÉÓÓÓÔßÎÄÅ ÁÎÇÉÎÇÅÎȴ ÅÒÍĘÇÌÉÃÈÔÅÎ ÄÅÎ 6ÅÒÔÒÉÅÂÅÎÅ ÂÉÓ ÉÎ ÄÉÅ ρωφπÅÒ *ÁÈÒÅ 

eine annähernd vollständige Integration in den Wohnungsmarkt. Alle Programme hätten sicher-

lich nicht eine solche Wirkung gehabt, wäre die Selbsthilfe der Vertriebenen nicht hinzugekom-

men. 

ARBEITSBESCHAFFUNG 

Mindestens ebenso schlecht wie auf dem Wohnungsmarkt sah es zu Beginn auf dem Arbeits-

ÍÁÒËÔ ÁÕÓȢ $ÁÂÅÉ ÚÅÉÇÔÅ ÓÉÃÈȴ ÄÁÓÓ ÓÉÃÈ ÄÉÅ 0ÒÏÂÌÅÍÂÅÒÅÉÃÈÅ !ÒÂÅÉÔÓÍÁÒËÔ ÕÎÄ 7ÏÈÎÕÎÇÓÍÁÒËÔ 

ËÅÉÎÅÓ×ÅÇÓ ÄÅÃËÔÅÎȡ 7Ï ÅÓ !ÒÂÅÉÔ ÇÁÂȴ ÇÁÂ ÅÓ ËÅÉÎÅ 7ÏÈÎÕÎÇȴ ÕÎÄ ×Ï ÅÓ 7ÏÈÎÕÎÇÅÎ ÇÁÂȴ ÇÁÂ 

es keine Arbeit. Aufgrund der organisierten Wohnraumbelegung wurden die Vertriebenen zu-

ÎßÃÈÓÔ ÁÕÆ ÄÁÓ ,ÁÎÄ ÖÅÒÔÅÉÌÔȴ ×Ï ÅÓ Ú×ÁÒ 7ÏÈÎÒÁÕÍȴ ÁÂÅÒ ËÁÕÍ !ÒÂÅÉÔ ÇÁÂȢ $ÕÒÃÈ ÄÉÅ ÓÏ ÇÅÎÁÎn-

te Sekundärvertreibung bemühte sich die Bundesregierung ab 1949 die Vertriebenen in die 

mittlerweile wieder anlaufenden Industrieregionen zu bringen und gleichzeitig das starke Ost-

West-Gefälle beim prozentualen Anteil der Bevölkerung auszugleichen. Rund eine Millionen 

Vertriebene verließen in den 1950er Jahren die Abgabeländer (Schleswig-(ÏÌÓÔÅÉÎȴ .ÉÅÄÅÒÓÁÃh-

ÓÅÎȴ "ÁÙÅÒÎɊ ÕÎÄ ÓÉÅÄÅÌÔÅÎ ÉÎ ÄÉÅ ×ÅÓÔÌÉÃÈÅÒÅÎ ,ßÎÄÅÒ .ÏÒÄÒÈÅÉÎ-7ÅÓÔÆÁÌÅÎȴ "ÁÄÅÎ-

Württemberg und Rheinland-Pfalz über (vgl. BMI 1982: 75ff.). Doch auch hier sahen sich die 

Vertr iebenen mit einem weiteren Problem konfrontiert. Die Erwerbsstrukturen entsprachen 

nicht denen der Heimat. Die Arbeitsmöglichkeiten waren hier viel weniger agrarisch und viel 

mehr industriell geprägt. Ein ehemals selbständiger und wohlhabender Bauer musste nun als 

ȴ+ÎÅÃÈÔȬ ÁÕÆ ÆÒÅÍÄÅÎ (ĘÆÅÎ ÏÄÅÒ - wenn er Glück hatte - als Hilfsarbeiter in der Industrie aushel-

fen. 

Mit der Währungsreform und dem daraus resultierenden Wirtschaftsboom besserte sich die 

Lage für die Vertriebenen. Nachdem die Bundesrepublik gegründet war, entwickelte man ɀ ein-

gebettet in den Lastenausgleich ɀ ÚÁÈÌÒÅÉÃÈÅ 0ÒÏÇÒÁÍÍÅȴ ÕÍ ÁÕÃÈ ÄÉÅ %ÉÎÇÌÉÅÄÅÒÕÎÇ ÉÎ ÄÅÎ !r-

                                                             

25 Ein erstes Wohnungsbaugesetz wurde schon 1950 verabschiedet, eine erneuerte Fassung (zweites Wohnungsbau-
gesetz) 1956 umgesetzt. 




